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Seehofer attackiert 
weiter die Kranken 
Weitere Erhöhung der Zuzahlungen 
im Gesundheitswesen
Im Oktober 96 ist das letzte Gesetz zur 
Änderung in den gesetzlichen Kranken­
versicherungen verabschiedet worden, 
das u.a. vorsieht, daß notwendige Bei­
tragserhöhungen durch Zuzahlungen 
kompensiert werden müssen und die 
Krankenkassen freiere Hand bekom­
men, um Ausgaben einzusparen. Alle 
Leute sind noch damit beschäftigt, die 
Umstellungen zu begreifen und umzu- 
setzen und viele haben es aufgegeben, 
durchzublicken. Schon legt der Bundes­
gesundheitsminister Seehofer einen 
heuen Gesetzentwurf mit erneuten Er­
höhungen der Zuzahlungen vor. Was 
sind seine Gründe? Entlastung der Be­
triebe von Lohnnebenkosten, um ihre 
Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen.

Der Patient muß 5 DM mehr je Medi­
kament bezahlen bzw. 5 % mehr bei pro- 
Zentigen Zuzahlungsregelungen (Kran­
kengymnastik z.B.). Bisher mußte pro 
Medikament 3 bzw. 5 bzw. 7 DM zuge- 
Zahlt werden, je nach Preis und 
Packungsgröße.

Dadurch wird die Behandlung der Pa­
tienten aber nicht rationell, sondern ra­
tioniert. Diesem Vorwurf hält der Herr 
Minister die Härtefallregelung entge­
gen. Bis 3.202,50 DM brutto monatli­
ches Einkommen ist eine 4köpfige Fa­
milie von den Zuzahlungen befreit (Al­
leinstehende bis 1.708 DM, Ehepaare 
2.348,50 DM). Wer mehr verdient, wird 
freigestellt, wenn er im Jahr mehr als 2 % 

des Bruttojahreseinkommens nach­
weislich bezahlt hat.Bei 4.000 DM Brut- 

**to im Monat sind das z.B. 960 DM, bei 
der derzeitigen Versicherungspflicht­
grenze von 6.150 DM sind es 1.440 DM. 
Dieser Prozentsatz soll möglicherweise 
herabgesetzt werden.

Mit dieser erneuten Erhöhung der Zu­
zahlung sind auch „Normalverdiener“ 
betroffen, zumal ja kein Ende abzuse­
hen ist. Bei 1.000 DM im Jahr wird der 
ganze Familienhaushalt gestört. Wer 
schon nach einem halben Jahr diese 
Summe ausgeben mußte, kann sich dann 
für den Rest des Jahres von der Zuzah­
lung freistellen, sich als „Härtefall“ an­
erkennen lassen, was für viele nicht zu 
ihrem bisherigen Lebensgefühl paßt.

Der öffentliche Protest ist daher hef­
tig. Die gesundheitspolitische Spreche­
rin der Grünen kritisiert das neue Ge­
setz als einen „Anschlag gegen Kranke“ 
und einen Ausstieg aus einer „solidari­
schen Gesellschaft und einer ganzheit­
lichen Gesundheitsversorgung für alle“ 
und stellt fest, daß die voraussichtlichen 
Mehreinnahmen von etwa 5 Mrd. DM im 
Jahr durch die Zuzahlungen etwa dem 
finanziellen Umfang der „Geschenke“ 
entspräche, die Seehofer der Pharmain­
dustrie gemacht habe: Verzicht auf eine 
Arzneimittel-Positivliste, die Förder­
klausel für Importmedikamente (es war 
vorübergehend möglich, dieselben Me­
dikamente, die die Konzerne im Ausland

Mit ihrer heftigen Gegenwehr konnten die Bergleute aus NRW und Saarland in den letzten Wochen 
wenigstens betriebsbedingte Kündigungen im Bergbau verhindern. Für viele ist trotzdem die Per­
spektive in den nächsten Jahren trübe - im Bergbau können sie nicht bleiben. Ausführlicher Be­
richt auf Seite 2.

oft viel billiger anbieten, von dort zu im­
portieren) und die Lockerung der Fest­
betragsregelung. Das Bündnis für soli­
darische Krankenversicherung (der Zu­
sammenschluß umfaßt rund 40 Organi­
sationen, darunter Gewerkschaften, 
Versichertenvertreter in den Kranken- 
kassen-Spitzenverbänden, Verbände 
von Behinderten, Fachtagung Medizin 
u.a.) stellt fest, daß sich durch die er­
höhten Zuzahlungen die strukturellen 
Schwächen des Gesundheitswesens 
nicht ändern. Auf jeden Fall müsse an 
einem einheitlichen Leistungskatalog 
und an der paritätischen Finanzierung 
(je zur Hälfte vom Arbeitgeber und Ar­
beitnehmer) festgehalten werden.

’ Die Chemie/Pharma-Konzeme be­
richten von glänzenden Geschäften und 
weiterem Gewinnanstieg, wobei die Ge­

winne die ganzen letzten Jahre 
hauptsächlich von den Pharmaabtei­
lungen erbracht wurden (Bayer AG Le­
verkusen nach Steuern 2,7 Mrd. Ge­
winn, gegenüber 1995 ein plus von 
13,5%; Höchst AG kam auf 5,28 Mrd. 
Gewinn vor Ertragssteuem, gegenüber 
1995 ein plus von 29%).

Die Verbände der Krankengymnasten, 
der Bäderverband und einige fachärzt­
liche Berufsverbände weisen dagegen 
darauf hin, daß durch die Seehof ersehen 
Gesetze viele Einrichtungen im Ge­
sundheitswesen in ihrer Existenz be­
droht sind. Seehofer sah sich daher ge­
zwungen, dem Sachverständigenrat die 
Frage vorzulegen, wie die beschäfti­
gungspolitischen Probleme im Gesund­
heitswesen bewältigt werden sollten

. (sul)

Hne der zahlreichen Protestaktionen gegen die Visumsplllcht: Am 

März demonstrierten ca. 1.000 Menschen in Köln. Bild: p.b.

stimmt Visumspflicht zu Innenminister Kanther zufrie-
Zum 1.4. wird die von 
Kanther per Anordnung 
verfügte Einführung der 
Visumspflicht für auslän­
dische Kinder und Ju­
gendliche unter 16 Jahren 
in Kraft treten. Betroffen 
von diesem zynischen 
Beitrag des Bundesin­
nenministers zum „Eu­
ropäischen Jahr gegen 
den Rassismus“ sind rund 
800.000 Kinder und Ju­
gendliche aus Nicht-EU- 
Ländern, die in Zukunft 
eigene, von ihren Eltern 
unabhängige Visa bzw. 
Aufenthaltsgenehmigun­
gen beantragen müssen.

Am 14.3.stimmte auch der 
Bundesrat der Eilverord­
nung zu, wobei für hier le­
bende Kinder und Ju­
gendliche die Aufent­
haltsgenehmigung ^von 

den Behörden automatisch erteilt wer­
den soll. Falls dies nicht geschieht, müs­
sen die Betroffenen bis 30. Januar 1998 
einen entsprechenden Antrag stellen. 
Dieser leicht modifizierten Version der 
KantherschenVerordnung muß jetzt die 
Bundesregierung zustimmen. Kanther: 
er sei „vollkommen zufrieden“.

Die Mehrheit im Bundesrat kam da­
durch zustande, daß Niedersachsen und 
Hamburg mit den unionsgeführten Län­
dern stimmten. Der niedersächsische 
Ministerpräsident Schröder begründe­
te seine Zustimmung mit dem gleichen 
Argument, das Kanther stets angeführt 
hat: Die Visumspflicht für erstmals ein­
reisende Kinder sei sinnvoll, um diese 
davor zu schützen, daß sie eingeschleust 
und in die Prostitution oder die Krimi­
nalität gezwungen würden, eine vorge­
schobene Argumentation , die die aus­
grenzende Maßnahme gegen tausende 
von Kindern und Jugendlichen in kei­
ner Weise rechtfertigt. 1996 waren es 
ganze 300 jugendliche Asylbewerber» 
die in die Bundesrepublik kamen - eine 

überschaubare Zahl. So kritisierte Pro 
Asyl, die Vereinbarung sei ein „übler 
Neuaufguß der alten Vorlage“. Verlierer 
seien v.a. kurdische Flüchtlingskinder, 
deren Anträge keineswegs mißbräuch­
lich gestellt werden, denen aber jetzt 
sehr viel größere Hemmnisse in den Weg 
gelegt werden bei der Einreise.

Die vielen Proteste der letzten Wochen 
haben die Mehrheit in der SPD nicht 
umstimmen können. Wie schon bei der 
Asylgesetzgebungsänderung 1993 gibt 
es eine große Koalition irr Fragen der 
Ausländerpolitik. Und so werden mit 
der Einführung der Visumpflicht vor­
handene rassistische Denkstrukturen 
und Handlungsweisen weiter gefördert. 
Die von der Regierung lange angekün­
digte Reform des Staatsbürgerschafts­
rechts wird wieder vertagt. Menschen, 
die hier geboren und aufgewachsen 
sind, werden ausgegrenzt. Und auch 
wenn zunächst automatisch die Aufent­
haltsgenehmigung erteilt werden soll, 
die Drohung ist eindeutig: - was erteilt 
wird.kann auch entzogen werden, (u.b.)
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Rechtsextremismus: 
Tötung, Brandstiftung u.a.
Auf Anfragen der PDS-Bundestags­
gruppe hat die Bundesregierung An­
gaben über rechtsextremistische 
Straftaten im vergangenen Jahr ge­
macht. Dabei sind nur die Straftaten 
erfaßt, die von der Polizei als Strafta­
ten mit rechtsextremistischem Hinter­
grund eingestuft wurden und dement­
sprechend dem Bundeskriminalamt (1995: 69 Stunden), im Osten 42 Stun- 
(BKA) gemeldet wurden. Das BKA er­
faßte aufgrund dieses verengten Ra­
sters lediglich ein vollendetes Tötungs­
delikt (ein „Angehöriger der linksex­
tremistischen Szene“, so die Antwort 
der Bundesregierung, wurde in Bran­
denburg totgetreten, der Täter erhielt 
siebeneinhalb Jahre wegen Totschlags) 
sowie zwölf weitere rechtsextremisti­
sche sowie fremdenfeindliche Strafta­
ten. Des weiteren meldet das BKA für 
das Jahr 1996 14 ihm bekanntgemach­
te fremdenfeindliche Brandanschläge 
auf Flüchtlingsunterkünfte, Wohnun-

• gen von Ausländem usw.

Gegen private Polizei durch 
„Wachdienste“
Gegen die Privatisierung von polizeili­
chen Aufgaben- und deren Übertra­
gung auf sogenannte „private Sicher­
heitsdienste“ haben sich bei einer An­
hörung des Innenausschusses am 10. 
März zahlreiche befragte Verbände 
ausgesprochen. Die ÖTV beispielswei-. 
se verlangte in einer Stellungnahme an 
den Ausschuß, Angehörige privater Si­
cherheitsdienste sollten nur im Rah­
men von sog. „Jedermannrechten“ 
tätig haben, also weder Gewalt ausü­
ben noch in Rechte Dritter eingreifen 
dürfen. Die Gewerkschaft will geprüft 
haben, ob nicht sogar den Sicherheits­
diensten besondere Auflagen gemacht 
werden müßten, insbesondere betr. die 
Einhaltung der Verhältnismäßigkeit.

I Grundlage der Anhörung war ein An- 
I trag der SPD-FYaktion (Drucksache 
I 13/3832), der die Rechte und Pflichten 

von privaten Sicherheitsdiensten ge­
setzlich geregelt haben will. Auch der 

| Deutsche Industrie- und Handelstag 
und die Gewerkschaft der Polizei spra­
chen sich gegen eine Erweiterung der 
Befugnisse privater Sicherheitsdienste 
in Hoheitsgebiete der Polizei aus, die 
selbst der Verband der Wach- und Si- 
cherheitsuntemehmen nach eigenen 
Worten nicht anstrebt.

Das hat die Bundesregierung in Be­
antwortung einer Anfrage der PDS- 
Fraktion mitgeteilt. Die Angaben 
stammen vom Institut für Arbeits­
markt- und Berufsforschung der Bun­
desanstalt für Arbeit. Danach entfie­
len 1,557 Milliarden Überstunden auf 
Beschäftigte im Westen, 283 Millionen 
Überstunden auf Beschäftigte im 
Osten. Pro Beschäftigten seien das im 
Westen 62,1 Stunden im Jahr gewesen

den (1995: 48,3 Stunden). Nach Anga­
ben des gleichen Instituts betrug die 
durchschnittliche Jahresarbeitszeit 
(Vollzeit- und Teilzeitkräfte zusam­
mengefaßt) im Westen 19961.502 Stun­
den, im Osten 1.593 Stunden. Welche 
Beschäftigungswirkungen eine kürze­
re Arbeitszeit haben würde, kann das 
Institut der BfA nicht angeben. „Ar-, 
beitszeitverkürzungen kämen nur zum 
Teil einer Mehrbeschäftigung zugute, 
weil sie auch die Produktivitätsent- 

•Wicklungen beschleunigten“, so die 
Antwort der Regierung.

Rühe drängt bei der 
NATO-Osterweiterung
Noch vor dem nächsten NATO-Gipfel 
im Juli dieses Jahres in Madrid will die 
Bundesregierung eine Vereinbarung 
mit Rußland abgeschlossen haben, in 
der das Land seinen Protest gegen die 
NATO-Osterweiterung vermindert. 
Das hat Verteidigungsminister Rühe 
angekündigt. Die Verhandlungen über 
eine formelle Vereinbarung zwischen 
der NATO und Rußland seien weit ge­
diehen, behauptet der Minister. An­
geblich soll der russischen Regierung 
im Gegenzug die Aufnahme in den 
Kreis der G-7-Staaten (und vermutlich 
neue. westliche Kredite) angeboten 
worden sein. Die erste Runde der Bei­
trittsverhandlungen (mit Polen, Un­
garn und Tschechien, evtl, auch Slowe­
nien) soll dann bereits bis Dezember 
dieses Jahres abgeschlossen sein, so 
daß 1998 die Beitrittsverträge in den 
jeweiligen Parlamenten ratifiziert 
werden könnten. Am 4. April 1999 sol­
len dann die neuen Mitglieder bei den 
Feiern zum 50. Jahrestag der NATO- 
Gründung schon dabei sein.

Was kommt demnächst?

PDS fragt nach Toten 
an den Grenzen

I In einer kleinen Anfrage hat die PDS- 
I Bundestagsgruppe nach der Zahl der 

Personen gefragt, die im vergangenen 
Jahr an den deutschen Grenzen tot auf- 

I gefunden worden seien. Auch will sie 
wissen, was die diesbezüglichen To­
desermittlungsverfahren für Ergeb­
nisse über die Todesursachen ergeben 
haben.Desweiteren fragt die PDS nach 
der Zahl von Personen, die 1996 mit 
körperlichen Verletzungen durch Er­
frierungen, Unterkühlungen, Hunger 
und Dunst aufgegriffen wurden,die sie 
sich im Zuge von evtl, unerlaubten 
Grenzübertritten zugezogen haben. 
Schließlich soll die Bundesregierung 
sich zu der sogenannten „Schleuser­
kriminalität“, ihren Hintergründen 
und ihrem Ausmaß äußern.

1,8 Milliarden Überstunden
Im Jahr 1996 haben Lohnabhüngige in 
Ost- und Westdeutschland zusammen 
1,8 Milhorden Überstunden geleistet.

Am 19. März entscheidet der „kleine 
Parteitag“ der CDU über die weitere 
Politik der Partei in der Renten- und 
Steuerpolitik. Am 20. März berät der 
Bundestag unter’ anderem über Seeho­
fers 2. Gesetz zur „Neuordnung von 
Selbstverwaltung und Eigenverant­
wortung“ in der Krankenversiche­
rung, also u.a. über die Anhebung der 
„Eigenbeteiligungen“ um summarisch 
DM mehl’ pro Leistung, Medikament 
usw. Außerdem stehen Beratungen 
zum Klimaschutz und Bauen auf der 
Tagesordnung. Am Nachmittag folgen 
dann Beratungen über das neue BKA- 
Gesetz, das Innenminister Kanther 
vorgelegt hat, (Bundestags-Drucksa­
che 13/1550), über einen SPD-Gesetz­
entwurf zur Förderung ganzjähriger 
Beschäftigung im Bau (Schlechtwet­
tergeld) und (am Abend) eine große An­
frage der Grünen über die außenpoli- 
t isehe Betätigung des Bundesinnenmi- 
nisteriums (konkret: von Staatsse­
kretär Waffenschmidt gegenüber den 
„Ausländsdeutschen“, Bundestags- 
Drucksachen 13/4188 und 13/5457). 
Am FVeitag,den 21.März,gehtesdann 
um die Stcuerrcformpläne der Bun­
desregierung, am nachmittag insbe­
sondere über Anträge der Opposition 
zum Stopp des Projekts Transrapid.

Bergleute sind trotz der schweren Arbeit schon lange keine „Spitzenverdiener“ mehr. Der typische 
Bergmann in Lohngruppe 11 verdient heute nach Angaben der IG Bergbau und Energie 3.535 DM 
brutto, plus Untertagezulagen und Bergmannsprämie kommt er auf 3.850 DM brutto. Nach dem jetzt 
erzielten „Kompromiß“ wird in der Presse allgemein von einem weiteren Rückgang der Löhne der 
Bergarbeiter in den nächsten Jahren ausgegangen.

Massenentlassungen verhindert
Heftige Proteste der Bergleute - Welche Perspektiven?

phe“ zu-verhindern. Finanz- und ener- 
giepolitisch könne er das Ergebnis nicht 
vertreten, erklärte Ministerpräsident 
Rau ausdrücklich im Landtag. Um eine 
weitere Verschuldung zu verhindern, 
will die Landesregierung die Zahlungen 
von NRW in den Länderfinanzausgleich 
überprüfen.

Im großen und ganzen äußern sich je­
doch alle Seiten zufrieden. Am besten 
kommen die Energiekonzeme weg, de­
nen die Subventionen jahrzehnte Ex­
traprofite sicherten. Durch den Kohle­
pfennig, später durch dieVerstromungs- 
hilfen wurden VEBA, RWE und VEW - 
alle Anteilseigner der Ruhrkohle AG - 
niedrige Preise für die heimische Stein­
kohle garantiert, angelehnt an die Welt­
markt-Preise für Energie. Doch obwohl 
diese Preise sanken und die Subventio­
nen stiegen, senkten sie die Stromprei­
se kaum. Auch die Energiekonzeme ha­
ben auf einen vorsichtigeren Abbau der 
Subventionen gedrängt. Ruhrkohle- 
Chef Neipp: „Damit ist ein langfristig 
lebensfähiger Steinkohlebergbau über 
2005 hinaus möglich, mit dem auch 
zukünftigen Generationen der Zugang 
zu den wesentlichen deutschen Lager­
stätten erhalten werden kann“ .Tatsäch­
lich würde es viel Zeit und Geld kosten, 
stillgelegte Zechen zu reaktivieren - 
wenn z.B. eine Krisensituation ausgeru­
fen wird. Diese Option wollen die Ener­
giekonzeme offenhalten. Der von der 
Ruhrkohle AG verlangte „Eigenbei­
trag“ von 200 Mio. DM ist gering. •

Trotz „Abfederung“ steht dem Stein­
kohle-Bergbau an Ruhr und Saar ein 
weiterer, drastischer Umbruch bevor. 
Von den 86.000 Beschäftigten sollen in 
acht Jahren knapp 40.000 übrig sein, 
insgesamt wird mit einem Verlust von 
100.000 Arbeitsplätzen gerechnet. An 
Umstrukturierungshilfen der betroffe­
nen Länder will sich die Bundesregie­
rung nicht beteiligen. Ihr geht es darum, 
Gelder zu kappen und die hier geför­
derte Kohle durch die weitere Nutzung 
der Atomenergie und Importkohle zu er­
setzen. Dabei werden die Subventionen 
pro Bergmann im Jahre 2005 mit rund 
140.000 DM sogar noch höher liegen, als 
heute - weit mehr, als die Lohnkosten. 
Wäre cs nicht angebracht, mit den Berg­
leuten die Möglichkeiten einer kosten­
günstigeren, an sozialen und umweltpo­
litischen Zielen ausgerichteten Ener­
giepolitik zu erörtern? (wof)

„Die Kahlschlagpläne sind vom Tisch, cherung des Abbaus im Montanbereich 
Unser Kampf hat sich gelohnt“, so kom- übernommen hat. Ihr ging es darum,
mentierte der Vorsitzende der IG Berg- • eine „arbeitsmarktpolitische Katastro- 
bau und Energie, Hans Berger, das 
„nachgebesserte“ Ergebnis der Kohle- 
Gespräche mit der Bundesregierung. In 
den Zechen gab es Kritik. Überwiegend 
reagierten die Belegschaften jedoch er­
leichtert, weil keine Massenentlassun­
gen zu erwarten sind. Das von der Bun­
desregierung wenige Tage vorher vorge­
legte Konzept zur Kürzung der Kohle- 
Subventionen hätte zur Schließung von 
sieben Zechen schon bis zum Jahre 2000 
geführt, 36.000 Bergleute sollten in den 
nächsten drei Jahren abgebaut werden. 
Das wäre ohne betriebsbedingte Kün­
digungen nicht möglich .gewesen, die 
Existenzangst der Bergleute war groß.

Entsprechend heftig entlud sich ihre 
Wut über diese Sorte „Sterbehilfe“. Sie 
eskalierte, als Bundeskanzler Kohl das 
zunächst für den 11.3. geplante Folge­
gespräch mit IGBE-Chef Berger kurz­
fristig absagte. Unter dem „Druck der 
Straße“ wollte der Kanzler nicht ver­
handeln - „Kohl muß weg“ wurde zur 
verbreiteten Losung der Aktionen. Den­
noch muß man nüchtern feststellen: Be­
wegt hat sich die Bundesregierung nur 
wenig. Im Einzelnen wurde vereinbart:
• Gegenüber dem ersten Konzept erhöht 
die Bundesregierung ihren Anteil an 
den Kohle-Subventionen für die Jahre 
1998 bis 2005 um 1,65 Mrd. DM, ihr Ziel 
einer Kürzung der Subventionszahlun­
gen aus dem Bundeshaushalt auf 3,8 
Mrd. DM in 2005 setzt sie jedoch voll um.
• Das Land NRW erhöht seine Zahlun­
gen dagegen von 0,86 Mrd. DM in die­
sem Jahr auf 1 Mrd. DM ab 1998 und 
1,15 Mrd. DM ab 2001. Dadurch werden 
die Subventionszahlungen im Jahre 
2005 bei 5,5 Mrd. DM liegen, der Hälfte 
von 1996. Insgesamt müssen bis zum 
Jahre 2000 4 Zechen stillgelegt werden.
• Das Anpassungsgeld für den vorzeiti­
gen Ruhestand für Bergleute unter Tage 
ab dem 50., über Tage ab dem 55. Le­
bensjahr kann bis zum Jahre 2005 ge­
zahlt werden Vorher können die Berg­
leute wie bisher in eine „strukturelle 
Dauerkurzarbeit“ von bis zu 2 Jahre ge­
schickt werden. Ein weiteres Instru­
ment zur „Abfederung“ des Abbaus soll 
noch vereinbart werden: Ein Tarifver­
trag zur Einführung der 4-Tage-Woche 
nach dem MusterVW.bei dem der Lohn­
verlust aber größer ausfallen wird.

Draufgezahlt hat vor allem die Lan­
desregierung von NRW. die wieder die 
Rollg. des Garanten der sozialen Absi-
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D
en Trägerkreis des Bündnisses 
bilden Gewerkschaften (DGB, 
HBV, NGG, IG Medien, DPG, IG 
BAU, DAG),der Deutsche Frauenrat und 

kirchliche Zusammenschlüsse (kda, 
FKAB, EFD, kfd). Als Bündnispartne­
rinnen sind von Anfang an dabei SPD, 
Bündnisgrüne und PDS, die Bundesar­
beitsgemeinschaft kommunaler Frau­
enbeauftragter, Frauenbeauftragte ein­
zelner Länder, Südwind e.V. und ande­
re sowie aus den neuen Bundesländern . 
der D emokratische Frauenbund e.V., der 
Unabhängige Frauenverbänd e.V. sowie 
der Frauenpolitische Runde Tisch - weil 
es halt vor allem Frauen trifft.

Zur Brisanz der Lage
Als geringfügig beschäftigt zählen die­
jenigen, die maximal 610 DM (West) 
bzw. 520 DM (Ost) für höchstens 15 
Stunden Erwerbstätigkeit pro Woche 
erhalten. Obwohl das einmütige Analy­
seergebnis vielfältiger Untersuchungen 
zum Ausmaß ungeschützter Beschäfti­
gungsverhältnisse lautet: „Tendenz 
steigend“, sind. statistische Aussagen 
höchst widersprüchlich und verwir­
rend. Wie bestellt, äußerte sich der Be­
richt der Blümschen Rentenkommissi­
on von Januar dazu, so daß einiger­
maßen offiziell bestätigt wurde, daß von 
1991 bis 1995 die Zahl geringfügig Be­
schäftigter um 25% auf 6,4 Millionen 
gestiegen ist.

Geringfügige Beschäftigung ist vor al­
lem im Handel und im Dienstleistungs­
bereich anzutreffen. Die Anbieter han­
deln aus unterschiedlichen Motivatio­
nen so. Da sind Verbände und Vereine im 
sozialen Dienst, die mit ständig leeren 
Kassen auf derartige Kräfte angewiesen 
sind. Aber da sind auch die Supermärk­
te, die massenhaft Warenauffüllerinnen 
Ungeschützt anstellen,- um Wettbe­
werbsvorteile zu haben. Die Verlänge­
rung der Ladenschlußzeiten und die 
Privatisierung der Post führen nach­
weislich zu weiterer massenweiser Zer­
gliederung von NormalarbeitsVerhält­
nissen.

Brisant ist, daß mittlerweile Millio­
nen, vor allem Frauen, auf derartige Be­
schäftigungen als einzige Möglichkeit 
der Erwerbsarbeit angewiesen sind. 
Nicht deshalb, weil Frauen solche Be­
schäftigungen bevorzugen, wie oft be­
hauptet wird, sondern weil sie auf dem 
Arbeitsmarkt nichts anderes finden.Be­
fragungen in den neuen Bundesländern 
zeigen, daß nur 5% der Frauen, die ar­
beiten wollen, das unter 25 Stunden 
Wünschen, knapp 40% favorisieren Ar­
beitszeiten zwischen 25 und 38 Stun­
den.

Für viele Arbeitslose ist heute solch 
ein Job nicht nur Aufbesserung des 
niedrigen Arbeitslosengeldes, sondern 
vor allem eine Möglichkeit, der häusli­
chen Isolation zu entfliehen. Oft wird 
geringfügige Beschäftigung als will­
kommenes Zubrot für verheiratete 
Hausfrauen deklariert. Die Statistik be­
legt allerdings auch hier tendenziell die 
brisante Aussage, daß verheiratete 
Frauen wegen des niedrigen Haushalt­
seinkommens dringend das Zubrot 
brauchen. Viele haben die Hoffnung, 
über eine geringfügige Beschäftigung in 
einen Normaljob zu kommen.

Die soziale Absicherung ist 
überfällig
Hie Bundesregierung sperrt sich dage­
gen mit dem Argument,daß „der Gefahr 
der Erosion der Solidargemeinschaft 
Und des versicherungspflichtigen Ar­
beitsentgeltes zwar entgegengewirkt‘: 
werden könnte, aber „negative Auswir­
kungen auf die Sozialversicherungssy­
steme und auf die Arbeitswelt“ nicht 
ausgeschlossen werden könnten (Be­
richt der Rentenkommission). In der Tat 

ist die Einbeziehung geringfügiger Be­
schäftigungen in die Sozialversiche­
rung kein einfaches Unterfangen. Das 
ist aber kein Grund, die Sache im Inter­
esse der Betroffenen nicht anzupacken. 
Alle Oppositionsparteien haben eigene, 
inhaltlich unterschiedliche Anträge in 
den Bundestag eingebracht.

-Der Antrag der SPD „Beseitigung des 
Mißbrauchs der Geringfügigkeitsgren­
ze in der Sozialversicherung“ (Ds. 
13/3301 vom 11.12.95) schafft leider 
keinen normalen Versicherungsschutz, 
sondern erlaubt zwischen einer Baga­
tellgrenze von 85,40 DM bzw. 72,80 DM 
und der Geringfügigkeitsgrenze nur 
eingeschränkte Ansprüche. Das ver­
kompliziert die Sozialversicherung 
noch mehr, ohne die Betroffenen hinrei­
chend zu schützen.

Mittendrin... und trotzdem draußen - 
geringfügig Beschäftige 
sozialversichern!
Petra Bläss und Martina Bunge über ein bundesweites Bündnis
Weil sozialversicherungsfreie geringfügige Beschäftigungen explosionsartig zunehmen und die sogenannten 610- bzw. 
520 DM-Jobs nicht nur einen geringen Verdienst dar stellen, sondern keinen Schutz bei Arbeitslosigkeit bieten und kei­
ne Rentenanwartschaften fürs Alter bringen, hat sich ein Bündnis zusammengefunden. Mit einer bundesweiten Kam­
pagne soll die überfällige Einbeziehung geringfügig Beschäftigter in die Solidargemeinschaft beim Gesetzgeber ange­
mahnt und eingefordert werden

Bündnis 90/Die Grünen fordern in 
ihrem Antrag „Jede dauerhafte Be­
schäftigung sozialversichem“ (Ds. 
13/4969 vom 19.6.96) zwar weitestge­
hend unterstützenswertes, doch die de­
taillierte Umsetzung bleibt offen. Pro­
blematisch ist der Vorschlag für einen 
Dienstleistungsscheck zur Absicherung 
von „Dienstmädchen“.

Der PDS-Antrag „Sozialversiche­
rungspflicht für jede bezahlte Arbeits­
stunde“ (Ds. 13/6090 vom 12.11.96) will 
nicht nur die Betroffenen sozial sichern, 
sondern zugleich diese Art von Arbeit 
für die Arbeitgeber weniger 'lukrativ 
machen.

Da die Absicherung zugegebener­
maßen nicht einfach ist, sei auf unseren 
Lösungsvorschlag etwas näher einge­
gangen.

Der PDS-Antrag
Zu den Beiträgen
Wir schlagen für die Beitragszahlung 
vor, daß der Arbeitgeber beide Bei­
tragsanteile tragen, und zwar für Ein­
kommen unterhalb des Existenzmini­
mums (das wir derzeit bei 1.425 DM an­
setzen).

Wir hoffen damit auf zwei Effekte:
Zum einen soll damit die Akzeptanz 

der Versicherungspflicht bei den Be­
schäftigten erhöht werden. Denn klar 
ist, daß viele vorrangig das Geld auf die 
Hand heute sehen und weniger an die 
Folgen später denken. Und in der Tat 
sind Einkommenseinbußen bei derart 
geringen Verdiensten durch Beiträge 
auch unzumutbar.

Zum anderen soll durch die alleinige 
Beitragstragung durch die Arbeitgeber 
eine Stimulans entstehen, vorhandene 
Arbeit nicht immer weiter zu zerglie­
dern. Sicher wird das Arbeitgeber im so­
zialen Bereich mit ihren strapazierten 
Kassen wenig erfreuen. Praktikable 
Ausschlußkriterien haben wir nicht ge­
funden und meinen auch, daß die 
schwierige finanzielle Situation über 
eine Reform der Finanzausstattung der 
sozialen Infrastruktur gelöst werden 

muß und die Versicherungspflicht für 
jede Stunde Arbeit daran nicht schei­
tern darf.

Der Vorschlag alleiniger Beitragstra­
gung durch den Arbeitgeber ist für das 
Sozialrecht nicht völlig neu, im Prinzip 
besteht sie bei Beschäftigungen zwi­
schen der Geringfügigkeitsgrenze und 
der sogenannten Geringverdienergren­
ze mit dem Ergebnis, daß in dieser Span­
ne keine Beschäftigungen angeboten 
wurden. Unser Vorschlag, Beiträge für 
Beschäftigungen unterhalb des Exi­
stenzminimums allein vom Arbeitgeber 
tragen zu lassen, ist eine logische Kon­
sequenz aus dem Steuerrecht. Wenn 
Einkommen unterhalb des Existenzmi­
nimums steuerfrei gestellt werden (lei­
der setzt die Regierung unzureichend 
nur 1.00 0 DM an), so gebietet die Gleich­

heit, derart geringe Einkommen auch 
nicht mitVersicherungsbeiträgen zu be­
legen.

Befürchtungen, daß damit weniger 
Arbeitsplätze entstehen könnten, sind 
nicht zwingend. Notwendige Arbeiten 
verschwinden ja nicht einfach, sondern 
es wird zu einer anderen Bündelung von 
Stunden und damit zu einer anderen 
Struktur der angebotenen Arbeitsplät­
ze kommen.

Zu den Ansprüchen
Der notwendige Versicherungsschutz 
hängt wesentlich von der sozialen Stel­
lung der geringfügig Beschäftigten ab. 
Die Struktur ist außerordentlich hete­
rogen, durch die Entwicklung in den 
neuen Bundesländern vergrößert sich 
die Vielfalt. Nicht mehr nur Hausfrau­
en, Schülerinnen und Studentinnen su­
chen in geringfügiger Beschäftigung 
eine Verdienstquelle (in den alten Bun­
desländern machen diese 77% aus, in 
den neuen 31%), sondern auch Arbeits­
lose und Rentnerinnen bessern damit 
ihre geringen Bezüge auf (in den alten 
Bundesländern 13%,in den neuen 57%). 
Für einen nicht unerheblichen Teil ist 
geringfügige Beschäftigung eine Ne­
bentätigkeit zum Vollzeit-Job. Vom Aus­
gangsstatus der geringfügig Beschäftig­
ten hängt wesentlich der erforderliche 
Versicherungsschutz und damit Lei­
stungsanspruch ab.

Einleuchtend wird sein, daß Rentne­
rinnen bei Verlust der geringfügigen Be­
schäftigung keinen Anspruch auf Ar­
beitsförderung benötigen, wohl aber die 
Hausfrau, die über die geringfügige Be­
schäftigung den Wiedereinstieg ins Er­
werbsleben versucht. Ähnlich bei der 
Rentenversicherung, wo sicher den 
Schülerinnen noch kein Anspruch und 
den Rentnerinnen kein weiterer An­
spruch erwachsen sollte, wohl aber Stu­
dentinnen, Arbeitslosen. Hausfrauen, 
Sozialhilfeempfängerinnen. Nicht ein­
fach sind die Regelungen für’s Renten­
recht, die auch einigermaßen sichernde 
Renten ermöglichen. Sich einen Kopf 
darüber zu machen, ist aber notwendig, 

um den Gegnern der Versicherungs­
pflicht für jede Stunde, die argumentie­
ren, das brächte ja nichts für’s Renten­
konto, etwas entgegensetzen zu können.

In der Tat bringt die Versicherung ei­
ner geringfügigen Beschäftigung pro 
Jahr ganze 0,14 Entgeltpunkte aufs 
Rentenkonto, was derzeit 6,66 DM 
(West) bzw. 5,48 DM (Ost) an monatli­
cher Rente einbringen würde. Um das zu 
beheben, ist zum einen der Druck auf 
mindestens existenzsichemde Jobs hilf­
reich. 1.425 DM netto einkalkuliert, er­
gäbe das bei einer Beitragsentrichtung 
vom Brutto 0,50 Entgeltpunkte. Zum 
anderen fordern wir, daß die Regelung 
für eine Rente nach Mindestentgelt­
punkten weitergeführt wird, danach 
würden die erzielten Entgeltpunkte mit 
1,5 multipliziert. Bei,mindestens exi- 

stenzsichemden Einkommen kämen so 
immerhin 0,75 Entgeltpunkte zustande. 
Ein Wert, mit dem heute die Jahre von 
Kindererziehung und andere Ausfall­
zeiten belegt werden. Geringeres Ein­
kommen bringt eben weniger Punkte, 
doch die sind besser als nichts - so wie 
die Sachlage heute ist.

Wie weiter mit dem Bündnis?
Jede bezahlte Arbeitsstunde abhängiger 
Beschäftigung versicherungspflichtig 
zu machen, wird nicht nur eines harten 
parlamentarischen Kampfes bedürfen, 
sondern auch breiter Aufklärung unter 
Betroffenen, damit außerparlamentari­
scher Protest in erforderlicher Stärke 
anschwillt. Die Kampagne des Bünd­
nisses soll sich vorerst auf 1997 kon­
zentrieren, mit dem Ziel, daß noch in 
dieser Legislaturperiode etwas passiert. 
Der Trägerkreis will das Wirken koordi­
nieren, aber zugleich haben wir in den 
Gründungsberatungen betont, daß die 
Kampagne davon leben wird, wie jede 
Bündnispartnerin und jeder Bünd­
nispartner das Ganze in seiner eigenen 
Struktur befördern wird.

Am 21. Februar 1997 hat sich das 
Bündnis in Bonn in einer Bundespres­
sekonferenz vorgestellt. Die Medienre­
sonanz war erschreckend gering und 
zeigt, wie wenig dieses brisante Thema 
im öffentlichen Bewußtsein verankert 
ist. Seither gibt es einen Aufruf, der zum 
Bündnisbeitritt und vor allem zum ak­
tiven Mitmachen auffordert. Der PDS- 
Bundesvorstand hat diese Blätter geor­
dert und will sie an die Landes- und 
Kreisverbände weiterreichen. Die Bun- 
destagsgruppe erstellt für den 1. Mai ein 
Flugblatt zur Problematik geringfügige 
Beschäftigung und Kampagne, so daß 
sich alle PDS-Gliederungen einschalten 
können. Ideen für vielfältige Aktions­
formen sind noch gefragt.

Petra Bläss ist sozialpolitische Spre* 
ehe rin der PDS-Bundestagsgruppe. 
Martina Bunge ist Mitarbeiterin von 
Petra Bläss.
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Kriminalisierung 
der Zeitschrift 
„Der Rechte Rand“
Zu den Versuchen der Landesämter 
des Verfassungsschutzes Baden- 
Württemberg und Harrfburg erklär­
ten am 5. März Annelie Buntenbach, 
Bundestagsabgeordnete der Frakti­
on Bündnis 90/ Die Grünen, und Ulla 
Jelpke, innenpolitische Sprecherin 
der PDS-Bundestagsgruppe:

„Der Rechte Rand“ wurde in einer 
jüngst veröffentlichten Broschüre 
des Landesamts für Verfassungs­
schutz Baden-Württemberg er­
wähnt. Unter dem Stichwort „Anar­
chismus“ wird den Leserinnen der 
Broschüre unkommentiert ein Titel­
bild des „Rechten Rands“ dargebo— 
ten. Zudem bezeichnete die Landes­
regierung Baden-Württemberg in der 
Antwort auf die Anfrage der REPs 
zur „Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes“ den „Rechten Rand“ 
als „linksextremistisch“.

Der Kriminalisierung der Zeit­
schrift durch das Landesamt für Ver­
fassungsschutz Baden-Württemberg 
ging voraus, daß „Der Rechte Rand“ 
bereits im Jahr 1995 im Verfassungs­
schutzbericht Hamburg aufgetaucht 
ist. Hier wird nicht nur suggeriert, die 
antifaschistische Zeitschrift setze 
„Drohgebärden“ ein, um „politische 
Gegner einzuschüchtem, zu vertrei­
ben oder mundtot zu machen“. Der 
Zeitschrift wird außerdem zum Vor­
wurf gemacht, daß sie durch die Ver­
öffentlichung des Aufrufs „Antifa­
schistische Offensive“ in der Novem- 
ber/Dezember-Ausgabe *1995 fest­
stellte, keine Gemeinsamkeiten mit 
Nazis zu haben und daß sie dazu auf­
rief, (Neo-)faschisten nicht durch das 
Feilbieten von öffentlichen Foren bei 
der Verbreitung ihrer menschenver­
achtenden Ideologie zu unterstützen 
(S. 159).

I Tatsächlich orientiert sich der Auf- 
I ruf „Antifaschistische Offensive“ an 
I dem „Appell an die Wachsamkeit“, 
I der im Juli 1993 von 40 Intellektuel- 
I len in Frankreich veröffentlicht wor- 
I den und u.a. von Pierre Bourdieu, 
I Jacques Derrida und Umberto Ecco 

unterzeichnet worden ist.
I Es handelt sich hier in beiden Fäl- 
I len um einen Versuch der Kriminali- 
I sierung einer antifaschistischen 
I Zeitschrift, die strömungsübergrei- 
I fend arbeitet. Antifaschistische Auf­

klärungsarbeit, eigentlich Sache der 
I Regierung, wird durch die Innenmi- 
I nister von Bund und Länder krimi­

nalisiert. Jeder antifaschistischen In­
itiative wird unterschiedslos unter­
stellt, die Verfassung zu gefährden.

I Diese Politik ist die des staatlichen
I Anti-Antifaschismus.

Die Verwendung von „Nazi-Jar­
gon“ hat offensichtlich wieder Kon- 

I junktur: „Der Müll zieht Ratten an, 
und Verwahrlosung zieht Gesindel 
an“, so äußerte sich der Berliner 

! CDU-Fraktionsvorsitzende Klaus 
Landowsky vor wenigen Tagen. Da­
mit richtete er sich gegen Obdachlo­
se, gegen Graffitis, besetzte Häuser 
und Immigranten. Solche menschen­
feindlichen Äußerungen wie diese, 
die sicherlich in keinem VS-Bericht 
auftauchen werden, werfen düstere 
Schatten auf die politische Zukunft 
in diesem Land.

Die NATO-Osterweiterung oder wie 
Osteuropa neu aufgerüstet wird
Von Tobias Pflüger, Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V., 
Tübingen
Derzeit gehen die Verhandlungen über 
die NATO-Osterweiterung in die heiße 
Phase. Doch Verhandlungen mit Ruß­
lands Führung und mit den Regierun­
gen der „Beitrittskandidaten“ sind nur 
die offizielle Seite. Auf der militärischen 
Ebene bei den Truppen wird seit Jahren 
sehr intensiv zusammengearbeitet. Die 
Bundesregierung leitet umfangreiche 
„militärische Ausbildungshilfe“’ im 
Falle Ungarns seit 1991. Grundlage der 
Zusammenarbeit mit Ungarn beispiels­
weise ist ein „Vertrag über gute Nach­
barschaft und freundschaftliche Bezie­
hungen“ vom 6. Februar 1992. Konkre­
tisiert wurde das ganze dann mit einer 
„Vereinbarung über die 
Zusammenarbeit im 
militärischen Bereich“ 
vom 6. April 1993. Von 
den 56 Staaten, für die 
die Bundesregierung 
„militärische Ausbil­
dungshilfe“ anbietet, 
sind die für Polen, 
Tschechien und Un­
garn die umfangreich­
sten. Für Ungarn gab es 
1996 58 Einzelmaßnah­
men, für Polen 85. Das 
Ganze reicht von ge­
meinsamen sportlichen 
Wettkämpfen über den 
„Austausch“ von mi­
litärischer Erfahrung 
und konkreten Waffen­
schulungen sowie 
Truppenpatenschaften 
bis zu kostenlosen Offi­
ziersausbildungen und
Manövem. Schwerpunkt ist dabei die 
„militärische Aufbauhilfe“.

Die Manöver, meist im Rahmen des 
Programmes „Partnerschaft für Frie­
den“, sind für beide Seiten zentral. Hier 
werden die Soldaten der Beitrittsstaa­
ten an die NATO „herangeführt“. Sie 
sind quasi ein NATO-Ausbildungspro- 
gramm für die osteuropäischen Armeen.

Und was wird bei den Manövem 
geübt? Beim Manöver „US Baitops 
1996“ vom 17. bis 21.6.1996 beispiels­
weise übten Armeen aus 13 Ostsee-An­
lieger-Staaten, mit dabei Deutschland 
(als Gastgeberland), Rußland, Polen, 
Estland, Lettland und Litauen, unter 
Anleitung der US-Küstenwache, die 
ihre Erfahrungen im Gebiet zwischen 
Florida und Kuba einbrachte, die Ab­
wehr von Flüchtlingen im Ostseeraum. 
Vielleicht ein künftiges Szenario für Mi­
litäreinsätze?

gemeinsamen

Neue Aufrüstung sw eile
Offiziell heißt es, „daß die NATO keinen 
Druck auf die künftigen Mitgliedslän­
der ausüben wird, daß diese ihre Streit­
kräfte modernisieren“. Bei der NATO 
werde auch „die Erweiterung nicht als 
Möglichkeit betrachtet, daß sich der mi­
litärisch-industrielle Komplex berei­
chert“, und man „von den künftigen 
Mitgliedsländern nicht verlangen wird, 
daß sie die neue westliche Technik kau­
fen“. Diese Worte stammen vom Spiri­
tus Reclus der NATO, dem Vorsitzenden 
des Militärausschusses, dem deutschen 
General Klaus Naumann,gesprochen in 
einem Interview im Dezember 1996.

Auch wenn Naumann schon immer - 
auch zu Zeiten als Generalinspekteur 
der Bundeswehr - offen formulierte,

welche strategischen Ziele er für Bun­
deswehr und NATO vorsah und vorsieht 
(Stichwort: Verteidigungspolitische
Richtlinien etc.), diesmal sind Zweifel 
an seinen Worten angebracht. Denn bei 
der NATO ist immer häufiger die Rede 
von „Standardisierung der Ausrüstun­
gen“ der osteuropäischen Staaten. Ge­
meint ist damit, daß sich die NATO-Bei- 
trittskandidaten mit Kriegswaffen ein­
decken sollen, die auch im Westen im 
Gebrauch sind. Nicht zwangsläufig sind 
damit fabrikneue westliche Rüstungs­
güter gemeint. Es können auch „alte 
Waffensysteme“ (auch ehemaliges 
NVA-Material) sein. Diese darf Volker 

Das „Bombengeschäft“ hat schon begonnen: Lettische Soldaten im August 1996 bei 
einer Übung im amerikanischen Bundesstaat North Carolina im Rahmen des „Part­

nership for Peace“-Programms der NATO. Bild aus: „NATO-Brief“ Nr. 6, November ‘96. Um diese gigantische 
Aufrüstungswelle zu fi­

nanzieren, muß auch exportiert und ko­
operiert werden. So auch mit den Staa­
ten des ehemaligen Warschauer Paktes: 
Polen beispielsweise hat Interesse be­
kundet am neuen Gepanzerten Trans­
portfahrzeug (GTK), das im Jahr 2004

Rühe nämlich wieder verstärkt Weiter­
verkäufen, das ist auch ein Ergebnis des 
Streites um die Höhe des sogenannten 
Verteidigungshaushaltes.

Die Rüstungsindustrie der USA ist 
beim direkten Verkauf vorne dran: Der 
US-amerikanische Rüstungskonzem bei der Bundeswehr eingeführt werden 
McDonnell Douglas beispielsweise hat 
kurz vor seiner Verschmelzung mit 
Boeing am 10.12.1996 in Warschau ein 
Büro eröffnet. „Das langfristig geplan­
te Engagement in dem mittelosteu­
ropäischen Land“ soll damit deutlich 
gemacht werden. Hintergrund ist, daß 
der Konzern in Verkaufsverhandlungen 
mit der polnischen Luftwaffe steht: Es 
geht um Kampfflugzeuge vom Typ F-18- 
Homet. Auch die US-Regierung selbst 
ist aktiv dabei, den „NATO-Standard“ 
nach Osteuropa zu tragen: Es wird ver­
sucht, den Beitrittskandidaten ein um­
fangreiches Waffenarsenal nicht mehr 
ganz neuer Waffen wie etwa die F-16 „zu 
Junktim-Konditionen für einen NATO- 
Beitritt“ anzudrehen.

Doch auch die bundesdeutsche Rü­
stungsindustrie drängt. So schreibt 
etwa das Blatt „Informationen für die 
Truppe“, herausgegeben vom Bundes­
verteidigungsministerium: „Einzelne 
deutsche Rüstungsunternehmen drück­
ten ihre Hoffnung aus, daß die ungari­
schen Rüstungsbetriebe bei den großvo- 
lumigen (!) Einkäufen der Armee nicht 
nur Firmen aus den Vereinigten Staaten, 
sondern auch mit deutschen Anbietern 
Kontakte suchen werden. Weiterhin 
drängen sie darauf, bei der Beurteilung 
der zur Modernisierung der ungari­
schen Luftabwehr ausgeschriebenen 
Bewerbungen auch ihre Kompensati- 
onsangebote zu berücksichtigen.“

Es zeichnet sich auch noch eine dritte 
Möglichkeit ab. In Polen wird speku-

liert, daß man „wegen des derzeitigen 
Wirtschaftsgefälles“ in Zukunft Zulie­
ferer von billigen/aber hochqualitati­
ven Teilprodukten für NATO-Waffen“ 
sein könnte. In diesem Zusammenhang 
wurde Interesse angemeldet an einer Li­
zenzproduktion der US-Flieger F-16. 
„Dies brächte zwei große Vorteile: Die 
polnische Luftwaffe bekäme ein moder­
nes Kampfflugzeug, und die unter fi­
nanziellen Schwierigkeiten leidende 
Flugzeugindustrie hätte neue Aufträ­
ge.“

Gleich welche der Varianten sich letzt­
endlich durchsetzt, es kommt zu einer 
neuen Aufrüstungswelle.

Ergänzt werden die 
oben genannten Rü­
stungslieferungen außer­
dem durch weitere: Alle 
NATO-Armeen wurden 
und werden derzeit um­
strukturiert: kleinere,
schlagkräftige Truppen 
und mobilere Waffensy­
steme. Auch die alte Bun­
deswehr gibt es nicht 
mehr, inzwischen gibt es 
eine neue Bundeswehr mit 
neuer Strategie, neuer 
Struktur und neuen Be­
waffnung. Mindestens 215 
neüe Beschaffungspro­
jekte der Bundeswehr 
können wir von der Infor­
mationsstelle Militarisie­
rung (IMI) nachweisen.

soll.

Die NATO-Osterweiterung ist 
und wird teuer.
1996 wurden in der Bundesrepublik 12 
Millionen DM für militärische Kontak­
te mit Staaten des GUS, baltischen 
Staaten und mittelost- und südosteu- 
ropäischen Staaten ausgegeben, 3,4 
Millionen DM allein für die militärische 
Ausbildungshilfe.

Eine Studie für das Budgetbüro des 
US-Kongresses aus dem Jahre 1996 be­
ziffert die Gesamtkosten für die NATO- 
Osterweiterung im Zeitraum 1996 bis 
2001 je nach. Modell auf zwischen 60,6 
und 124,7 Milliarden US-Dollar. Zwi- 
sehen 13,8 und 54,0 Milliarden würden 
auf die europäischen NATO-Staaten zu­
kommen, zwischen 4,8 und 18,9 Milli­
arden Dollar auf die USA und 42,0 bis 
51,8 Milliarden auf die neuen NATO- 
Mitglieder.

Als notwendig empfunden wird dort 
eine sogenannte Luftabwehr. Je nach 
Modell sind Kauf, Leasing oder kosten­
loses Überlassen von Kampfflugzeugen 
mit eingerechnet, in der billigsten Vari­
ante übernehmen diese „Luftabwehr“ 
einige der alten NATO-Staaten.

Wie sich die mittel- und osteuropäi­
schen Staaten diese gigantischen Sum­
men leisten sollen, ist fraglich, Nicht un­
wahrscheinlich ist eine neue ökonomi­
sche Abhängigkeit osteuropäischer 
Staaten vom Westen.
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Internationale Demonstration gegen FN-Parteitag
Demonstration am 29. März in Strasbourg. Auftakt: 14.30 Uhr, Place de l’Etoile
Am Osterwochendende, vom 28. bis 30. schafter zu mobilisieren. Auch der Par-
Mörz, wird im Palais des Congres in . ti Socialiste (PS) ruft inzwischen mit 
Strasbourg der nächste Kongreß des 
Front National (FN) stattfinden. Dieses 
Hochamt der „nationalen Bewegung“ 
(Eigenbezeichnung) - ein seltenes Er­
eignis, das nur alle drei Jahre stattfin­
det - wird dem FN die Plattform abge­
ben, sein neues Wirtschaftsprogramm 
zu besiegeln und sich im Hinblick auf 
die im März 1998 anstehenden Parla­
mentswahlen zu profilieren. Am Mon­
tag, den 31. März schließt sich daran in 
Strasbourg eine Großveranstaltung u.a. 
mit Parteichef Jean-Marie Le Pen und 
dem FN-Chefideologen Bruno Megret 
an.

Die Rechtsextremen werden die Stadt 
aber nicht für sich alleine haben: dafür 
sorgt ein umfangreiches Programm von 
Gegenaktivitäten, 
das sich über die ge­
samten drei Tage de: 
Dauer des Kongres­
ses erstreckt 
unter dem 
„Strasbourg 
nicht Sigmaringen 
steht - im süddeut­
schen Sigmaringen 
saßen nach der Be­
freiung Frankreichs 
1944 die letzten Kol­
laborateure mit Na­
zideutschland, dar­
unter Jacques Do- 
riot, die der Besat­
zungsmacht gefolg 
Waren.

Die Zentralveran

die als grenz-über 
schreitend konzi 
pierte („europäi 
sehe“) Demonstrati 
on am Sonnabend, 
den 29. März, die um 
15 Uhr an der Place 
d’Etoile beginnt. Die 
Demoroute führt an 
symbolischen Stät­
ten wie dem ehema­
ligen Sitz der Gesta-
Po und der von den Nazis unter der Be­
satzung angezündeten Synagoge vorbei.

Im Anschluß an die Demonstration 
sollen ab 17 Uhr und den ganzen Abend 
über Aktionen auf der Place Kleber 
stattfinden.

Trägergruppe ist ein örtliches Kollek­
tiv „Gerechtigkeit und Freiheit“ (so be­
gannt nach einer gleichnamigen italie­
nischen antifaschistischen Gruppe, de­
ren Führer Carlo und Nello Rosselini 
1937 im Exil von französischen Rechts­
extremen ermordet wurden). Diesem 
gehören neben diversen französischen 
Politischen (Antifa-Netz „Ras le Front“, 
Die Grünen,-trotzkistische LCR, Jungs- 
°2ialisten, KP, Linksliberale) und sozia­
len Gruppen (Arbeitslosenbewegung 
AC, Anti-AIDs-Aktivistengruppe Act 
Dp, Gewerkschaften wie FSU und SUD, 
Studentengewerkschaften UNEF und 
DNEF-ID) auch deutsche Organisatio­
nen von der gegenüberliegenden Rhein- 
Seite (GEW Kehl,DGV Ortenau) an. Je­
den Tag kommen neue Gruppen unter­
schiedlichster Alt hinzu; laut Angaben 
der Veranstalter unterstützt deutscher­
seits mittlerweile auch die IG Metall die 
Demonstration (Bei Redaktionsschluß 
Mefen auch der DGB Baden-Württem­
berg und die WN/BdA Baden-Württ- 
temberg auf, Einf. d. Red.) Die CGT hat 
angekündigt, zu diesem Anlaß auf re­
gionaler Ebene 5.000 CGT-Gewerk- 

auf.
In den letzten Wochen, seit dem FN- 

Sieg inVitrolles am 9.2.,ist die Gegner­
schaft gegen die rechtsextreme Partei 
auf den Straßen sichtbar wie seit Beste-. 
hen des FN nicht: am 9. März demon­
strierten 4.500 Menschen gegen den Re­
gionalkongreß des FN in Nizza und eine 
(möglicheiweise absichtlich erzeugte) 
Panne legte die gesamte Stromversor­
gung des Kongresses lahm - Le Pen de­
nunzierte sofort das „CGT-Pack bei der 
'(Stromgesellschaft) EDF“. Am Montag 
folgten 5.000 Demonstranten gegen 
Bruno Megret in Annecy und am 11. 
März 10.000 in Marseille gegen eine Ver­
anstaltung mit Le Pen und Megret.

Die Tage in Strasbourg werden mit 
Gegenaktivitäten politischer und kul-

Weg mit dem braunen Zaubertrunk! Zeichnung des Asterix-Zeichners Uderzo gegen das Debre-Gesetz. Der Text auf 
dem Kessel zitiert die Hymne der Nazi-Kollaborateure von Vichy, „Marchall Petain, wir sind bereit“ (Liberation 17.2.)

Aus einem Aufruf 
der
Antifa Offenburg
Auch von Gruppen aus der Richtung 
der „Antifaschistischen Aktion“ wird 
nach Straßbourg mobilisiert. Hier 
Auszüge aus einem Aufruf der Antifa 
Offenburg.

In Frankreich ist in letzter Zeit deut­
lich ein Trend nach rechts zu erkennen. 
Mittlerweile stellt die Front National, 
eine Partei,die in den 7 0er Jahren maß­
geblich von ehemaligen aktiven Kolla­
borateuren mit Nazi-Deutschland auf­
gebaut wurde, schon in der vierten 
französischen Stadt den Bürgermei­
ster.

Die Partei Jean-Marie Le Pens ist be­
kannt dafür, rassistisches Gedanken­
gut zu verbreiten und die Meinungs­
freiheit einzuschränken. So machte 
das FN-Rathaus von Orange mit. seiner 
„Säuberungen“ der städtischen Bi­
bliothek von sich reden. Der faschisti­
sche Bürgermeister ließ dabei Bücher,

tureller Natur abgedeckt sein, die sich 
in ihrer Gesamtheit jedem Überblick 
entziehen - die Palette reicht bis hin zu 
einem antifaschistischen Fußballspiel, 
Alle Kinos und Theater werden ihre 
Türen für antifaschistische Aktivitäten 
öffnen, an erster Stelle ist hier vielleicht 
der Samstagabend in der Rheinoper 
(Opera du Rhin) zu nennen, den die (im 
Kampf gegen den FN sehr aktive) linke 
Wochen- und Satirezeitung Charlie 
Hebdo ausrichtet. Politische Inhalte 
werden in Foren angeboten sowie an 
Runden Tischen. . (bhs)

Nähere Informationen:
Kollektiv Justice et Liberte, 
150, Avenue den Colmar, Strasbourg 
oder
Infotelefon
Frankreich 03 88 84 97 99.

die zu weltoffen waren, verschwinden. 
Das fing an bei Kinderbüchern mit 
Märchen aus Afrika, Südamerika, Chi­
na und Haiti. Auch verschwand „ideo­
logisch Unkorrektes“ wie Bücher über 
den Zweiten Weltkrieg, über Rassis­
mus und Rapmusik.

Zur Hauptzielscheibe der rechtsex­
tremen „Kulturoffensive“ wurde die 
Rapgruppe „NTM“. Für die extreme 
Rechte gilt sie als Ausdruck von Deka­
denz und Verfall Frankreichs schlecht­
hin, gepaart mit christlichen Argu­
mentationen des Schutzes der Fhmilie 
(aufgehängt am Namen der Gruppe 
„NiqueTa Mere“,entspricht dem ame­
rikanischen „motherfucking“). Mit 
NTM identifiziert sich die Immigran­
tenjugend aus den teilweise getto-ähn­
lichen französischen Vorstädten. Ein 
Gericht im von einem FN-Bürgermei- 
ster regierten Toulon verurteilte die 
NTM-Rapper wegen Beleidigung von 
Polizeibeamten zu sechs Monaten 
Haft, davon drei ohne Bewährung.

Andererseits kann sich eine faschi­
stische Musikband wie „Fraction He­
xagon“ einiges herausnehmen. Aus ei­
nem ihrer Texte: „Eine Kugel für die 
Zionisten, eine Kugel für die Kosmo­
politen, eine Kugel für die Yankees,

Proteste gegen Ausländer­
gesetz fortgesetzt
Bei einer Kundgebung gegen die 
rechtsradikale Partei Front Nationa­
le ist es in der vergangenen Woche in 
der südfranzösische Stadt Marseille 
zu Ausschreitungen gekommen. Bei 
den Zusammenstößen zwischen der 
Polizei und mehr als 300 Demon­
stranten wurden nach offiziellen An­
gaben fünf Menschen verletzt. Kurze 
Zeit später detonierte in einem Wahl­
kreis Büro der ausländerfeindlichen 
Partei in der Innenstadt ein Spreng­
satz, der leichten Sachschaden ange­
richtet. Anlaß der Proteste war ein ge­
meinsamer Auftritt von FN Führer 
Jean Marie Le Pen und dem Chef Ideo­
logen der Partei, Bruno Megret.

Nach Angaben der Veranstalter der 
antifaschistischen Aktionen - ca.30 
Organisationen hatten zu der Aktion 
aufgerufen - beteiligten sich Zehn­
tausend an der Demonstration unter 
dem Motto „Rassismus und Faschis­
mus - Gefahr für die Demokratie!“

In mehreren anderen französischen 
Städten haben am gleichen Tag wie­
der Tausende gegen das umstrittene 
Ausländergesetz der bürgerlichen­
konservativen Regierung demon­
striert. Die größte Kundgebung mit 
rund 4.000 Teilnehmern fand vor dem 
Senat in Paris statt, dem Oberhaus des 
französischen Parlaments. Die Sena­
toren hatten den umstrittenen Ge­
setzentwurf zugestimmt, den die Na­
tionalversammlung Ende Februar mit 
klarer Mehrheit gebilligt. Er sieht un­
ter anderem vor, daß Ausländer künf­
tig nicht mehr automatisch Anspruch 
auf eine Verlängerung ihres Aufent­
halts Erlaubnis haben. Bei Besuchen 
in Frankreich müssen sich Bürger aus 
den meisten arabische und afrikani­
schen Staaten künftig bei der Polizei 
an- und abmelden. Bisher sind rund 
hundert 20.000 Petitionen gegen das 
nach Innenminister Jean Louis Debre 
benannte Gesetz eingebracht worden. 

(hav, map)

eine Kugel für die Abgeordneten, eine 
Kugel für die Polizei“. Diese „Oi“- 
Gruppe spielte u.a. bei einem Rockfe­
stival, welches das FN-Rathaus von 
Orange im Juni 96 organisierte. Ihr 
Sänger Fäbrice Robert ist FN-Kom- 
munalparlamentarier der Pariser Vor­
stadt La Courneuve.

Bei einer FN-Demonstration am 1. 
Mai 1995 in Paris ermordeten 
Skinheads aus Reims den Marokkaner 
Brahim Bouaraam. Die drei kahlge­
schorenen Mörder waren mit einem 
Parteibus aus Reims zur Le Pen-Kund- 
gebung angereist, und einer von ihnen 
war zuvor im FN-Ordnerdienst aktiv.

Die Rechtsentwicklung der Gesell­
schaft wurde - wie auch in der BRD - 
durch die restriktive Ausländerpolitik 
und rassistische Äußerungen führen­
der Politiker der demokratischen Par­
teien forciert. Für diesen demokrati­
schen Rassismus steht z.B. die Sozia­
listin Edith Cresson. Als PS-Premier­
ministerin erklärte sie 1992 „der Ule­
galen Einwanderung den Krieg“. Ne­
ben Einschränkungen des Asyl- und 
Aufenthaltsrechtes ist Crosson für ihre 
Charterflüge berüchtigt, mit denen 
Massenabschiebungen vollzogen wur­
den. (...) (gekürzt)
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S
eit drei Monaten hält ein Kom­
mando des MRTA die japanische 
Botschaft in Lima besetzt. Ver­
handlungen über ihre Forderung, die 

Freilassung von 300 politischen Gefan­
genen, sind bislang ohne Erfolg geblie­
ben. Neben ihr existiert noch der 
PCP/Sendero Luminoso. Welche unter­
schiedliche Positionen vertreten die 
Guerillagruppen in Peru?

Der MRTA wurde 1984 als Partei und 
bewaffnete Alternative zum PCP/Sen- 
dero Luminoso aufgebaut (vgl.PB 3/97). 
Die peruanische Armee intervenierte 
äußerst blutig gegen den Aufstand in 
den Bergen, der PCP sprach von Völker­
mord, und wahrscheinlich ist, daß die 
MRTA bei ihrem konkurrierenden Auf­
bau aus Schwachpunkten des PCP ler­
nen wollte. Ihre Gründung war zunächst 
verbunden mit Kontakten zur damali­
gen Regierung. Den Hintergrund für 
den Kampf bildete eine Symbiose zwi­
schen dem System des wachsenden 
Koka-Anbaus, des APRA-Regimes und 
der USA.

Isaac Velasco, der Europavertreter der 
MRTA sagt zur Gründung der Organi­
sation: „Die MRTA ist als soziale Bewe­
gung entstanden, in ihr kommen ver­
schiedene soziale Sektoren des Landes 
zusammen, Frauen und Männer aus der 
Stadt und vom Land, Intellektuelle, Ar­
beiter usw., die gesamte Gesellschaft. 
Wir sind Kinder des Volkes und vertre­
ten seine Interessen. Natürlich bedarf 
die Transformation einer Gesellschaft 
der Zerstörung des alten und den Auf­
bau eines neuen Staates. Dies bedeutet, 
die Macht zu übernehmen. Wenn du 

’ wirklich die Probleme der Bevölkerung 
lösen willst, mußt du den Staat zer­
stören und die Macht übernehmen. Aber 
die Macht übernehmen, für wen? ... Da 
liegt die zentrale Frage. Die Antwort 
lautet: Die Macht muß in den Händen 
der Arbeiter von Stadt und Land liegen. 
Es muß eine wirkliche Demokratie ge­
ben, Mechanismen derVolksmacht müs­
sen hervorgebracht werden. Und das 
praktizieren wir.“

Der als Kopf der MRTA geltende heu­
tige Gefangene Victor Polay 1990 in ei­
nem Interview: „Das Gesellschaftsmo­
dell muß vom Volk neu geschaffen wer­
den - von der Basis her. In jedem Betrieb, 
in jeder Schule muß es Mechanismen der 
direkten Kontrolle durch das Volk ge­
ben. Die Monopole müssen in Volksei­
gentum übergehen. Damit ist nicht 
Staatseigentum gemeint - öffentliche 
Betriebe sind von der jeweiligen Regie­
rung abhängig, und damit sind der 
Bürokratisierung und Klientelwirt­
schaft Tür und Tor geöffnet. Und auch 
durch die Wiederbelebung von Kultur 
und Gebräuchen entsteht eine neue 
Identität des Landes.“

Gefragt, welche Rolle dabei der Sen­
dero Luminoso spiele, antwortet Victor 
Polay: „Sendero ist dogmatisch stalini­
stisch. In seinen Debatten ist nicht der 
geringste Fortschritt zu verzeichnen. 
Und der Mangel an Theorie geht einher 
mit einer diktatorischen, terroristischen 
militaristischen Praxis, die sich in vie­
len Fällen gegen das Volk selbst richtet. 
Sendero repräsentiert die marginali­
sierten, zurückgebliebensten Sektoren 
der Gesellschaft, während die Linke 
eher in den organisierten Bereichen ver­
treten ist.“

Die kontroverse Auseinandersetzung 
in Peru wird mit harten Bandagen ge­
führt; der ebenfalls inhaftierte Gonzalo 
vom PCP/Sendero Luminoso spricht 
dem MRTA jede kommunistische Ge- 
sellsehaftsvorstellung ab: „Abgesehen 
davon, daß es in Kuba keine kommuni­
stische Partei an der Spitze der Revolu­
tion gab, handelt cs .sich hier im übrigen 
um das ganz spezielle Phänomen des so- ; 
genannten Kubanismus: als Folge nicht i 
differenzierter Klassenstrukturen ent­

stand ein Bedürfnis nach Retterfiguren, 
welche die Unterdrückten zu erlösen 
hatten; sozialistische Revolution, oder 
besser Karikatur einer Revolution; eine 
Einheitsfront ohne nationale Bourgeoi­
sie;- außerdem gab es keine Notwendig­
keit von Stützpunktgebieten, sowie kei­
ne Notwendigkeit einer Partei; was wir 
heute in Lateinamerika sehen, ist nichts 
anderes als eine Weiterentwicklung die­
ser Positionen, die mehr und mehr im 
Dienste des Sozialimperialismus und 
seines Kampfes mit dem US-Imperia- 
lismus um die Weltherrschaft stehen - 
Zentralamerika ist ein klarer Beweis

Ein Kupferstich 
aus der Zeit 
des europäi­
schen Kolonia­
lismus in Ame­
rika. „Wie die 
Indianer das 
Gold aus den 
Bergen gra­
ben“, über­
schrieb Ameri­
ca de Bry 
(1590 bis 
1634) diesen 
Kupferstich 
über das Gebir­
ge Potosi im 
heutigen Boli­
vien. Hier raub­
ten die Spanier 
Gold und Silber 
im Wert der 
dreifachen 
Geldreserve 
Europas zur da­
maligen Zeit. In 
diesem Berg 
verloren mehr 
als finf Milio- 
nen Indios ihr 
Leben.

Peru, der MRTA und der PCP
Unterschiede in Fragen des Fortgangs der Revolution
dafür. Nach allem, was uns bekannt ist, 
bewegt sich die MRTA ebenfalls im Rah­
men dieser Kriterien ... Die MRTA ver­
tritt Positionen, die bedenklich sind, z.B 
der Waffenstillstand, der mit der APRA 
vereinbart worden war, bis zu dem Mo­
ment - so hieß es - an dem sich die APRA 
erneut gegen das Volk wenden würde. 
Wir alle wissen aber, daß von dem Tag 
an, da Garcia die Präsidentschaft an­
trat, die Repression gegen die Volks­
massen sogar in der Hauptstadt ver­
stärkt wurde. Im Oktober ‘85 fand der 
Völkermord in Lurigancho statt. War 
das nicht ein Schlag gegen dasVolk? Und 
wie lange hat die MRTA mit der Aufhe­
bung der Waffenruhe gewartet? Diese 
Fragen muß man sich freilich in diesem 
Zusammenhang stellen.“ (Anm.: In Lu­
rigancho wurden bei einem militäri­
schen Sturmangriff auf das Gefängnis 
mehr als 300 meist PCP-Gefangene er­
mordet.)

Auch gegenüber strategischer Ent­
wicklungen gibt es zwischen beiden 
Gruppierungen große Abweichungen.

Victor Polay: „Ziel der MRTA ist es,die 
formale, die sogenannte repräsentative 
Demokratie durch die Macht des Volkes 
zu ersetzen. Unsere Organisation ist 
dreistufig: zunächst das revolutionäre 
Volksheer, das aus Vollzeitsoldaten be­
steht; bei Bedarf wird es durch Teilzeit­
milizen ergänzt, und an der Basis,in den 
Dörfern, gibt es die Selbstverteidi­
gungskomitees, deren Aufgaben über 
den militärischen Bereich weit hinaus­
gehen - sic sollen auch soziale, politi­
sche und juristische Konflikte lösen. Wir 
schaffen kuine'befreitcn Gebivte’im üb-

liehen Sinne, sondern wir unterstützen waltiger und Drogenhändler haben wir 
mit militärischen Mitteln die Schaffung sofort erschossen. Die Ausbildung unse- 
organisatorischer Basen ' der Volks­
macht. Wenn die Guerilla dabei Erfolg 
hat, wächst das Vertrauen des Volkes in 
seine eigene Kraft.Wir würden zum Bei­
spiel nie zu einem ‘Paro Armado’, einem 
bewaffneten Streik aufrufen, wie das 
der‘Leuchtende Pfad’tut.Wenn die Leu­
te nur aus Angst vor Sanktionen zu Hau­
se bleiben, führt das nicht zur Bewußt­
seinsbildung - solche Praktiken scha­
den dem bewaffneten Kampf. Als wir im 
Nordosten einen Streik organisiert ha­
ben, war das ganze Volk mit uns auf den

Barrikaden. Das hat die MRTA sehr ge­
stärkt, aber längst nicht alle Mitglieder 
der Volksorganisationen dort gehören 
der MRTA an.“

Warum hat die MRTA den bewaffne­
ten Kampf gerade in der Provinz San 
Martin begonnen? „Die Bedingungen 
erschienen uns günstig: Auf dem Land 
sind die Bauern hervorragend organi­
siert, die Gegend ist eine der stabilsten 
Basen der CCP (Confederacion Campe- 
sina del Peru) im ganzen Land. Und in 
den Städten gibt es die ‘Frentes de De- 
fensa’feine Art Volksfront). 1985/86 be­
gannen wir mit dem Aufbau des Volks­
heeres, 1987 fingen die Aktionen an.... 
Wir haben während der Kampagnen 
‘CheVive’und‘Tupac Amaro Libertador’ 
vorübergehend einige Provinzstädte 
eingenommen, Polizeiposten angegrif­
fen und öffentliche Versammlungen 
durchgeführt. Die Aktionen konzen­
trierten sich auf Gebiete, wo das Militär 
Bauern umgebracht hatte. 1987 ist es 
uns zum ersten Mal gelungen, eine Pro­
vinzhauptstadt einzunehmen, Juanji, 
mit 25.000 Einwohnern. Im selben Jahr 
hielten wir zwei Wochen lang das Sisa- 
Tal (Maisanbaugebiet) besetzt. Bei sol­
chen Aktionen erbeuten wir Waffen, wir 
nehmen Polizisten fest und führen ein 
öffentliches An klage verfahren gegen sie 
durch - sie werden dann ermahnt, sich 
anständig zu benehmen und wieder frei­
gelassen. Wir halten uns an die Genfer 
Konvention und respektieren die Rech­
te unserer Gefangenen. Ähnlich verfah­
ren wir mit Verbrechern: im allgemeinen 
werden sie aufgefordert,aus der Gegend 
zu verschwinden; lediglich einigeVergo- 

rer Truppe braucht Zeit. In den Camps 
haben wir eigene Schulen, in denen 
Theorie und Praxis des Guerillakampfs 
gelehrt wird.“

Der Vorsitzende des PCP vertritt (oder 
vertrat) dazu eine andere Meinung: „Ei­
nes soll klar sein: ein bewaffneter 
Kampf ist keine spontane Explosion, 
nein, das wäre zu gefährlich - es könn­
te aber passieren, und deshalb beschäf­
tigt uns schon jetzt das Problem des be­
waffneten Auf Standes. Wir glauben, daß 
es Leute gibt, die den Volkskrieg für ihre 

Zwecke mißbrauchen könn­
ten. In einer Veranstaltung 
des Zentralkomitees haben 
wir bereits derartige Mög­
lichkeiten ins Auge gefaßt, 
eine davon ist, daß der Revi­
sionismus oder andere Kräf- 

,4e ‘bewaffnete Aufstände’ 
künstlich generieren, um 
entweder den normalen Ent­
wicklungsprozeß zu unter­
brechen oder um verlorene 
Positionen wiederzugewin­
nen - im Dienste ihres Her­
ren, des Sozialimperialis­
mus oder einer anderen 
Macht, denn es sind viele 
Mächte daran interessiert, 
uns zu benutzen.“ (ebd.) 

Der PCP hat sich in der 
Frage weiterer Interventio­
nen etwa 1994 gespalten, 
nachdem Gonzalo an den 
Präsidenten Fujimori Briefe 
formulierte: „Die Fakten 
zeigen, daß ihre Regierungs­
führung objektive Fort­
schritte erreicht hat ... da­
durch wurden die Funda­
mente für den Wirt­
schaftsprozess gelegt und 
die Strukturanpassungen 
des Staates vorangebracht 
...“ Er schlug-vielleicht aus 
taktischen Gründen - ein 
„Friedensabkommen“ vor, 
dies sei „zu einer Notwen­
digkeit des Volkes, der Nati­
on und der ganzen Gesell­
schaft Perus geworden“. 

Nicht alle Teile des PCP haben diesen 
Kurs nachvollzogen. Unter der Bezeich­
nung „Sendero Rojo“ wurden weitere, 
kleine Guerillaaktivitäten entwickelt.

Warum die japanische Botschaft? Ve­
lasco: „Japan ist heute eine hochent­
wickelte Wirtschaftsmacht. Es spielt 
eine bestimmte Rolle in der internatio­
nalen Politik. Japan kann sich den Lu­
xus leisten, einen beträchtlichenTeil der 
Wall Street einzukaufen ...Viele bedeu­
tende US-Untemehmen bestehen zu be­
trächtlichen Anteilen aus japanischem 
Kapital. Daher will Japan auch in Lat­
einamerika eine bedeutendere Rolle 
spielen und betrachtet Fujimori als sei­
ne Speerspitze. (...) Japan hat, um seine 
Stellung in Peru auszubauen, den 
schmutzigen Krieg finanziert. (...)“

Frage: Wird die Besetzung die Macht­
basis Fujimoris - nach dem Motto „Die 
Reihen schließen“ - stabilisieren, oder 
wird sie Spaltungen hervorrufen?

„Die Regierung Fujimoris befindet 
sich mit dem Rücken an der Wand. Alle, 
die mit der Regierung Zusammenarbei­
ten - Unternehmer, Politiker oder Mi­
litärs - sind sich im klaren darüber, daß 
sie in Gefahr sind. Sollten sie einmal 
Kriegsgefangene der MRTA sein, wird 
diese Regierung nichts für ihr Leben 
tun. Das ist, wenn wir die Geschichte 
Lateinamerikas anschauen, sehr unge­
wöhnlich. Die Genossen der FSLN in 
Nicaragua haben bei drei Gelegenhei­
ten (in den 70er Jahren) Politiker und 
Unternehmer mit Verbindung zum So- 
moza-Regime als Geiseln genommen, 
und es endete immer mit der Erfüllung 
der Forderungen,“ (mc)
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Albanien: Kampf um die 
politische Macht
Die Bundesregierung in Bonn nutzt das 
angebliche Chaos zum Verfassungsbruch

Nicht erst seit dem Golfkrieg wissen wir, 
daß in den bürgerlichen Medien gezielt 
Informationen gestreut werden,um eine 
politische oder militärische Aktion vor­
zubereiten. Was uns in den letzten Tagen 
über die Bildschirme flatterte, hatte 
auch so einen Charakter. Marodierende 
Haufen halbstarker Jünglinge, die mit 
Kalashhikows Jagd auf Ausländer in Al­
banien machen.

Beliebt waren Ausdrücke wie Anar­
chie, Chaos, Zusammenbruch des Staa­
tes. Allen diesen Begriffen liegt zugrun­
de, daß die Menschen in Albanien of­
fenbar nicht fähig sind, sich selbst zu 
verwalten. ¥

Solche politische Stimmungsmache 
kann nun zu verschiedenen Zwecken 
ausgenützt werden.

Die Bundesregierung nutzte sie zu ei­
nem Verfassungsbruch. Stolz wird diese 
Tat in der FAZ als große Errungenschaft 
kommentiert. „Diesem Wochenende 
Wird in der Geschichte der Bundeswehr 
besondere Bedeutung zukommen. In 
dem Verhältnis zwischen den deutschen 
zivilen Verfassungsorganen und dem 
militärischen Verfassungsorgan Bun­
deswehr hat eine grundlegende Ände­
rung stattgefunden.“

Mit der „grundlegenden Änderung“ 
meint die FAZ den Verfassungsbruch. 
Henn: Nach dem Urteil des Bundesver­
fassungsgerichts, das vor dem Bosni- 
eneinsat^ der Bundeswehr gefällt wur­
de, darf die deutsche Armee außerhalb 
des Nato-Vertragsgebiets erst nach ei­
tler ausdrücklichen Billigung durch den 
Bundestag eingesetzt werden.

Davon war vor dem Hubschraube­
reinsatz in Albanien nichts zu sehen. 
Was die FAZ mit der lapidaren und ver­
höhnenden Überschrift titelt: „Der Se­
gen des Bundestages kommt später“.

Daß es in dem Aufstand in Albanien 
auch nicht einfach nur um „herumbal- 
lemde“ (Kinkel) Clans geht, ist auch 
dem Albanien-Beauftragten der OSZE, 
dem österreichischen Ex-Bundeskanz­
ler Franz Vranitzky, aufgefallen. Bei sei­
ner Berichterstattung in Brüssel inter­
pretierte er das ganze als, „einen Auf­

Dio Herren mit dem Diplomatenköfferchen und der Schwimmweste auf der Suche nach neuen An- 
hgemöglichkciten. Das Land, das sie in den Kapitalismus führen wollten, können sie jetzt nur noch 

Qnter Polizcischutz vorlassen. (Photo: Reuter)

ruhr gegen das politische System „, also 
gegen das System des' Noch-Präsidenten 
Berisha und seiner vom Westen lange 
Zeit hofierten „Demokraten“.

Berichten von Journalisten ist zu ent­
nehmen, daß sich die Bevölkerung ver­
stärkt in sogenannten „Bürgerkomi­
tees“ organisiert. In vielen Fällen sind 
die Sprecher dieser Komitees ehemali­
ge Offiziere. Diese wurden von der Be- 
risha-Regierung wegen Sympathie mit 
den Sozialisten entlassen. Diese Bür­
gerkomitees organisieren inzwischen 
die öffentliche Verwaltung und soweit 
möglich die Versorgung der Bevölke­
rung mit Lebensmitteln. Was hier in den 
Medien als „totales Chaos“ firmiert, ist 
in Wirklichkeit der Aufbau einer neuen 
politischen Macht.

In den nächsten Tagen wird sich die 
Koalitionsregierung unter dem soziali­
stischen Ministerpräsidenten Fino mit 
den Bürgerkomitees treffen, um die 
nächsten Schritte zu diskutieren. In die­
sen Verhandlungen wird sich heraus­
stellen, in welche politische Richtung 
sich Albanien entwickeln wird. Haupt­
forderung der Komitees bleibt der 
Rücktritt des Präsidenten Berishas, 
darüber hinaus die Auszahlung der Gel­
der der zusammengebrochenen Pyrami­
denfirmen.

Wichtig ist auch die Forderung nach 
Freilassung der politischen Gefange­
nen. Vor allem mit dem sogenannten 
„Gesetz gegen den Genozid“ hatte die 
Berisha-Regierung etliche ihnen poli­
tisch mißliebige Leute im Knast ver­
schwinden lassen.

Einige durch dieses Gesetz verurteilte 
Menschen sind in den albanischen Ge­
fängnissen bereits gestorben, so zum 
Beispiel der legendäre Partisanenkom­
mandant aus der Zeit des nationalen Be­
freiungskampfes gegen die faschisti­
schen Besatzer, Shefqet Peci, der im Al­
ter von 90 Jahren im Knast starb.

Andere konnten sich selbst befreien, 
wie der Sozialistenchef Fatos Nano, der 
möglicherweise bei den nächsten Präsi­
dentenwahlen das Rennen machen 
wird. (hav)

Der neue konservative Bürgermeister von Belgrad Zoran Djindjic war in der vergangenen Woche 
zum Antrittsbesuch in Bonn. Hier holte er sich weitere Instruktionen von Kinkel ab. nachdem die 
BRD kräftig dafür gesorgt hat, daß das sozialistische Jugoslawien zerschlagen wurde, will man 
jetzt die Früchte einfahren. Neben Slowenien, Kroatien, und Bosnien will die BRD auch noch den 
letzten Teil des Jugoslawischen Staatenbundes kontrollieren. Kinkel freute sich auf jeden Fall dar­
über, als Djindjic versprach, „daß sich die politische Krise im Land“ noch weiter verschärfen wird.

Italien: SS-Offizier bezieht 
zwei Renten
Gegen den ehemaligen SS-Offizier Karl 
Hass wird am 14. April in Rom ein Ge­
richtsverfahren wegen seiner Beteili­
gung an Geiselerschießungen eröffnet. 
Zuvor hatte er als Zeuge im Priebke Pro­
zeß gestanden, zwei der 335 italieni­
schen Zivilisten getötet zu haben, die 
1944 von der SS in den Ardeatinischen 
Höhlen in der Nähe von-Rom hinge­
richtet worden sind.

Hass war nach dem Zweiten Weltkrieg 
für tot erklärt worden. Nach eigenen 
Angaben stand er aber im Dienst ver­
schiedenen internationaler Geheim­
dienste, die in jahrzehntelang gedeckt 
haben. Erst im Verlaufe des Verfahrens 
gegen Priebke ist er in der Nähe von 
Genf entdeckt worden.

Nach Angaben der italienischen Re­
gierung erhält Hass sowohl von Italien 
als auch von der BRD eine Rente. Nach 
Auskunft der italienischen Rentenkas­
se INPS erhalte er monatlich 199.200 
Lire (knapp 199 DM). Zudem erhalte er 
aus der deutschen Rentenversicherung 
monatlich knapp 900 DM.

Nikaragua: Vorwärts in die 
Vergangenheit
(Managua, 1Ö. März 1997, Pulsar-Poo- 
nal).- Die nicaraguanische Armee hat 
angekündigt, einem früheren General 
der Nationalgarde des Diktators Ana- 
stasio Somozas ein unter der sandini- 
stischen Regierung beschlagnahmtes 
Grundstück zurückzugeben. Noch wird 
das Gelände als Militärbasis genutzt. 
Der gesetzliche Vertreter der Armee, 
Noel Portocarrero, gab die überra­
schende Entscheidung gegenüber dem 
Bundesstaatsanwalt Dr. Julio Centeno 
Gomez bekannt.

Die Rückgabe wurde von Armeechef 
General Joaquin Cuadra angeordnet.Vi- 
zepräsident Enrique Bolanos ließ be­
reits verlauten, die Entscheidung der 
nationalen Armee müsse von denjenigen 
nachgeahmt werden, die in ihrem Besitz 
Eigentum haben, das von Somozistln- 
nen konfisziert wurde. Präsident Amol - 
do Aleman hat sogar bei anderer Gele­
genheit verlauten lassen, falls die Fami­
lie des Diktators Somoza ihre beschla­
gnahmten Besitztümer zurückfordem 
wolle, könne sie dies ohne Probleme ma­
chen. Der energische Protest der sandi- 
nistisehen Opposition ist nur eine Zeit­
frage. Die Führung der Nationalen San- 
dinistischen Befreiungsfront (FSLN) 
hat mehrfach erklärt, daß für sie eine 
Rückgabe des Somoza-VermÖgons nicht 
infrage komme. Es sei auf der Grundla­

ge der Unterdrückung des nicaraguani­
schen Volkes erlangt worden.

Slowakei: Studenten streiken 
gegen die Kulturpolitik
Die Proteste gegen die Kulturpolitik der 
slowakischen Regierung weiten sich 
aus. Die Studenten der Hochschule für 
Musik, Kirnst und Filme sowie der Aka­
demie der Schönen Künste und Teile der 
Studentenschaft der Universität Brati­
slava haben beschlossen, in den Streik 
zu treten. Sie unterstützen damit den 
Ausstand von 16 der 28 stattlichen 
Theater in der Slowakei. Schauspieler, 
Personal und Oppositionspolitiker pro­
testieren gegen den Verlust der Eigen­
ständigkeit aller öffentlichen Kulturin­
stitutionen, die in regionale Intendan­
zen eingegliedert werden. Der frühere 
slowakischen Außenminister Milan 
Knazko rief auf einer Versammlung der 
Bürgervereinigung „Retten wir die Kul­
tur“ dazu auf,einen „antifaschistischen 
Block gegen die Meciar-Gestapo“ zu 
bilden. Der demokratisch gewählte Teil 
der Slowakei dürfe nicht der nicht wei­
ter von dem undemokratischen Mini­
sterpräsidenten Vladimir Meciar regie­
ren lassen. Knazko, der sich als Vizepre­
mier mit Meciar überworfen hatte, rea­
gierte damit auf den Polizeieinsatz ge­
gen die Besetzung des Kultusministeri­
ums, an der auch die Bürgervereinigung 
beteiligt war.

Inzwischen sind Studenten weiterer 
Hochschulen zur Unterstützung der 
Forderung nach einer unabhängigen 
Kulturpolitik in der Slowakei in den 
Streik getreten. Auch der Gewerk­
schaftsbund hat sich auf die Seite der 
Protestierenden gestellt. Und der Re­
gierung vorgeworfen, die Kultur zu kne­
beln, die Demokratie auszuhöhlen und 
das Gewerkschaftswesen zu schwächen.

El Salvador: Ex-Guerillas 
gewinnen in vielen Städten
Kurz vor Redaktionsschluß sind die er­
sten Wahlergebnisse der Parlaments 
und Kommunalwahlen in El Salvador 
bekannt gegeben worden. Nach Aus­
zählung von 58% der Stimmen gibt es 
ein Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen 
den Vertretern der regierenden rechts­
gerichteten Partei ARENA und der lin­
ken FMLN. Bei den gleichzeitig statt­
findenden Kommunalwahlen in den 262 
Gemeinden schnitt die FMLN erfolgrei­
cher ab als bei den Wahlen 1994, In rund 
einem Viertel der Gemeinden wird sie 
den Bürgermeister stellen, darunter 
auch in der Hauptstadt San Salvador 

(Zusammenstellung: hau)
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Kurdisches Exilparlament soll in die BRD kommen!
Kölner Beschwerdeauschuß befaßte sich mit einem Bürgerantrag

Köln. Die kommunalen Einflußmöglich­
keiten sind im SPD-regierten Nord­
rhein-Westfalen viel geringer als in den 
süddeutschen Ländern. Immerhin gibt 
es aber die Möglichkeit, ein kommuna­
les Anliegen dem Beschwerdeausschuß 
vorzutragen. Dies taten vier Kölnerin­
nen und Kölner am 10. März mit einem 
Antrag, die Stadt Köln möge das kurdi­
sche Exilparläment zu einerTagung ein­
laden. Wie üblich hatten die Antragstel­
ler zu Beginn das Recht, ihr Anliegen 
mündlich vorzutragen. Ein Vertreter der 
Stadtverwaltung folgte mit der Mittei­
lung, die Beratung der Fraktionsvorsit­
zenden habe sich mit der Sache bereits 
befaßt und plädiere für Ablehnung. Ein 
solches Verfahren ist aber völlig unüb­
lich. So beschwerte sich auch die Grüne 
Ratsfrau Reimers. Alle Anträge müssen 
erst im Beschwerdeausschuß behandelt 
werden und würden dann in den Rat ge­
hen. So hatte der Oberbürgermeister den 
Antrag bereits für Donnerstag auf die 
Tagesordnung gesetzt. Selbst der SPD- 
Ratsherr Dr. Trinkhaus mußte eingeste­
hen, daß dies unüblich sei. Er sprach sich 
aber generell gegen den Antrag aus. Das 
Exilparlament habe bisher nur in 
Hauptstädten wie z.B. Rom getagt. Die 
Antragsteller/innen mögen doch normal 
wie alle anderen Räumlichkeiten an- 
mieten und könnten sich dann an den 
Oberbürgermeister wenden wegen eines 
Grußworts etc. Dem widersprach die 
Vertreterin der Grünen vehement: Die 
Stadt Köln könne für die 
40 000 Kurdinnen und Kurden sehr wohl 
auch international aktiv werden. Ande­
re Städte würden dies auch tun.

Der Vorsitzende des Beschwerdeaus­
schusses Wilfried Heck von den Grünen 
bekräftigte diese Meinung und stellte 
dann den Antrag, daß ein Gutachten er­
stellt werde, ob ein solcher Empfang 
rechtlich möglich sei.

Ein Vertreter der Antragsteller/in kri­
tisierte die SPD, die an einem Dialog 
nicht interessiert sei, z.B. seien am Zu­
standekommen der friedlichen Kundge­
bung im Müngersdorfer Stadion die 
staatlichen Institutionen auf untererer 
Ebene nicht beteiligt gewesen. Es sei an 

der Zeit, den Kurden ein Zeichen zu ge­
ben, daß Köln an einem Dialog interes­
siert sei. Die SPD wackelte, ein Abge­
ordneter wiederholte die Äußerungen 
von Dr. Trinkhaus. Dieser wiederum 
wollte nicht rundweg den Antrag ableh­
nen. SPD und Grüne verständigten sich 
darauf, daß der Antrag erst einmal ver­
tagt wird. Die CDUler enthielten sich. 
Das Büro des Oberbürgermeisters müs­
se eine Stellungnahme ausarbeiten, ob 
ein Empfang des Exilparlaments 
grundsätzlich möglich sei oder nicht. 
Nachdem der Vorsitzende sich bei den 
Antragstellern erkundigte, ob die Sache 
eilt oder nicht, wurde eine weitere Bera­
tung zu dem Thema auf den Mai vertagt 
und vereinbart, darauf hinzu wirken, daß 
auf der kommenden Ratssitzung über 
die Sache noch nicht beraten wird, jöd

Aus der Einlassung der 
Antragsteller
Sehr geehrte Damen und Herren!
Ihnen liegt heute der Antrag auf Einla­
dung des kurdischen Exilparlamentes 
durch den Rat der Stadt Köln zur Bera­
tung vor. Zunächst möchte ich dazu ei­
nige Ausführungen machen, die Sie dar- 
in bestätigen mögen, daß eine solche 
Einladung ein wichtiger Schritt zur Völ­
kerverständigung und zur angestrebten 
politischen Lösung ist.

Das kurdische Exilparlament wurde 
am 12. April 1995 in Den Haag gegrün­
det, da in der Türkei die Voraussetzun­
gen für den Ausdruck des freien Willens 
und die Wahl der Vertreter des kurdi­
schen Volkes faktisch nicht gegeben sind 
... Das Exilparlament stellt die Vertre­
tung der in Nordkurdistan (Türkei) so­
wie im Exil lebenden Menschen aus Kur­
distan dar. Zu den Abgeordneten 
gehören Vertreter der prokurdischen 
Partei der DEP (Partei für Demokratie), 
die 1994 in der Türkei verboten wurde. 
Ebenso sind die Minderheiten wie z.B. 
die Assyrer oder Armenier, verschiede­
nen Glaubensrichtungen, wie z.B. Yezi- 
den oder Aleviten und verschiedenen 
Parteien wie PKK, ERNK und der PIK 

(Partei islamischer Kurden) vertreten ... 
Die PDK (Demokratische Partei Kurdi­
stans) sowie die PSK (Sozialistische Par­
tei Kurdistans) lehnten hingegen ihre 
Beteiligung am Exilparlament ab. Von 
den insgesamt 76 Sitzen des Exilparla­
mentes wurden 65 Sitze belegt. Dies be­
deutet, daß das Exilparlament für wei­
tere Eintritte jederzeit offen ist...

Das kurdische Exilparlament ist daher 
eine Institution, die den Willen eines 
Volkes demokratisch vertritt. Mit dem 
Exilparlament hat sich das kurdische 
Volk jetzt seih eigenes Recht geschaffen 
und einen offiziellen Status erreicht. Es 
schützt und entwickelt die Existenz des 
kurdischen Volkes, beschäftigt sich mit 
den politischen, sozialen, wirtschaftli­
chen, kulturellen Belangen und Bil­
dungsfragen.

Es unterscheidet die in Kurdistan le­
benden Menschen nicht nach Nation, 
Sprache, Religion, Konfession und Ge­
schlecht und ist offen für alle Menschen, 
die sich für die Freiheit des kurdischen

Am 1.3.97 versammelten sich auf 
dem Frankfurter Flughafen im 
Terminal 1 ca. 300 bis 400 Men­
schen, um gegen die Asyl- und 
Ausländerpolitik in der BRD zu 
demonstrieren. Die Veranstal­
tung begann gegen 12 Uhr mit ei­
ner Kundgebung in der Abferti­
gungshalle B. In verschiedenen 
Redebeiträgen wurde die zen­
trale Rolle des Frankfurter Flug­
hafens als Drehscheibe der Ab­
schiebemaschinerie der BRD an­
geprangert und verurteilt. Es 
wurde darauf hingewiesen, mit 

welch unsäglichen Methoden wie Fesse­
lung, Knebelung, Ruhigstellung durch 
Injektionen, (es sei hier an den Flücht­
ling Kola Bankoie erinnert, der bei einer 
Abschiebung zu Tode gebracht wurde) 
sich wehrende Flüchtlinge in Flugzeuge 
verbracht werden, um in ihre Her­
kunftsländer abgeschoben zu werden. 

• Nach Beendigung der Anfangskund­
gebung zogen die Teilnehmerinnen 
durch das Flughafengebäude zu einem

Volkes einset- W 
zen. Zur Paria- Xuvz s/m
mentseröffnung 
schickten viele 
internationale Paria- 
mentarier, Persönlichkeiten und Orga­
nisationen ihre Grußbotschaft.

Nun wird konkret auch der Rat der 
Stadt Köln angerufen mit dem Antrag, 
einen Dialog mit der parlamentarischen 
Vertretung des kurdischen Volkes zu be­
ginnen. Immerhin leben in Köln 30.000 
Kurdinnen und Kurden und sind an der 
öffentlichen Tagung dieses Parlaments 
stark interessiert. Die Stimme des kur­
dischen Volkes, die sich immer wieder 
erhebt, muß gehört werden. Dies gehört 
zu unserer demokratischen Verantwor­
tung und Verpflichtung. In letzter Zeit 
getagt in.Kopenhagen: 12. März 1996, 
Ronj: 15. August 1996, Oslo: November 
1996. Der Stadtrat von Rom empfing die 
Vertreter des Kurdischen Exilparla­
ments und beteiligte sich sogar an den 
Kosten der Tagung.

frt&E FLUc
Sommer, <

-zweiten Kundgebungsort. Bei dieser 
zweiten Kundgebung wurde unter an- 
derem der Zusammenhang zwischen 
Reichtum hier und Armut in den Her- 
kunftsländer sowie die gemeinsame Ba­
sis von Sexismus und Rassismus und der 
in der BRD vollzogenen Ausländer- und 
Flüchtlingspolitik thematisiert. Weitere 
Beiträge beinhalteten die Nachstellung 
einer Anhörung vor dem Bundesamt und 
die Visualisierung eines Erich Fried Ge­
dichts. kaf

Köln, Lautstark protestierten die Müllworkcr gogon dio Plano des Stadtratos, das Amt für Abfall- 
wirtschaft zu privatisieren. Dio ÖTV hat sich jetzt mit olnom Flugblatt an die Bevölkerung gewandt.

WN/BdA verurteilt Militär­
einsatz in Rambo-Manier
Hannover. Die WN/Bund der Antifa­
schistinnen und Antifaschisten ist strikt 
gegen militärische Einsätze der Bundes­
wehr in anderen Ländern. Deshalb ver­
urteilen wir den jüngsten Einsatz in Al­
banien. Er ist unseres Erachtens aus 
zwei Gründen besonders verhängnis­
voll:
- Er ist am Parlament vorbei prakti­

ziert worden. Eine seit Wochen bekann­
te Situation wurde zum Anlaß genom­
men, um in einer Nacht- und Nebelakti­
on blitzartig einen Militäreinsatz durch­
zuführen.

- Die Aktion schafft einen weiteren ge­
fährlichen Präzedenzfall. Die beabsich­
tigte Evakuierung von Menschen wird 
zum Anlaß genommen für einen blitzar­
tige Militäreinsatz, bei dem offenbar in 
Rambo-Manier gehandelt wurden.

Meldungen zufolge unterbrachen die 
USA eine Evakuierungs-Aktion als zwei 
ihrer Hubschrauber beschossen wurden. 
Die Bundeswehr dagegen griff sofort 
zum Waffeneinsatz und schoß auf Alba­

ner. Darin kommt eine höchst gefährli­
che Mentalität zum Ausdruck. Wir for­
dern nach wie vor, alle Mittel und Kräf­
te für die Schaffung von Mechanismen 
der rechtzeitigen Krisenbewältigung 
ohne militärisches Eingreifen einzuset­
zen. Das erfordert ein Umdenken. Der 
Weg militärischer Eingreiftruppen muß 
verlassen werden. P. C. Walther,

Bundessprecher der WN/BdA

Montags-Demos - Breiter 
Protest gegen Sozialabbau
Göttingen. Die ersten Montags-Demos 
in Göttingen haben stattgefunden. Ein 
breites Bündnis gegen den Sozialabbau • 
hat sich hier zusammengefunden, um ge­
gen den Kahlschlag im Sozial- und Ge­
sundheitswesen zu demonstrieren: Von 
den Gewerkschaften über Wohlfahrts­
verbände und Parteien, Bildungsträgern ‘ 
und Jugendverbänden bis zur Autono­
men Antifa (M) rufen inzwischen 46 Or­
ganisationen auf,allmontäglich auf dem 
Markt den Protest gegen die Politik der i 
Bonner Regierung laut werden zu lassen. 
Montags-Demos soll cs zunächst bis zum
1. Mai geben: An jedem Montag wird die
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Umwandlung der Krankenhäuser?
München. Am 5. März fand im überfüll­
ten Colosseum mit über 3000 Beschäf­
tigten die erste gemeinsame Personal­
versammlung der städtischen Kranken­
häuser Bogenhausen, Harlaching, Neu- 
perlach, Schwabing, Thälkirchen, der 
Zentralwäscherei und des Instituts für 
Pflegeberufe statt. Eingeladen hatten 
die Personalvertretungen, um ihre Ab­
lehnung gegen eine erneute Rechtsfor­
mänderung der städtischen Kranken­
häuser zum Ausdruck zu bringen. Auf 
dieserVersammlung wurde deutlich, daß 
dieses Anliegen - die Verhinderung einer 
Krankenhaus-GmbH - wohl vom grünen 
Bürgermeister Hep Monatzeder nicht 
unterstützt wird. Aus gewerkschaftli­
cher Sicht kann insbesondere die Um­
wandlung der Eigenbetriebe in GmbH's 
kritisiert werden, was folgende Konse­
quenzen nach sich ziehen würde:

1. Das gesamte Personal ist nicht mehr 
Arbeitnehmer der Landeshauptstadt 
München, sondern der neuen GmbH. 
Und das hat nach § 613a BGB einen ent­
scheidenden Nachteil. Nach 12 Monaten 
entfallen die bisher gültigen rechtlichen 
und tariflichen Schutzpflichten zu Gun­
sten der Beschäftigten.

Stuttgart. „Nicht auf unserem Rücken“ war das Motto des Internationalen Frauentags 1997 in Stutt­
gart, zu dem landesweit mobilisiert worden war. 2500 waren dem Aufruf eines Bündnisses aus Ge­
werkschafterinnen, WN, Frauenorganisationen der Parteien u.a. gefolgt. Eine Kette in der Innen­
stadt mit „Sparpaketen“ und Angriffe auf die Regierungsmaßnahmen bestimmten das Bild. Kurdi­
sche Frauen mit kurdischen Fahnen nahmen ebenfalls teil. alk

2. Es entfallen grundsätzlich alle „frei­
willigen“ Leistungen der Stadt Mün- 
chen-bei einem Übergang in die GmbH 
und auch in ein Kommunaluntemeh- 
men. Das bedeutet konkret. Die Mün­
chenzulage und das bisher für die Ar­
beitnehmerinnen festgeschriebene städ­
tische Wohnungsprogramm gelten nicht 
mehr unmittelbar für die Beschäftigten 
der GmbH. Solche Rechte können eben­
falls nur im Wege von gezielten Ver­
tragsverhandlungen erhalten werden.

3. Heute wird in so gut wie allen Kran­
kenhaus-GmbH's der §118 Betr.VG an­
gewendet: Die Beteiligungsrechte des 
Betriebsrates können ' eingeschränkt 
werden, wenn Tendenzträger betroffen 
sind und es sich um eine tendenzbezo­
gene Maßnahme handelt. Beispiel: keine 
Mitbestimmung bei personellen Maß­
nahmen, wie Einstellungen, Versetzun­
gen, Kündigung und der Festlegung der 
Arbeitszeit. In einem Tendenzbetrieb 
entfällt die Beratungs- und Unterrichts­
pflicht des Unternehmers über wirt­
schaftliche Angelegenheiten gegenüber 
dem Betriebsrat, da ein Wirtschaftsaus­
schuß nicht errichtet werden kann.

rul

Städtetag: Was wir brauchen, 
sind eigene Einkommen!
Düsseldorf. Der Deutsche Städtetag for­
dert für die Kommunen einen finanziel­
len Ausgleich für die Belastungen in 
Höhe von 8,5 Mrd. DM, die ihnen wegen 
der Entlastung der Steuerzahler um 
rund 30 Mrd. DM durch die Steuerre­
form entstehen. Der Bundestag hat nun 
beschlossen, den Kommunen zum Aus­
gleich der Abschaffung der Gewerbeka­
pitalsteuer einen Umsatzsteueranteil 
von 2,1 % zu überlassen. Die Kommunen 
wollen aber 2,3 %.Das Angebot der Bun­
desregierung, zusätzliche zinsgünstige 
Kredite zu gewähren, wiesen sie als un­
zureichend zurück. „Schulden haben die 
Städte genug, was wir brauchen, sind ei­
gene Einkommen“, sagte der Finanzde- 
zement des Städtetags,Stephan Articus.

Erstmals Gebühren für 
Grundschulförderklassen
Freiburg. Die Fraktionsgemeinschaft 
Linke Liste - Unabhängige Frauen im 
Freiburger Stadtrat protestiert in Brie­
fen an den zuständigen Bürgermeister 
und an Ministerin A. Schavan gegen die 
neugeschaffene Möglichkeit, für den Be­
such von Grundschulförderklassen eine 
Gebühr zu erheben. In ihren Briefen ver­
weist sie nicht nur auf die Festlegung der 
Landesverfassung, nach der Unterricht 
und Lernmaterial unentgeltlich sind, 

sondern auch auf die positiven Erfah­
rungen mit den Grundschulförderklas­
sen und besonders auf das Anrecht aller 
Kinder, eine ihrer Begabung und ihrer 
jeweiligen Entwicklungsstufe angemes­
sene Ausbildung zu erhalten.

„Ungehorsame“ Bezirke wer­
den in die Zange genommen
Berlin. 954 Millionen Mark sollten die 23 
Bezirke 1997 insgesamt einsparen.Trotz 
knapper Zeit legten sie entsprechende 
Haushaltspläne vor, teilweise waren 
Einsparsummen jedoch über die sog. 
„pauschalen Minderausgaben“ ausge­
wiesen, also nicht konkret benannt. Fi­
nanzstadtrat Jens-Peter Heuer (PDS) 

mußte als erster in den Ring. „Am Bei­
spiel von Mitte wurde abgearbeitet, wie 
man der Widerspenstigen Zähmung be­
treibt“, meint er trocken. Gedroht wur­
de mit einer ganzjährigen Haushalts­
sperre, falls die Bezirke nicht bis April 
konkrete Vorschläge gemacht hätten. 
Mitte wollte das vermeiden und kratzte 
weitere Gelder zusammen. - Ganz kri­
tisch wird es für Hellersdorf: Bürger­
meister Klett hatte gar 10 Mio. DM mehr 
im Jugendbereich beantragt. Ob er seine 
angekündigte Verweigerung durchhält?

Müssen Sozialämter Daten an 
die Polizei weitergeben?
München. Die bayer. Sozialministerin 
hatte alle Sozialämter angewiesen, auch 
ohne richterliche Anordnung die Behör­
denbesuche kriminell gewordener So­
zialhilfeempfänger der Polizei zu mel­
den und in den Akten Suchvermerke 
aufzunehmen. Weil München der An­
ordnung bisher nur zum Teil nachge­
kommen ist, erhielt OB Ude (SPD) von 
den Aufsichtsbehörden eine Rüge. Nun 
hat aber die Ministerin selbst eine be­
kommen, vom bayerischen Datenschutz­
beauftragten R. Vetter. Er will die An­
ordnung offiziell beanstanden. Der Bun­
desbeauftragte für Datenschutz, J. Ja­
kob, steht hinter ihm. Er äußerte massi­
ve Bedenken zu den Suchvermerken 
„Achtung! Polizeiliche Ermittlungen“. 
Diese seien rechtlich nicht zulässig und 
„sozialpolitisch äußerst bedenklich“.

Zugeständnisse von Rexrodt 
bei kommunalem Wegerecht
Bonn. Im Sträit um Öffnung der Ener­
giemärkte für den ungehinderten Wett­
bewerb will Bundeswirtschaftsminister
Rexrodt (FDP) den Kommunen durch 
eine Klarstellung die vollen Einnahmen 
aus ihren Wegerechten für den Lei­
tungsbau sichern. Die ostdeutschen An­
bieter sollen die Durchleitung von Strom 
fremder Anbieter bis 2004 mit Hinweis 
auf die Braunkohle beschränken kön­
nen. Rexrodt lehnt aber weiterhin ab, die 
Monopole der Stadtwerke zu schützen 
und ihnen den Status von Alleinabneh- 
mem und -Verteilern zu geben.

Zusammenstellung baf

Demonstration von einer anderen Grup­
pe inhaltlich vorbereitet, am 1. Mai wird 
überlegt, wie es weitergehen soll.

Die Forderungen werden von den Red­
nerinnen gestellt und sind - entspre­
chend der Diskussion in den einzelnen 
Organisationen - höchst unterschied­
lich: Von der Rücknahme einzelner Maß­
nahmen bis zu „Kohl muß weg“. Span­
nend ist natürlich die weitere Diskussi­
on innerhalb des Bündnisses,-das des­
halb so wichtig ist, da es eine Breite dar­
stellt, die man selten in der gesell­
schaftspolitischen Auseinandersetzung 
heisammensieht. Sie verdeutlicht, daß- 
Üie Kohl-Regierung inzwischen an 
Orenzen gekommen ist, deren Nieder­
heißen die Menschen nicht mehl' ohne 
Gegenwehr hinnehmen wollen.

gusi, Auszug, CL-Netz, 11.03.97

Widerstand gegen Mega­
märkte setzte sich durch
Soltau-Fallingbostel. Mit „großer Er­
leichterung“ reagierte die Landtags­
fraktion von Bündnis 90/Die Grünen auf 
das vorläufige „Aus“ für die Planungen 
*ines Factory outlet Centers (FOC) im 
Landkreis Soltau-Fallingbostel. Am 8. 
^lärz wurde bekannt,daß beide Investo­

ren ihre Anträge zurückgezogen haben. 
Damit hat sich der breite Widerstand ge­
gen die formal „ergebnisoffene“,im Ge­
gensatz zu anderen Bundesländern aber 
durchaus befürwortende Haltung der 
Landesregierung durchgesetzt. Das FOC 
am Walsroder Autobahndreieck hätte 
mit 13.000 Quadratmetern die halbeVer- 
kaufsfläche der gesamten Celler Innen­
stadt gehabt. B90/Die Grünen

im Landtag Nds, aus PE vom 10.3.97

Faschistische Graue Wölfe in 
Mannheim
Mannheim. Türkische Faschisten von 
den „Grauen Wölfen“ konnten am 15.3. 
im Kulturhaus in Mannheim-Feuden­
heim unter massivem Polizeischutz (an­
gesichts von 70 Gegendemonstranten) 
eine „Kulturveranstaltung“ durch­
führen. Laut Plakatankündigung sollten 
auch Wehrsportübungen und Kriegs­
spiele stattfinden. Die Stadtverwaltung, 
die gerade damit beschäftigt ist, einen 
Mietvertrag des Kulturzentrum Kurdi­
stans in Mannheim mit der städtischen 
Maimarkthallen-Betreibergesellschaft 
zu hintertreiben und so abermals eine 
Newrozfeier zu verunmöglichen, war 
über die wahren Hintergründe und Hin­

termänner der Veranstaltung durchaus 
informiert. Die Politische Polizei wußte 
Bescheid. Die Plakate trugen unmißver­
ständlich die drei Halbmonde als Sig­
num. DGB-Vorsitzender Nagel (MdL), 
die IG Chemie und viele andere haben 
OB Widder ausdrücklich aufgefordert, 
diese Veranstaltung der türkischen Fa­
schisten abzusagen. Der Trägerverein 
des Kulturhauses Feudenheim stellte 
klar, daß er gewissermaßen nur auf ein 
Signal der Stadt gewartet habe, um den 
Mietvertrag zu kündigen. Keine Reakti­
on der Stadt, keine Reaktion des Ober­
bürgermeisters. bf/tht

Wahl des Ausländerbeirats
Hannover. Anfang Februar wurde der 
neue Ausländerbeirat in Hannover ge­
wählt. 8.257 von 43.850 Wahlberechtig­
te gingen zur Wahl. Wie schon 1990 be­
trug die Wahlbeteiligung 18,9 %. Die In­
terkulturelle Demokratische Liste Al­
ternative Liste erhielt 34 % (7 Sitze),Die 
Gemeinschaft der Mitte 7 Sitze (33 %), 
Liste der Demokraten 13 % (3 Sitze), 
Griechische Gemeinde 6 %(1 Sitz),Lin­
ke Internationale Liste 8 % (2 Sitze),Li­
ste für die Jugend 6 % (1 Sitz). Der Wahl­
leiter nannte neben politischen Gründen

für die geringe Wahlbeteiligung die 
überdurchschnittlich hohe Zahl junger 
Ausländer, die nur schwer zu motivieren 
seien. Die konservative „Hannoversche 
Allgemeine Zeitung“ bewertete die ge­
ringe Beteiligung in der Tatsache, daß 
die Arbeit des Ausländerbeirats nicht in 
der Weise unterstützt worden ist, wie es 
dieser immer wieder eingefordert hat. 
„Die Ratspolitiker sind mit schuld dar­
an, daß der Beirat kaum bekannt ist. 
Wann haben sie dessen Arbeit für die Öf­
fentlichkeit spürbar unterstützt oder 
sich mit Anträgen des Beirats ernsthaft 
beschäftigt?“ fragt die HAZ. Zwar hat 
der Ausländerbeirat in den vergangenen 
Jahren erreicht, daß ein runder Tisch in 
einem Stadtteil eingerichtet wurde, daß 
ein umstrittener Fragebogen der Aus­
länderstelle im Sinne des Beirats korri­
giert wurde, gibt es stadtteilübergrei­
fend einen Runden Tisch „Gegen Frcm- 
denhaß und Diskriminierung“ unter Be­
teiligung des Ausländerbeirats, der Kir­
chen,Wohlfahrtsverbände,Parteien,Ge­
werkschaften und Initiativen. Die For­
derung nach Einrichtung einer „Ant­
idiskriminierungsstelle“ ist noch nicht 
umgesetzt. Die Forderung nach dezen­
traler Unterbringung von Asylsuchen­
den wurde mit der Begründung fehlen­
der Finanzen abgelehnt. bcc
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Sachsen-Anhalt: Initiative kri 
tisiert Verbote gegen Kurden
Am 5. März trafen sich Vertreter der 
„Frieden für Kurdistan - Initiativgrup­
pe Sachsen-Anhalt“, der unter anderem 

. Mitglieder des Landtages (PDS, Bünd­
nisgrüne) und Vertreter von Kirchen 
und Vereinen angehören, mit dem In­
nenminister des Landes Sachsen-An­
halt, Dr. Manfred Püchel.
Die Initiative berichtet: „In dem ein­
stündigen Gespräch wurde die Frage 
der Verbote kurdischerVereine und Or­
ganisationen erörtert. Der Innenmini­
ster zeigte großes Interesse an der von 
Verfolgung geprägten Situation von 
Kurdinnen und Kurden in der Türkei. In 
diesem Zusammenhang bedauerte er 
das Scheitern der jüngsten Initiative des 
Bundeslandes Rheinland-Pfalz für ei­
nen bundesweiten Abschiebestopp für 
kurdische Flüchtlinge. Übereinstim­
mend wurde die Notwendigkeit der Be­
endigung des Krieges in Kurdistan be­
tont. Ebenfalls einig war man sich, daß 
der Weg zum Frieden über einen politi­
schen Dialog führen muß.

Es ist sowohl der Wunsch des Innen­
ministers als auch der Initiativgruppe, 
daß sich das Verhältnis zwischen kurdi­
scher und deutscher Seite weiter ver­
bessert.

Zum Abschluß des Gespräches wurde 
dem Innenminister die Resolution 
„Frieden für Kurdistan - Initiativgrup­
pe Sachsen-Anhalt“, die von zahlrei­
chen Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens unterstützt wird, überreicht.“ 
(Pressemitt. der Initiative, Magdeburg, 5.3.97)

Sechs Monate Haft für Total­
verweigerer bestätigt
Am 5. März hat das Landgericht Berlin 
in einer Berufungsverhandlung das Ur­
teil eines Berliner Amtsgerichts gegen 
einen Totalverweigerer bestätigt. Die­
ser war am 17. Mai vergangenen Jahres 
zu sechs Monaten Haft ohne Be­
währung verurteilt worden und hatte 
dagegen Einspruch erhoben.
„Ergebnis der vierstündigen Verhand­
lung ist die vollständige Bestätigung des 
Amtsgerichtsurteils mitsamt der Beur­
teilung. Dies ist das mit Abstand härte­
ste Urteil in Berlin gegen einen Total­
verweigerer überhaupt! Hans Caspar 
und sein Anwalt Wolfgang Kaieck sind 
in Revision gegangen“,schreibt die Ber­
liner „Kampagne gegen WelTrpflicht, 
Zwangsdienste und Militär“ zu dem Ur­
teil. Nach einer eher oberflächlichen 
Befragung des Angeklagten durch den 
Richter erlaubte dieser Hans Caspar, 
seine Erklärung abzugeben, berichtet 
die „Kampagne" weiter: „Hans Caspar 
führte aus, daß der Zivildienst nicht nur 
eine massive Einschränkung seiner 
Grundrechte darstelle und er dieses 
nipht nachvollziehen könne. Vielmehr 
bedeutet für ihn der Einsatz von Zivil­
dienstleistenden in der Pflege eine 
Mißachtung der Gepflegten selbst, da 
ihnen unausgebildete, oftmals unmoti­
vierte Zwangskräfte zugemutet werden, 
die nur deshalb eingesetzt werden, weil 
die Wehrpflicht nur mittels des Ersatz­
dienstes aufrechterhalten werden 
kann."

Das Landgericht bestätigte dennoch 
das Urteil des Amtsgerichts,, der Ange­
klagte habe gegen § 53 des Zivildienst­
gesetzes verstoßen, eine Geldstrafe sei 
nicht angemessen, weil, so der Bericht 
der „Kampagne" über die Urteilsbe­
gründung, „der ehrliche Bürger es nicht 
verstehe, wenn er zum Dienst einberu­
fen werde und andere sich freikaufen 
würden." (rül)
Quelle: Prcwmltfcilting der Berliner „Kam­
pagne gegen die Wehrpf Hehl. ZwangMlicnntc 
und Militär", 12.3 97

„Diese Politik ist 
kontraproduktiv 
und schädlich
Kritik an De-Industrialisie- 
rung im Thüringer Landtag

In ihrem „Parlamentsreport“ berichtet 
die neueste „UNZ - Linke Zeitung in 
Thüringen“ über eine von der PDS be­
antragte Debatte im thüringischen 
Landtag über die auch unter der großen 
Koalition von CDU und SPD weiter an­
haltende De-Industrialisierung des 
Landes. Hier der Bericht.

„ Zielführende Schritte zur Re-Indu- 
strialisierungThüringens“ zu unterneh­
men, sollte auf Antrag der PDS-Frak­
tion die Landesregierung per Landtags­
beschluß aufgefordert werden. In der 
Begründung hatte der PDS-Landtags­
abgeordnete Klaus Höpcke auf die Zahl 
der Beschäftigten in Bergbau und ver­
arbeitendem Gewerbe hingewiesen, die 
auch während der Jahre 1994,1995 und 
1996 weiter gesunken ist. „Sie beläuft 
sich inzwischen - nach dem Stand vom 
September 1996 - auf nur noch 109.383 
Personen. 1993 waren es noch 122.000 
gewesen. Und Ministerpräsident Dr.Vo­
gel hatte versprochen, seine Regierung 
wolle zusätzliche Anstrengungen dar­
auf richten, daß dieser Stand nicht wei­
ter unterschritten werde, zumal es hier 
ja um das - wie er erkannte und aus­
sprach - Rückgrat der Wirtschaftsent­
wicklung des Landes gehe“. Dies sei nun 
auch schon wieder ein paar Jahre her 
und in Thüringen sehe es „nicht nur un­
verändert schlecht, sondern zunehmend 
schlechter aus“. Allerdings sei es eine 
der wichtigsten Pflichten von Regie­
rung und Parlament, „Auswege aus der 
mißlichen Lage zu finden“.Dazu einen 
neuen Anstoß und Anregungen zu ge­
ben, sei der Sinn des PDS-Antrags.

Daß bis zur Schmerzgrenze gespart 
wurde,Versprechungen gemacht, nichts

ff Für eine gesicherte Zukunft Deutschlands“
Für den 23.Z24. Mai lädt das Ostdeut­
sche Kuratorium von Verbänden e. V. zu 
einem Kongreß nach Berlin ins Haus 
am Köllnischen Park ein.

An zwei Tagen wollen dort Vertreter 
zahlreicher - nicht nur ostdeutscher - 
Verbände, Gewerkschaften, Parteien 
u.a. in Workshops und Hearings bera­
ten:
• über die Beschäftigungs- und Tarif­
politik (u.a. mit Vertretern des Arbeits­
losenverbands),
• über die Berufsverbote im Osten und 
die Kritik auch internationaler Verei­
nigungen (ILO,UNO,Eüroparat) an der 
Politik der Bundesregierung (u.a. mit 
der Initiative gegen Berufsverbote),
• über das Rentenrecht (u.a. mit der 
Gesellschaft zum Schutz von Bürger­
recht und Menschenwürde - GBM),
• über das Grundstücksrecht im Osten, 
die soziale und gesellschaftliche Situa­
tion der Frauen, über Mieten und Woh­
nen, Gesundheitspolitik, Wissenschaft 
und Forschung, Bildung und Schule,
• über Rassismus und Rechtsextremis­
mus (u.a. mit der IVVdN und der „An­
tirassistischen Initiative“).

Die Konferenzsoll am Freitag,den 23. 
Mai, um 16 Uhr beginnen mit den

Etwa 400 Antifaschisten demonstrierten am Sonntag, den 16. März, in der südöstlich Berlins ge* 
legenen Ortschaft Dolgenbrodt. Am 1. November 1992 hatte hier ein Brandanschlag ein für 90Asp 
Ibewerber saniertes Heim zerstört. Der 23-jährige Bauhelfer Silvio J. aus dem Umfeld der mittler­
weile verbotenen „Nationalistischen Front“ wurde 1996zu zwei Jahren Jugendstrafe auf Bewährung 
verurteilt. Inzwischen steht fest, daß Silvio J. von mindestens vier Personen im Dorf zu der Tat an* 
gestiftet und mit 12.000 DM „belohnt“ wurde. Die Antifaschisten wollten gegen diese Ausländer' 
feindlichkeit demonstrieren unter Losungen wie „Den Tätern auf die Pelle rücken“. Eine Demon' 
stration durch das Dorf war verboten worden. Die Brandenburger Polizei hatte das Dorf in eine Fe' 
stung verwandelt, in die niemand hinein konnte. Bei der Kundgebung am Rande des Dorfes griffet 
Polizeibeamte mehrfach die Antifaschisten an („ Vermummung “) und nahmen 9 Personen fest, (rül)

eingehalten und Vertrauen verspielt 
worden sei, konstatierte auch der SPD- 
Abgeordnete Klaus Goedecke. Der Wirt­
schaftsminister erkenne die Schwach­
stellen zu langsam und sei nicht in der 
Lage, Fördermittel sinnvoll einzuset­
zen. Franz Schuster jedoch, der Thürin­
ger Wirtschaftsminister (CDU), hatte 
neben PDS-Schelte - ihr wirtschaftspo­
litisches Denken sei im Mittelalter an­
gesiedelt - und zweifelhaften statisti­
schen Erfolgsmeldungen kaum etwas 

• „zielführendes“ zu sagen. Klaus Höpcke 
.charakterisierte solches Verhalten als 
wirtschaftspolitische Abstinenz, und 
der SPD-Abgeordnete Dieter Strödter 
erinnerte an Ludwig Erhard, der gesagt 
hatte, daß eine Wirtschaftspolitik nichts, 
tauge, die an den Erfordernissen der Be­
völkerung vorbeigehe. „Ich halte diese 
Art von Politik, die in diesem Wirt­
schaftsministerium unter Ihrer

Workshops, daran schließt sich dann 
am Samstag ab 10 Uhr das absch­
ließende Plenum mit Referaten, Dis­
kussionsbeiträgen und evtl. Anträgen 
aus den Arbeitsgruppen an.

Um frühzeitige Meldung bei der Kon­
greßleitung (bis zum 15. Mai) wird ge­
beten. In dem Aufruf des Kuratoriums 
heißt es:

„Das ostdeutsche Kuratorium von 
Verbänden e.V. ruft alle parlamentari­
schen und außerparlamentarischen 
Kräfte ... auf ..., sich an dem dringen­
den Dialog über eine demokratische, 
soziale und ökologische Alternative zur 
gegenwärtigen Politik der Bonner Ko­
alition zu beteiligen, die dem Land eine 
gesicherte Zukunft in einem Europa 
der sozialen und politischen Grund­
rechte eröffnet.

Das ostdeutsche Kuratorium ist eine 
Vereinigung von 36 Verbänden und Re­
präsentanten von — keineswegs nur 
ostdeutschen - Organisationen, die ca. 
eine dreiviertel Million Mitglieder ha­
ben. Das Ostdeutsche Kuratorium ist 
sich sehr wohl bewußt, daß die Aus­
höhlung des Sozialstaats die ganze 
Bundesrepublik erfaßt und daß es für 
grundlegende Probleme wie Arbeitslo­
sigkeit und Schutz der sozial Schwa-

Führung gemacht wird, für absolut 
nicht zielführend, ja für kontraproduk' 
tiv und schädlich für dieses Land“, er­
klärte Michael Gerstenberger (PDS) 
und führte Beispiele an.

Während die CDU-Abgeordneten die 
nicht wettbewerbsfähigen DDR-Betrie­
be (Jörg Kallenbach) und eine „Über­
hitzung des Angleichungsprozesses ifl 
Ostdeutschland (Thomas Kretschmer) 
als Ursachen für die Deindustrialisie­
rung nannten und dabei den PDS-Air 
trag als unnötig und anmaßend be­
zeichneten, hielt der SPD-Fraktions­
vorsitzende Frieder Lippmann die Zeit 
für gekommen, daß sich der Minister­
präsident mit einer Regierungser­
klärung zur wirtschaftlichen und sozia­
len Lage in Thüringen äußere. Dennoch 
hatte der PDS-Antrag keine Chance, 
(entnommen aus: UNZ, Linke Zeitung in 
Thüringen, Nr. 5/97)

I
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chen gesamtdeutscher Lösungen be­
darf. Doch wird es auf nicht absehba­
re Zeit notwendig bleiben, in den Dia­
log um die Zukunft des ganzen Landes 
die besondere Interessenlage und Be­
troffenheit der Ostdeutschen einzu­
bringen. Ist es ein Wunder, daß die Zu­
stimmung zur Erfurter Erklärung in 
Ostdeutschland besonders hoch ist?

Das Ostdeutsche Kuratorium unter­
stützt entschieden die Erfurter Er­
klärung und will zugleich allen Partei­
en und Organisationen mit dem Ost­
deutschen Kongreß ein Forum bieten, 
die Lage zu analysieren sowie Forde­
rungen und Lösungsvorschläge zu un­
terbreiten, die dem Ernst der Situation 
gerecht werden. Wir wollen mit allen 
Zusammengehen, die eine‘soziale De­
mokratie anstreben und den Sozial­
staat nicht aufgeben, sondern retten 
wollen. „Demokratie von unten" 
braucht eine neue Chance ..." 
Anmeldungen an: 
Ostdeutsches Kuratorium von Verbän­
den c. V.
Haus am Köllnischen Park, Raum 323 
Am Köllnischen Park 6/7 
10179 Berlin
Tel./Fax 030-23 80 68 31.
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Gelungene Proteste der Bauarbeiter in Berlin
Wie kann gesetzlicher Mindestlohn durchgesetzt und Tarifbruch verhindert werden?
Nicht nur am 13.3., wie*in der letzten 
Ausgabe fälschlicherweise angekündigt 
wurde, sondern in der ganzen Woche 
vom 10. bis zum 14.3. fanden in Berlin 
rund um die Baustelle am Potsdamer 
Platz Aktionen der IG BAU statt. An die 
50.000 Bauarbeiter aus dem gesamten 
Bundesgebiet beteiligten sich an Mahn­
wachen, Demonstrationen und sponta­
nen Baüstellen- und Straßenblockaden, 
obwohl die diversen Kreisverbände der 
IG BAU nur etwas mehr als eine Woche 
Zeit hatten, ihre Mitglieder zu mobili­
sieren. Dabei sorgten mehrere Landes­
verbände jeweils für einen Aktionstag, 
so demonstrierten z.B. am Mittwoch die 
Thüringer, die Rheinland-Pfälzer und 
die Westfalen und am Freitag die Berli­
ner und Brandenburger. Mit der Fest­
stellung: „Wir haben die Schnauze 
voll!“ ging es vorrangig um die Wieder­
einführung des Schlechtwettergeldes, 
die 100 Prozent Lohnfortzahlung, das 
volle 13. Monatseinkommen, gegen die 
massiven Tarifbrüche der Kapitalisten 
und vor allem gegen Lohndumping und 
Sklavenlöhne und für einen Mindest­
lohn. Darüber hinaus gilt es, den Flä­
chentarifvertrag zu halten sowie die 
Facharbeiterlöhne, denn auch dieses

Kino-Tarifverhandlungen: Streit­
punkt untere Einkommen
Die Verhandlungen wurden auf den 25. März vertagt
Die Tarifverhandlungen für die’ über 
10.000 Beschäftigten der Filmtheater 
sind ergebnislos auf den 25. März 1997 
Vertagt worden. Auch in der nunmehr 
vierten Runde konnte in den achstündi- 
gen Verhandlungen in den zentralen 
Konfliktpunkten noch keine Einigung 
erzielt werden. Es gibt unter anderem 
hoch Differenzen über die lineare Er­
höhung der Vergütungen und die Tari­
fierung der Nachtzuschläge. Die Ge­
werkschaft legte am Dienstag einen 
Kompromißvorschlag vor, der eine Er­
höhung der Vergütungen um mindestens 
2,5 Prozent vorsieht. In den unteren Ein­
kommensgruppen (unter 2.000 DM 
brutto) soll die Erhöhung nach diesem 
Vorschlag bis zu 4,6 Prozent betragen. 
Die Arbeitgeber boten zuletzt lediglich 
1,0-1,3 Prozent für die oberen und rd. 2 
Prozent für die unteren Gruppen..

Bei den Nachtzuschlägen ging der Ar­
beitgeberverband zwar von seiner For­
derung ab, nur noch die gesetzliche Re­
gelung anzuwenden, will aber nach wie 
Vor eine Verschlechterung des bisheri­
gen Tarifstandards. Die IG Medien for­
dert hier die Beibehaltung der bisheri­
gen tariflichen Regelungen. <

Strittig ist auch weiterhin die Rege­
lung der Lohnfortzahlung bei Krank­
heit und während des Urlaubs. Hier 
Sollen die Kino-Arbeitgeber die Mehr- 
Arbeits Vergütung und sämtliche Zu­
schläge (z.B. Nachtzuschläge und Über­
stundenzuschläge) und bei der Berech­
nung außen vor lassen. Dies wurde von 
der IG Medien scharf zurückgewiesen, 
'Veil diese Berechnungsrhethode sämtli- ’ 
che Erhöhungen im linearen Bereich 
'vieder auffressen würde.

Alle weiteren Forderungen der IG Me­
dien im Rahmen ihres Kompromißvor­
schlags lehnte der Kinoarbeitgeberver­
band nach wie vor ab.Dazu gehören z.B. 
die Erhöhung der Jahressonderleistung 
Von 400 auf 800 DM und die Einstufung 
der sog. Multiplex-Kinos in die höchste 
thrifklasse und die Einbeziehung aller 

stellen die Baukapitalisten mittlerwei­
le zur Disposition. Die Situation ist aus­
gesprochen ernst, denn die IG BAU hat 

. es mit Gegnern zu tun, die durch die bru­
tale Ausbeutung der modernen Skla­
venarbeiter moralisch so verlumpt sind, 
daß sie anscheinend jedes Maß verlie­
ren. Die Existenz der Gewerkschaft 
steht auf dem Spiel, so diskutieren es 
Funktionäre der IG BAU, wenn den Un­
ternehmern kein Einhalt geboten wird. 
Die Stoßrichtung der Widerstandsak­
tionen waren dann auch deutlich gegen 
die Kapitalisten und die Bundesregie­
rung gerichtet. „Kohl muß weg! “,riefen 
die Bauarbeiter. Und zumindest in den 
Bussen, die zum Mittwoch nach Berlin 
gefahren sind, wurden Flugblätter ver­
teilt, in denen ausdrücklich klargestellt 
wurde, daß es nicht gegen die Menschen 
geht, die wegen ihrer Armut im Hei­
matland gezwungen sind, von deut­
schen Arbeitgebern wie Sklaven gehal­
ten zu werden. In Berlin* stand auf Pla- 
katwänden der IG BAU: „Die da oben 
streichen ein, die da unten werden ge­
strichen“, und die Redner sparten nicht 
mit beißender Kritik. So wurde festge­
stellt, wenn sich tarifbrüchige Arbeit­
geber mit wortbrüchigen Politikern zu-

Kino-Beschäftigten in den Geltungsbe­
reich des Tarifvertrags. Beschäftigte in 
den Verwaltungen z.B. sind bisher ohne 
Tarifschutz.

Die IG Medien wird die Beschäftigten 
auch im Vorfeld der nächsten Verhand­
lungsrunde wieder aufrufen, sich aktiv 
für die Durchsetzung der Gewerk­
schaftsforderungen einzusetzen. Bereits 
am vergangenen Wochenende hatten 
sich rd. 600 Beschäftigte in rd. 50 Kinos 
für die Forderungen stark gemacht. In 
Bochum, Münster, Hannover, Kiel und 
Kassel konnten zahlreiche Kinovorstel­
lungen wegen der Warnstreiks erst mit 
erheblicher Verspätung beginnen. Als 
Erfolg der Aktionen wertet die IG Me­
dien bereits jetzt, das die Arbeitgeber in 
der vierten Runde ihre umstrittenene 
Forderung nach der Einführung von 
„Servicepersonal“ zurückzogen. Die 
Beschäftigten befürchteten durch die­
ses neue Berufsbild, das die klassischen 
Kino-Berufe ablösen sollte, Arbeitsver­
dichtung und Personalabbau.

PM IG Medien, 12.3.1997 
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sammentun, deren Reden in den Kon­
zernzentralen geschrieben sein könn­
ten, dies den Tatbestand einer kriminel­
len Vereinigung erfülle: An anderer Stel­
le wurde gesagt, daß die, die zum Kampf 
gegen diejenigen gezwungen sind, die 
eine andere, unsoziale Republik wollen, 
sich auch Gedanken über eine andere 
Republik machen müssen. Das sind 
neue Töne, bisher hat die IG BAU immer 
gesagt, sie will die alte verteidigen, aber 
wenn es selbst der Gegner nicht mehr 
will, was soll man da machen?

Allerdings gibt es auch welche wie 
Klaus Pankau, ein Berliner Funktionär, 
mit solch gemeingefährlichen Vorschlä­
gen aus arbeitslosen Bauarbeitern einen 
Greiftrupp des Arbeitsamtes gegen ille­
gal Beschäftigte zu bilden. Und auch die 
ansonsten begrüßenswerte Aktion am 
Freitag, den Baustellen einen persönli­
chen Besuch abzustatten, richtete sich 
teilweise gegen dort Arbeitende.

Der Chemie­
konzern Bay­
er plant die 
Errichtung 
der weltweit 
größten TDI- 
Anlage in un­
mittelbarer 
Nähe der tai- 
wanesischen . 
Großstadt 
Taichung, 
ohne die Öf­
fentlichkeit 
über mögli­
che Gefahren 
zu informie­

ren. Am geplanten Produktionsort bil­
dete sich daraufhin die Bürgerinitiative 
Anti-Bayer Action Union (ABAU), die 
mit Bayer und den Genehmigungs­
behörden scharf ins Gericht geht. Ihre 
Demonstrationen wurden von bis zu 
4.000 Menschen begleitet. Erst die Pro­
teste leiteten die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung und 
die notwendige Information der An­
wohner ein. Die öffentlichen Anhörun­
gen begannen in dieser Woche.

Was war? Wochen 10 und 11/97
DGB will Rechtsschutz neu organisieren
7.3. Der DGB plant die Um- oder Neu­
organisierung des Rechtsschutzes. Seit 
1996 arbeitet eine Arbeitsgruppe an ei­
nem Konzept. Diskutiert wird, ob der 
Rechtsschutz als GmbH ausgegliedert, 
den Einzelgewerkschaften überlassen 
oder an niedergelassene Rechtsanwälte 
übertragen werden soll. In der Arbeits­
gruppe sind nur die großen Gewerk­
schaften vertreten. Die ÖTV und die IG 
Chemie tendieren offenbar zu einem ei­
genen, DGB-unabhängigen Rechts- 
schutz.Mit dem Rechtsschutz würde der 
DGB eine seiner zentralen Aufgaben 
und damit ein weiteres Stück seiner po­
litischen Bedeutung verlieren. Für die 
kleineren Gewerkschaften könnte es zu 
einem existentiellen Problem werden, 
wenn sie den Rechtsschutz neu und auf 
eigene Kosten organisieren müßten. Die 
Diskussion über diese wichtige Frage 
wird aber bisher nicht gewerk­
schaftsöffentlich geführt.

Streik bei der US-Army
10.3. Mit Schwerpunkt in Bayern streik­
ten Zivilbeschäftigte bei der US-Armee 
gegen Privatisierungspläne, Rationali­
sierungen und Stellenabbau. Die ÖTV 
fordert einen Rationalisierungsschutz­

Trotzdem war die Woche ein Erfolg: 
Die Bauarbeiter und ihre Gewerkschaft 
haben klargemacht, daß sie bereit sind, 
mit der notwendigen Konfliktbereit­
schaft in die kommenden, überaus 
schwierigen Auseinandersetzungen zu 
gehen. Es hat sich gezeigt, daß auch 
Baustellen auf denen kaum Organisier­
te sind, in Aktionen miteinbezogen wer­
den können, obwohl es wesentlich bes­
ser wäre, die IG BAU würde endlich die 
Arbeiter aus den anderen Ländern stär­
ker miteinbeziehen, statt Razzien zu un­
terstützen. Gegen die Gefahr einer 
Rechtsentwicklung, die durch die Pra­
xis vor allem der Baukonzeme wie Ta­
rifbruch, Verelendung, übelste Ausbeu­
tung, Menschenschinderei, Rechtlosig­
keit, usw. gedeiht, hilft am besten die ge­
werkschaftliche Mobilisierung, vor al­
lem dann, wenn sie auch gesellschafts­
verändernde Vorstellungen beinhaltet.

- (tja)

TDI (Toluoldiisocyanat), das als Vor­
produkt in der Kunststoffproduktion 
verwendet wird, gehört zu der Gruppe 
der Isocyanate. Für seiner Herstellung 
benötigt man Phosgen und das karzino­
gene TDA (Toluoldiamin). Phosgen war 
für die Bhopal-Katastrophe 1984 ver­
antwortlich. Aufgrund der Gefahren der 
TDI-Produktion und dem Bekanntwer­
den von Details über die Genehmigung, 
hagelt es in Taiwan Proteste. Die Bür­
gerinitiative Anti-Bayer Action Union 
erhält regen Zulauf von Anwohnern, 
Studenten und Anhängern der Opposi­
tionspartei Democratic Progress Party.

Um die Genehmigung durchzusetzen, 
wies Bayer beim Wirtschaftsministeri­
um in Taipeh lediglich den Betrieb einer 
Referenzanlage in Deutschland nach. 
Schon nach wenigen Wochen wurde das 
brisante Projekt dürchgewunken. Jetzt 
verlangt der Leverkusener Multi Bo­
nuspunkte für sein Projekt: ein großes 
Grundstück am Meer, Infrastrukturhil­
fen und einen Pachtvertrag von 125 Jah­
ren. Diese Privilegien erinnern vieleTai- 
wanesen an die erniedrigenden auslän­
dischen Konzessionen im 19. Jahrhun­
dert. Coordination gegen Bayer-Gefahren

plan; das US-Hauptquartier,das in die­
sem Jahr 4600 Stellen streichen will, 
ging bisher in den Verhandlungen nicht 
darauf ein.

„Soziale Schere“ beim Urlaub
12.3. Die Tourismus-Kapitalisten haben 
in einer Studie festgestellt, daß in der 
BRD 1996 gegenüber dem Vorjahr 3,3 
Millionen Menschen weniger verreisten 
(Gesamtzahl: 45,3 Mio.). Dabei hätten 
einkommensschwache Haushalte um 
13% weniger Reisen durchgeführt; bei 
den Besserverdienenden wurde dagegen 
öfters verreist. Auch für 1997 ergäben 
Umfragen einen ähnlichen Trend. Die 
Gesamtausgaben für Reisen steigen, da­
her waren’s die Auftraggeber zufrieden.

Managervergütung in Aktien
18.3. Auch der Chemiekonzern Henkel 
will künftig die Einkünfte von soge­
nannten Führungskräften an den Kurs 
der Unternehmensaktien koppeln. Der 
Kreis von 180 Personen soll Vorzugsak­
tien begünstigt erwerben können, wenn 
sieh die Henkel-Aktie besser als der 
Deutsche Aktienindex (DAX) ent­
wickelt. Bisher gibt es solche Regelun­
gen schon bei Daimler Benz, der Deut­
schen Bank und anderen Großbanken.
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Auf dem Weg zur 
McDonalds-Bank?
Wichtigste Tarifrunde im Bankgewerbe seit 1963

Nach mehreren Anläufen seit 1987 ver­
suchen die Bankarbeitgeber erneut, die 
regelmäßige Samstagsarbeit im Tarif­
vertrag durchzudrücken. Vor zwei Jah­
ren konnten sie einen Einbruch errei­
chen: erst DAG, dann auch HBV stimm­
ten einer Ausnahmeregelung für die 
Aufrechterhaltung von Datennetzen 
und Rechnersystemen zu. Dieser Ver­
such auf Kosten einer Minderheit von 
Beschäftigten, um der Mehrheit den 
freien Samstag zu sichern, schwächte 
die Gewerkschaften und verschaffte ih­
nen auch nur eine minimale Atempau­
se.

Im Laufe des Jahres 1996 begannen die 
großen Banken nach und nach, soge­
nannte Direktbanken einzurichten - 
Tochterfirmen, die völlig außerhalb des 
Tarifvertrages operieren und per Tele­
fon oder PC rund um die Uhr 7 Tage er­
reichbar sind. Die bekannteste Direkt­
bank ist die „Bank 24“ der Deutschen 
Bank. Neuerdings will auch die Frank­
furter Volksbank mit 10 anderen Kre­
ditgenossenschaften ein gemeinsames 
„Call Center“ in Weinheim einrichten, 
mit dem die Kunden rund um die Uhr, 
auch am Wochenende, zum Ortstarif te­
lefonieren,beziehungsweise über Perso­
nalcomputer und T-Online kommuni­
zieren können. Den Direktkunden wer­
den für Guthaben Zinsen bis dreiein­
viertel Prozent geboten. Die Kon­
toführung soll einschließlich Karten 
pauschal 12 Mark im Monat kosten. 
Mehrere Banken wurden in Univer­
sitätsstädten errichtet, und man ver­
sucht, den Betrieb neben einer kleinen 
Stammbelegschaft mit massivem Ein­
satz von 610-DM-Kräften oder Studen­
ten aufrecht zu erhalten. Die Löhne für 
die Stammbelegschaft liegen teilweise 
bei 50% des Tariflohns für vergleichba­
re Arbeitsplätze.

Eine andere Tendenz ist die Ausglie­
derung nicht nur der Rechenzentren, 
sonderen inzwischen des gesamten Zah­
lungsverkehrs oder des Wertpapier­
backoffice in sogenannte „Bankfabri­
ken“.

Die Deutsche Ärzte- und Apotheker­
bank beispielsweise hat ihren Zah­
lungsverkehr in der APODATA GmbH 
zusammengefaßt. Nach einer Über­
gangsregelungsollen ab April 1998 neue 
Arbeitsverträge geschlossen werden. 
Kurz bevor steht die Gründung einer ge­
meinsamen Wertpapierservicebank der 
genossenschaftlichen Zentralbanken 
DGBank,WGZ,SGZundGZB.Undder 
neueste Coup der Deutschen Bank ist

Tarifflucht verhindert! IG Medien Nord
Nachdem am 12.3.1997 zunächst die 
Verhandlungen durch die Arbeitgeber 
vom Verband Küste dadurch erschwert 
wurden, daß sie erklärten, gegebenen­
falls keinen Verbandstarifvertrag mehr 
abzuschließen, kamen tfie Verhandlun­
gen anschließend doch sehr zügig in eine 
konkrete Phase. Dio Verleger boten an, 
die geltenden Tarifverträge der Druck­
industrie zu übernehmen und die Ab­
schlüsse der Druckindustrie auch auf 
die Angestellten in den Zeitungs verta­
gen zu übertragen.
J Der Pferdefuß dabei war, daß für die 
Beschäftigten in Mecklenburg-Vor­
pommern (Gewerbliche und Angestell­
te) einheitlich die 37'Stunden-Woche 

die Einrichtung von „shop in shop-Ban- 
ken“ in Einkaufszentren.

Zwar sind erst eine verhältnismäßig 
kleine Zahl von Beschäftigten in diesen 
McDonalds-Banken beschäftigt, im 
Bankgewerbe geht aber die Angst um. 
Die wachsende Arbeitslosigkeit und die 
Globalisierungsdebatte tun das ihre. In 
der im April beginnenden Tarifrunde 
wollen die Arbeitgeber die Gunst der 
Stunde nutzen: als Morgengabe für die 
100%ige Lohnfortzahlung im Krank­
heitsfall sollen die Gewerkschaften den 
freien Samstag für alle opfern. Ist Ge­
genwehr noch möglich?

Auf einem Treffen von Gewerkschaf­
tern aus verschiedenen Frankfurter 
Banken am 8.März wurde herausgear­
beitet, daß die Preisgabe des freien 
Samstags keine Ruhepause bedeutet: 
die erhöhten Kosten, die die längeren 
Dienstleistungszeiten verursachen, 
werden in Richtung Lohnsenkung wir­
ken. Die Arbeitgeber versuchen, das 
Produkt Bankdienstleistung als eine 
standardisierte Ware wie im Einzelhan­
del zurechtzuschneiden, die Löhne sol­
len genauso zugeschnitten werden. 
Wenn also sowieso ein jahrelanger Wi­
derstandskampf bevorsteht, warum 
nicht mit der Verteidigung des seit dem 
Jahre 1963 freien Samstags ein Zeichen 
setzen? Innerhalb der Belegschaften 
gibt es bisher keine Bereitschaft zu re­
gelmäßiger Samstagsarbeit, im Gegen­
teil. Insbesondere die Mehrheit der 
weiblichen Beschäftigten lehnt dies 
scharf ab .Viele sind vor Jahren aus dem 
Einzelhandel durch Umschulung und 
Weiterbildung ins Bankgewerbe ge­
wechselt und wollen nicht der Früchte 
ihrer Anstrengung beraubt werden.

Die Tarifflucht wird in den Betrieben 
bekämpft werden müssen, die außer­
halb des Tarifs neu hochgezogen wer­
den. Daß Erfolge möglich sind, beweist 
der Warnstreik bei Travelex (siehe vori­
ge Ausgabe der Politischen Berichte). 
Und Bündnispartner in der Gesellschaft 
gibt es auch: die Frankfurter Sparkasse 
bekam für die Gründung ihrer Direkt­
bank vom Hessischen Sozialministeri­
um massive Auflagen. Sie darf keine 
610-DM-Kräfte für den Wochenendbe­
trieb beschäftigten, sie muß den Bank­
tarifvertrag einhalten, und sie darf den 
Betrieb an mehreren Sonntagen im Jahr 
nicht betreiben. Die rot-grünen Lan­
desregierungen von NRW und Schles­
wig-Holstein, wo' die meisten Direkt­
banken sind, sollten sich daran ein Bei­
spiel nehmen. - gst

unbefristet gelten sollte. Außerdem soll­
ten die Lohn- und Gehaltserhöhungen 
erst am 1.1.1998 in Kraft treten.

Doch die Argumente der IG Medien 
setzten sich durch: alle Beschäftigten in 
Mecklenburg-Vorpommern werden 
über einen langfristigen Stufenplan 
auch die 35-Stunden-Woche erreichen. 
Ab dem 1.4.1997 gilt auch für die ge­
werblichen Arbeitnehmer in Mecklen­
burg-Vorpommern die 37-Stunden-Wo- 
che.Ab 1.1.2001 folgt dann die 36-Stun- 
denWoche und ab dem 1.1.2003 die 35- 
Stundeip Woche. Außerdem treten die 
Lohn- und Gehaltserhöhungen in 
Mecklenburg Vorpommern ab 1.7.1997 
in Kraft. IG Medien Nord (Solinet)

Integration statt
Dokumentiert: Position des
In einer Pressemitteilung „Zur aktu­
ellen Diskussion um die Begrenzung 
des, Zugangs von Ausländern zum Ar­
beitsmarkt“ antwortet der DGB Ba­
den-Württemberg auf den Vorschlag 
des Vorsitzenden der CSU-Landes- 
gruppe, Michael Glos. Dieser sagte 
Anfang des Jahres in Wildbad Kreuth, 
es gehe darum, die Sogwirkung der 
Bundesrepublik für Ausländer zu be­
grenzen, auch für EU-Ausländer.

Der Pressesprecher des DGB im Land, 
Jürgen Klose, stellt dazu fest: „Da ha­
ben wir es also wieder, das alte Thema 
,Die Ausländer nehmen den Deutschen 
die Arbeitsplätze weg’. Wieder einmal 
wird versucht, die Ausländer zu Sün­
denböcken für die Misere am Arbeits­
markt zu stempeln.“

Es lohnt sich, dieses Papier (PM 140) 
beim DGB Baden-Württemberg zu be­
ziehen, denn es bringt eine genaue Auf­
schlüsselung der Fallzahlen, die der 
Hetze gegen ausländische Beschäftig­
te den Boden entzieht. Wir dokumen­
tieren den Teil der Pressemitteilung, 
der die Position des DGB Baden-Würt­
temberg zusammenfaßt:

„ Unsere Position:
Auch der DGB ist der Meinung, daß es 
nicht sein darf, daß neu zur Arbeits­
aufnahme in die Bundesrepublik ein­
reisende Ausländer einheimische 
(deutsche und ausländische) Arbeit­
nehmer vom Arbeitsmarkt verdrän­
gen. Deshalb haben wir in der Vergan­
genheit auch immer gefordert, am An­
werbestopp festzuhalten. Seit 1993 ist 
es DGB-Position, daß dieser zusam­
men mit den in unterschiedlichen Ge­
setzen und Erlassen verstreuten Re­
geln durch ein Einwanderungsgesetz 
ersetzt werden sollte. Damit würde 
auch der § 19 AFG hinfällig: Wer zum 
Aufenthalt zugelassen ist, sollte auch 
arbeiten dürfen.

Das Einwanderungsgesetz müßte 
alle Gruppen einschließlich der Aus­
siedler erfassen und jährliche Quoten 
festlegen. Ein Zugangsrecht unabhän­
gig von Quoten müsse es allerdings ge­
ben für den Familiennachzug der hier 
lebenden Drittstaatenangehörigen, 
für Kriegs- und Bürgerkriegsflücht­
linge und für Asylbewerber. Die Krite­
rien für die Einreise (Alter, Herkunft, 
Qualifikation usw.) wären gemeinsam 
mit den gesellschaftlichen Gruppen 
festzulegen. Solche Regelungen gibt es 
in anderen Einwanderungsländern 
auch. Mit der Erlaubnis zur Einreise 
müßten Leistungen zur Integration, 
wie Sprachkurse und berufliche Qua­
lifizierung, von Anfang an verknüpft 
sein.

Dies ist übrigens auch seit langem 
Position der IG Metall. Die Aufregung 
über diesbezügliche Äußerungen des 
IGM-Vorsitzenden Klaus Zwickel 
zeigt aber, saß man über dieses Thema 
sehr differenziert reden muß, um nicht 
mißverstanden zu werden.

Die relativ geringe Zahl von 270 800 
Arbeitserlaubnissen an neu einreisen­
de Ausländer im Jahr 1995 zeigt, daß 
das Problem angesichts von 4,2 Mil­
lionen Arbeitslosen eher gering ist. 
Auch diese Arbeiten konnten an Aus­
länder nur vergeben werden, weil auf 
dem örtlichen Arbeitsmarkt keine be­
vorrechtigten Arbeitskräfte zur Verfü­
gung standen.

Die CSU hat nicht berücksichtigt, 
vlaß die meisten Arbeitserlaubnisse an 
„Arbeitsmarktinländer“ erteilt wur-

Ausgrenzung
DGB Baden-Württemberg
den. Sie hat die teilweise sehr frag­
würdige „Qualität“ der Beschäfti­
gungsverhältnisse unterschlagen und 
vor allem die fehlende „Kompatibi­
lität“ (das „Zusammenpassen“ von 
Arbeitsuchenden und Art der angebo­
tenen Arbeiten) vergessen. Oder will 
sie eine teilzeitarbeitende Mutter als 
abendlichen Blumenverkäufer oder ei­
nen behinderten Arbeitslosen als 
Spargelstecher oder Küchenhilfe in 
der Gastronomie beschäftigen?

Die Struktur der Ausländerbeschäf­
tigung und die Struktur der Arbeitslo­
sen sind zu verschieden, als daß hier 
einfach ein Austausch stattfinden 
könnte (...)

Ausländer sichern in der Bundesre­
publik-auch in erheblichem Umfang 
Arbeitsplätze (...)

Ausländer sind selber von Arbeitslo­
sigkeit betroffen. Sie zu Schuldigen zu 
stempeln, stellt die Verhältnisse auf 
den Kopf. Die CSU wäre besser bera­
ten, sich mehr um Arbeitsmarktpolitik 
und Integration der hier lebenden Ein­
wanderer zu kümmern als durch un­
sinnige Parolen die Stammtische zu 
bedienen.

Wir wollen Konkurrenz in Teilberei­
chen des Arbeitsmarktes nicht leug­
nen. Mit zunehmender Arbeitslosig­
keit nimmt auch die Konkurrenz unter 
den Menschen zu. Wir wehren uns aber 
entschieden gegen eine „Nationalisie­
rung.“ oder Ethnisierung des Pro­
blems. Gefragt sind eine offensive 
Wirtschafts- und Beschäftigungspoli­
tik, nicht eine noch restriktivere Aus­
länderpolitik!

Besonders in der Baubranche gibt es 
.allerdings erhebliche Probleme im 
Rahmen der Dienstleistungsfreiheit 
innerhalb der EU. Der im Zusammen­
hang mit dem Eritsendegesetz verein­
barte Mindestlohn von 17 DM (z.B. für 
Portugiesen und Briten) leistet der Ver­
drängung von einheimischen Arbeits­
kräften Vorschub. Leider konnten die 
Gewerkschaften wegen des entschie­
denen Widerstands der Bundesvereini- 
gung Deutscher Arbeitgeberverbände 
bisher aber nicht mehr erreichen. Hier 
gibt es also weiterhin Handlungsbe­
darf! Dabei geht es aber um eine Ein­
schränkung der Konkurrenz durch 
Herstellung gleicher Bedingungen für 
Einheimische und Ausländer, nicht um 
eine Politik gegen Ausländer.

Die Zeiten, in denen Ausländer als 
Manövriermasse des Arbeitsmarktes 
mißbraucht wurden, sollten angesichts 
der Tatsache, daß die meisten hier 
ihren Lebensmittelpunkt haben (und 
nicht, wie so oft argumentiert wird, 
weil sie uns die Drecksarbeit machen!) 
der Vergangenheit angehören. Eine Po­
litik nach dem Motto „Der Mohr hat 
seine Schuldigkeit getan, der Mohr 
kann gehen“ wird es mit dem DGB 
nicht geben!

Gefragt sind Maßnahmen der Inte­
gration statt eine verschärfte Politik 
der Ausgrenzung. Die nächste Bundes­
tagswahl 1998 wirft aber anscheinend 
ihre Schatten schon weit voraus. Da 
wollen einige wieder mit dem Auslän­
derthema Stimmen einfangen, die ih­
nen durch die unsoziale und die Ge­
sellschaft immer mehr spaltende Poli­
tik des Sozialabbaus verloren zu gehen 
drohen.

Wie gut kann man doch mit der Dis­
kriminierung von Minderheiten und 
der Suche nach Sündenböcken von ei­
genen Versäumnissen ablenkcn - je­
denfalls so lange, wie es niemand 
merkt!“
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Der finanzielle und der zeitliche Auf­
wand, den Forum und Trägerorga­
nisationen für die Politischen Berichte 

leisten, ist erheblich. Zur Unterstützung 
der herausgeberischen und redaktionel­
len Arbeit werden für das laufende Jahr 
1997 ca.50 000 DM erforderlich sein. Als 

' Druckkostenzuschuß werden 33 600 
DM beantragt; weitere 6 200 DM sind 
für den' ArGe-Rundbrief nötig. Aus 
Aboerlösen wird mit 39 000 DM gerech­
net. Bereits im letzten Herbst waren sich 
das Forum und die Herausgeber einig, 
daß über die Zükunft der Politischen 
Berichte nachgedacht werden muß. Wie 
ist der Stand der Überlegungen ?

IZu Funktion und Kosten. Die PB
• sind Kommunikationsmittel für ei-

I nen Personenkreis, der durch langan- 
| dauernde Zusammenhänge in der prak­
tischen und in der wissenschaftlich­
theoretischen Arbeit gekennzeichnet 
ist. Die Publikation ist für Meinungs­
äußerungen und Argumente, die aus 
dem gesellschaftlichen Widerstand her­
aus vorgebracht werden, außerordent­
lich offen. Der Inhalt der PB hängt von 
der politischen Praxis der Leute ab, die 
Beiträge liefern, und von der Untersu- 
chungs- und Reflexionsarbeit, die das 
Forum leisten kann. Ähnlich wie beim 
Forum selber bilden sich Schwerpunk­
te, die zu pflegen sind, und ist Offenheit 
für die Aktualität erforderlich. Offen­
heit für die Aktualität fordert das zwei- 
Wöchentliche Erscheinen dringend, 
aber die Kosten sind erheblich. Mög­
lichkeiten zur Kostensenkung sind zu 
ergreifen.

Die technische Entwicklung, (Qua­
litätsverbesserungen beim Copy-Prin- 
ter-Druck und Verbilligung bei Weiter- 
Verarbeitungsgerät) ermöglicht, die PB 

' als Broschüre im A4-Format ganz mit 
j GNN-Technik herzustellen, ohne daß 

Verteuerungen entstünden. Vermittelt 
' ergibt sich für die PB Herausgeber und 
i das Forum ein wirtschaftlicher Vorteil, 
; Weil die Dienstleistungsstruktur der 
; üNNs durch eine solche Auftragsaus- 
I Leitung gefestigt würde. Es sind wirt- 
' schaftlich-technische Gründe, die für 
I diese Umstellung sprechen.

Rückblickend ist allerdings festzuhal- 
1 ten, daß die Chance einer leichteren Ver- 
' hreitung, die wir vor Jahren bei dem 
i Wechsel aus dem Zeitschriften- in das 

Seitungsformat gesehen hatten, entwe­
der gar nicht bestand oder nicht reali- 

I siert wurde. So wird jetzt auch nicht be- 
' Rauptet, daß dieser neuerliche Wechsel 
I auch für die inhaltliche Verbesserung 

ünd leichtere Verbreitung wichtig wäre.
Der Inhalt der Publikation und ihr 

Umfang müßten sich wegen einer sol­
chen Umstellung wahrscheinlich nicht 
Wesentlich ändern; aber ein bißchen was 
fachen solche Schritte ja immer aus. 
Uie bisherigen Gespräche mit Betroffe­
nen und Interessierten signalisieren Zu­
stimmung für die Umstellung.

I Einteilung in Gliederungsblöcke
I 4 . wird bleiben. Was immer diskutiert 

Wird, an der Einteilung in Gliederungs­
abschnitte, die von Redakteurinnen und 

i Redakteuren betreut werden, will nie- 
1 *hand etwas ändern. Die Gliederungs­

abschnitte Aktuelles, Internationales, 
I ^Us Gemeinden und Ländern (West u. 
I Ust), Aus Betrieben und Gewerkschaf­

ten, Diskussion sowie „letzte Seite“ 
i ^w. Kultur / Wissenschaft werden wei­

tergeführt. Auch wird die Publikation 
Weiterhin als Gemeinschaftswerk von 

I verschiedenen Standorten aus redigiert.
Lediglich der Druck- und Ausliefe- 
Uingsort wird von jetzt Berlin nach 
jUnn Stuttgart verlagert. Bis jetzt ar­
beitet die Post von Stuttgart aus eini­
germaßen gut, es ist damit zu rechnen, 
^aß die PB an dem der Einlieferung fol- 
kenden, spätestens aber dem übernäch­
sten Tag ankämen, also Do. oder Fr.

I .
h

Wie dem Bericht über die Tagung des Arbeitskreises Politische Berichte zu ent­
nehmen ist, werden die Politischen Berichte künftig im Format A4 mit 28 Seiten 
Umfang erscheinen, um Druck und Weiterverarbeitung in den GNN-Verlagen zu 
ermöglichen. Diese Umstellung erfolgt zum 1. April 1997, also mit der nächsten 
Ausgabe. Gleichzeitig mit dem Formatwechsel findet ein Wechsel beim Verlag 
statt: Künftig werden die Politischen Berichte vom GNN Verlag Süd in Stuttgart 
gedruckt und ausgeliefert. Die Abonnentendaten von GNN Köln werden über­
nommen; da Preis und Lieferrhythmus unverändert bleiben, ändert sich für die 
Abonnentinnen und Abonnenten nur die Anschrift für Vertriebsanfragen und die 
Kontoverbindung für Abozahlungen.

Wir bitten alle Abonnentinnen und Abonnenten, Vertriebsanfragen künftig 
über folgende Anschrift zu erledigen und die geänderte Bankverbindung zu be­
achten:
GNN Verlag Süd, Gutenberg Straße 48, 70176 Stuttgart, Telefon: 0711/ 6247 01, 
Fax: 0711/6215 32. Bankverbindung: Postbank Stuttgart, BLZ 600100 70, Kon­
tonummer 24947704.

Der Arbeitskreis Politische Berichte 
beschloß:

Änderungen bei den 
Politischen Berichten
3 Der Gliederungsabschnitt Regio-

• nales o.ä. Seit der Gründung im 
Herbst 1980 hatten die PB immer, wenn 
auch unter verschiedenen Bezeichnun­
gen, einen Regionalteil. Ein solcher Teil 
ist nur für Leser interessant, die davon 
ausgehen, daß sich die wesentlichen 
Schritte emanzipatorischer Politik in 
örtlichen bzw. regionalen Zusammen­
hängen entwickeln, so daß die Politik 
am Ort und die Politik im Betrieb von 
viel größerem theoretischen und prak­
tischen Interesse ist, als die Beachtung 
durch die großen Medien nahelegt.

Und so ist es auch dabei geblieben, daß 
in vielen Orten Leute lokale bzw. auch 
betriebliche Zeitungen mit emanzipa­
torischem Anspruch herausbringen, 
und die Trägerorganisationen des Fo­

die DEUTSCHE TURKEIPOLITIK und ihre
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Vier Aufsätze und über 400 Seiten 
Dokumente zur deutschen Türkei- 
und Kurdistan-Politik. Von den An­
fängen der preußischen Militärhilfe 
für das Osmanische Reich über die 
Bagdadbahn-Politik, die Allianz 
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porus“, die deutsche Mitwirkung 
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rums stehen mit einer stattlichen An­
zahl derartiger Publikationen in Ver­
bindung. Die regionale Berichterstat­
tung der PB kann sich auf diese Tatsa­
che stützen. Es besteht zwischen vielen 
solchen Publikationen und den PB eine 
enge tatsächliche Beziehung.

4 Zusammenarbeit mit einem „Netz-
• werk Linke Kommunalpolitik“. 

Diskussionen in der „Arbeitsgemein­
schaft antifaschistische Kommunalpo­
litik“ haben ergeben, daß die AG ihr An­
liegen des Dezentralismus angemesse­
ner fördern wird, wenn sie sich nicht 
darauf konzentriert, spezielle kommu­
nalpolitische Ansätze zu verbreiten, 
sondern zur Vermittlung von Diskussi­
on und Erfahrungen aus der kommuna­
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len Politik beizutragen versucht. Auf ei­
nem Treffen wurde deswegen beschlos­
sen, als Netzwerk weiterzuarbeiten. Das 
Nachrichtennetzwerk wird eine Zahl 
von lokalen bzw. betrieblichen Zeitun­
gen auswerten mit dem Ziel, eine Über-, 
sicht imVolumen von fünf bis sechs Zeit­
schriftenseiten zusammenzustellen, die 
über das CL-Netz, über die Politischen 
Berichte und über die Linke Kommu­
nalpolitik verbreitet werden. Die Re­
gionalredaktion will diese Übersicht 
komplett übernehmen und wird im 
Netzwerk mitarbeiten. Ferner wurde 
vereinbart, daß im zeitlichen Zusam­
menhang mit „Forum kommunistischer 
Arbeitsgemeinschaften“ und „Arbeits­
kreis Politische Berichte“ ein „Medien­
tag“ durchgeführt wird, auf dem Fra­
gestellungen, die sich aus der örtlichen 
Politik ergeben, erörtert werden kön­
nen. Konkret wurde vereinbart, das 
nächste Treffen des Forums im Herbst so 
zu gestalten, daß am Sonntag der „Me­
dientag“ durchgeführt werden kann.

5 Weitere Überlegungen. Für die Po­
litischen Berichte bleibt es nach 

wie vor eine sehr wichtige und lösbare 
Aufgabe, unmittelbare, selbstbestimm­
te und selbstorganisierte Nachrichten 
über die Entwicklung der Klas­
senkämpfe zu erhalten und zu verbrei­
ten. Der wesentliche Grund dafür, an 
dieser kleinen Publikation festzuhal­
ten, ist wohl der: Wir alle wollen, daß 
der spontanen Tendenz, daß sich im po­
litischen Emanzipationskampf die ge­
sellschaftsüblichen Formen von Über­
und Unterordnung schlicht reproduzie­
ren, wenigstens irgendwas entgegenge­
setzt wird. Wir sind vor langer Zeit und 
nach ausführlichen jJntersuchungen zu 
der Ansicht gelangt, daß es unter den ge­
gebenen Verhältnisse möglich ist, Men­
schen, die am Klassenkampf teilnehmen 
wollen, einen Weg zum Schriftmedium 
offenzuhalten. Diese Aussage ist richtig 
geblieben. Die Basis ist gesellschaftlich 
gegeben, weil im Arbeitsprozeß wegen 
dessen Rationalisierung immer mehr 
Lesen und Schreiben vorkommt, aber 
sie ist auch in selbstbestimmtem Zu­
sammenhang zu beobachten. Schon in 
unserem kleinen Umkreis setzen heute 
viel mehr Menschen als früher Papiere, 
auch kleine Zeitungen und dergl. gezielt 
ein. Also können die PB Erfahrung,Mei­
nung und Urteilskraft von Autorinnen 
und Autoren aus diesem Kreis der 
ganzen Leserschaft erschließen.

Ferner läßt sich heute beobachten, daß 
die Zunahme der Mobilität, die Inter­
nationalisierung des Arbeitsmarktes 
und damit verbundene Phänomene das 
Monopol der Herrschenden in der 
Außenpolitik auflockem. Die Urteils­
bildung über internationale Problemla­
gen kann viel besser als früher auf au­
thentische Aussagen zurückgreifen. Das 
schier unüberwindliche Informations­
monopol über das Ausland ist gelockert, 
und es bilden sich lebendige Beziehun­
gen an der gesellschaftlichen Basis, die 
eine Publikation wie die unsere fördern 
kann.

Schließlich bleibt es immer noch wahr, 
daß die herrschaftsträchtigen Institu­
tionen der Gesellschaft ihre Botschaf­
ten nicht gemeinverständlich und nicht 
frühzeitig aufschließen, sondern so ver­
schlüsselt und exklusiv in die öffentli­
che Meinung eintragen, daß man auf­
passen muß oder übervorteilt wird. 
Auch eine kleine Publikation hat, wenn 
sie aufpaßt, eine Chance, früh zu erken­
nen, was vorgesehen ist und kommen 
wird, und die Aufmerksamkeit der Le­
serinnen und Leser zu wecken.

Aus diesen Gründen wird eine Publi­
kation wie die PB immer eine unkon­
ventionelle Publikation sein, und das 
heißt auch: befremdlich wirken. Dio ge­
nannten Gründe müssen aber nicht 
dazu führen, daß die Publikation be-
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zugslos zum sonstigen Mediengesche­
hen in der Landschaft steht.

6 Bild, Text und Aktualität. Ein tag-
• täglich beobachtbarer Bildungs­

prozeß von Ideologie und Vorurteil ge­
schieht wesentlich über das Fernsehen. 
Urteile und Vorurteile werden hier ge­
knüpft. Die Tagespresse, die handfeste­
res Material und Meinung nachliefert, 
liefert sie auf bereits gebahnten Wegen 
in eine vorgefundene Struktur. Die heu­
tige öffentliche Meinung wird durch die 
Verknüpfung der Bildsensation mit der 
textlichen Aussage strukturiert.Das be­
wegte Bild und der dazu gesprochene 
Texte verschmelzen im Urteil ästheti­
sche Auffassung und Auffassung von 
Argumenten. (In einer Gesellschaft, in 
der vieles Handeln auf einfachste Ent­
scheidungen hinauskommt - Kauf / 
Nicht-Kauf,Wahl / Nicht-Wahl - ist eine 
solche Entscheidungsfindung oft prak­
tisch ausreichend, nicht aber in Arbeit­
sprozessen und sonstigen produktiver 
Hervorbringungen).

Aus diesem Grund kommt das kriti­
sche Argument heute nicht mehr leicht 
ohne Bilddokument aus. Es würde noch 
nicht einmal gelingen, den Gegenstand, 
der kritisiert werden soll, ausreichend 
erkennbar zu machen. Vom Bilddoku­
ment ist hier die Rede, weil es ganz prak­
tisch darum geht, vorgefundene, gesetz­
te Bild-Inhalt Zusammenhänge ausein­
anderzusetzen. Die technische Ent­
wicklung nähert sich zum Glück dem 
Punkt, an dem es möglich sein wird, 
Bildmaterial in ausreichender Qualität 
aus dem Datenfluß des Fernsehens her­
auszufangen und zu verwerten. So bald 
das mit vertretbarem Aufwand geht, 
muß es auch gemacht werden. In der Ak­
tualität muß die Kritik den Beurtei­
lungskreislauf aufbrechen, der wesent­
lich durch das Fernsehen geschlossen 
wird.

7 Vorgeformte Problemstellungen.
• Auch das ausdrücklich kritisch an­

gelegte Urteilsvermögen entkommt der 
Indoktrination nicht. Sie wird zum Bei­
spiel durch das Feuilleton der großen 
Tages- und Wochenzeitungen und ent­
sprechende Rundfunk- und Fernsehsen­
dungen geleistet, die zwischen wissen­
schaftlich-technischen Neuheiten und 
allgemeinverständlicher Diskussion 
vermitteln, wobei sie sich meist auf neu 
veröffentlichte Bücher stützen. Durch 
unsere Bemühungen im Themenkreis 
Philosophie sind wir immer wieder dar­
auf gestoßen worden, daß alle Themen, 
zu denen wir aus irgendeinem Grund ar­
beiten möchten, in diesen Medien auf­
gefaßt wurden, so daß man es, will man 
Ergebnisse in die Diskussion einbrin­
gen, immer schon mit einer vorstruktu­
rierten Meinung der Interessierten zu 
tun hat. Man muß diese vorgefundenen 
Urteile als vorstrukturiert bezeichnen, 
weil sie im Vertrauen auf angemessene 
Umsetzung vom Fach wissenschaftli­
chen ins Gemeinverständliche gebildet 
worden. Wie dem auch ganz genau sein 
mag, es ist wohl schon zu leisten, bei den 
zuständigen Geschäftsstellen zu den 
laufenden Projekten des Forums eine 
Dokumentation zu führen, die Mitglie­
der der Arbeitskreise könnten einsen­
den, bei Gelegenheit der Konferenz 
könnte Material gesichtet werden.Viel­
leicht könnten wir dann auch gezielter 
etwas für das Biklungsinteres.se der Le­
serschaft leisten, durch Lektürevor­
schläge, und auch hier käme den Ar­
beitskreisen des Forums eine Aufgabe 
der Sichtung von Interessantem und 
Verteilung der Rezensionsnrbeit zu, so 
daß die Vorauswahl begründet ist,

8 Kampf in den Institutionen. Unklar
• ist, wie die Publikation mit der Si­

tuation umgehen soll, daß über den po­
litischen Parteikampf ein Eindringen 
der Kritik in die Institutionen der bür­
gerlichen Gesellschaft stattfindet; das 
bis zu einem gewissen Grade auch mit 
Erscheinungen der Integration dieser 
Kritik verbunden ist. Heute haben wir 
bessere Möglichkeiten denn je, durch 
diese Art Fenster, ein solches ist zum 
Beispiel die Bundestagsfraktion der 
PDS, in das Innere der Institutionen zu 
blicken. Allerdings steht hier das Pro­
blem der Verarbeitungsqualität, d.h. es 
muß eine Brücke zwischen dem Leser­
interesse und den Repräsentanten ge­
schlagen werden. Nur so kann es zu ei­
ner Wechselwirkung zwischen unserer 
Leserschaft und den Leuten kommen, 
die als Repräsentanten sozialistischer 
Politik fungieren müssen.

9 Nochmals zur Redaktionsarbeit.
• Die flüssige Darstellung des Stof­

fes ist wichtig. Dazu müssen Regeln auf­
gestellt werden. Das Spiel von Gleich­
form und Abwechslung, Ordnung und 
Spannung, das den Inhalt in einer anre­
genden Ordnung zugänglich macht, ver­
langt eine inhaltlich und formal gute 
Abstimmung zwischen den einzelnen 
Redaktionsbeauftragten. Es ist sinnvoll, 
den Arbeitsablauf zu gliedern.

Die Projektierung ist ein Prozeß, der 
a) zwischen den Redaktionsbeauftrag­
ten und den Mitarbeitern abläuft und b) 
eine thematische Abstimmung zwi­
schen den Redaktionsbeauftragten ver­
langt.

Für diese thematische Abstimmung 
muß eine eigene Funktion geschaffen 
werden. Gegenwärtig wird sie vom Re­
daktionsbeauftragten für Aktuelles ir­
gendwie mit übernommen. Es wird vor­
geschlagen, diese Aufgabe, d. i. die Zu­
sammenführung der Projekteliste und 
die Absprache mit den jeweiligen Re­
daktionsbeauftragten durch einen Be­
auftragten der Herausgeberkonferenz 
zu betreuen.

Verbreitung der PB. Die Verbreitung der 
PB ist seit Gründung immer gesunken. 
Sie steht in einer Relation von etwa 3:1 
zu den Leuten, die für die Subvention 
zahlen. An dieser Relation hat sich auch 
nichts Bedeutendes geändert. Ganz 
ähnlich die Verbreitung der konzeptio­
nell ähnlichen Lokalberichte. Nur daß 
der örtliche Praxiszusammenhang mehr 
zählt und verschiedene Diskussionszu­
sammenhänge die Blättchen darin un­
gestört lesen können, so daß die Ver­
breitung höher liegt. Die Verbreitung 
der PB wird also davon abhängen, wie 
sich der Praxiszusammenhang des Fo­
rums (kommunistischer Arbeitsgemein­
schaften, vormals: BWK - Bundeskon­
ferenz; Red.) ausbildet.

Der Übergang des Forums zu einer 
vorwiegend inhaltlich bestimmten Ar­
beit, die Schulungs- und Bildungsar­
beit,die im Zusammenhang mit der Lin­
ken Schule Schnepfenthal und auch 
sonst läuft, bedeuten eine ausgedehnte­
re Praxis. Die PB können wegen der 
ganz guten Beziehungen zur Bundes­
tagsfraktion der PDS auch darin etwas 
leisten, den Nutzen dieser Arbeit für die 
praktischen Kämpfe vor Ort zu ver­
größern. Das Forum, das nicht als Par­
tei arbeitet, und die PB, die nicht als 
Zentralorgan geführt werden, können 
trotz der Rücknahme des Anspruchs 
ihre Praxis,d.h.ihren praktischen Nut­
zen, vergrößern. Eine verbesserte Ab­
stimmung auf die Anforderungen der 
Praxis der Leserschaft scheint möglich 
und sollte, soweit sie gelingt, zu einer 
verbesserten Verbreitung führen.

(Arbeitskreis Politische Berichte, 15.3.)
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Die Vorbereitungen für die Bundestagswahlen 1998 haben in allen Parteien 
begonnen. Mit dieser Broschüre wollen wir zu dieser Debatte ein inhaltliches 
Anliegen beisteuem: Das völkisch-großdeutsche Staatsbürgerschaftsrecht 
muß endlich radikal geändert ünd durch ein demokratisches Staatsbürger­
recht ersetzt werden. Das bedeutet: Der Artikel 116 des Grundgesetzes muß 
ersatzlos gestrichen werden, und das deutsche Staatsbürgerschaftsrecht, das 
in seinen wesentlichen Zügen noch immer auf dem kaiserlich-wilhelminischen 
Staatsbürgerschaftsgesetz von 1913 beruht, muß endlich radikal geändert wer­
den. Die ausländische Bevölkerung in der BRD muß sofort, unbürokratisch 
und vollständig eingebürgert werden und ihre vollen staatsbürgerlichen Rech­
te erhalten. (Aus dem Vorwort)
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erneutes Offenhalten dieser Frage - nun gegenüber Westpolen!
Dr. Franz Neumann zur NS-Minderheitenpolitik
„Beutedeutsche“ in Polen mit Wahlrecht in der BRD

Dr. Zbigniew Wiktor, Worclaw, Polen:
Die Republik Polen und die deutsche Rekolonisierungspolitik
Die 2+4-Verhandlungen, der Artikel 116 und die deutsch-polnische Grenze

Emil HruSka, Plzen:
„Erhaltung und Festigung des Deutschtums“ - in Tschechien
BRD-Ansprüche gegenüber Tschechien: Allzu frecher Kinkel wird abgemahnt

Rudi Arendt:
Deutsch-dänischer Grenzraum - Vorbild für europäische Minderheitenpolitik?

Christoph Comides:
NATO-Osterweiterung und völkische deutsche Außenpolitik gegenüber 
Kasachstan
Wie läßt sich Rußland zerlegen? Quellen aus „großdeutscher“ Vergangenheit
Die Bundesregierung berichtet über ihre Kasachstan-Politik
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Sozial & Solidarisch Gegen die erneute
Plünderung der Sozialkassen, für den 
Ausbau des Solidarprinzips
Beschluß des PDS-Bundesvorstandes zur Rentenreform
Die PDS lehnt die Vorschläge der Re­
gierungskommission zur Reform der 
Rentenversicherung ab.
• Bereits heute erreichen 55% der Män­
ner und 95% der Frauen in den alten 
Bundesländern nicht die Standardfen- 
te (von derzeit 1933 DM), die sich nach 
45 Versicherungs jähren zu durch­
schnittlichem Verdienst ergibt. Seit lan­
gem sind Maßnahmen zur Überwindung 
der Altersarmut, vor allem für Frauen, 
überfällig, mit der geplanten Absen­
kung des Rentenniveaus wird eine Aus-

| Weitung der Armut im höheren Lebens­
alter programmiert. Eine selbstbewuß- 

| te und würdevolle Gestaltung der Le­
bensverhältnisse im Rentenalter wird 
mehr und mehr nur für eine Minderheit 
der Bevölkerung möglich.
• Die lohn- und beitragsbezogene Ren­
tenversicherung wird zu einer Mindest­
versicherung degradiert. Angesichts 
sinkender realer Arbeitseinkommen 
Und unsicherer Arbeitsverhältnisse 
kann sich ein großer Teil der abhängig 
Beschäftigten keine zusätzliche Vorsor­
ge auf privater Grundlage leisten.
• Die Regierungsparteien schüren eine 
soziale Spaltung zwischen der älteren 
Und jüngeren Generation. Mehr Men­
schen erhalten länger eine Altersrente. 
Efor entscheidende Grund für die 
schwierige Finanzsituation der Renten­
fassen liegt in der Massenarbeitslosig­
keit. Zusätzlich zu der beträchtlichen 
Unterbeschäftigung, die im Jahres­
durchschnitt 1996 7,7 Millionen Men­
schen betraf, werden die Rentenfinan- 
2en durch die prekären Beschäftigungs- 
verhältnisse (geringfügig Beschäftigte, 
Scheinselbständige und Leiharbeit) ge­
schwächt. Ohne grundlegende Refor­
mierung der Erwerbsarbeit und eine 
entsprechende Umverteilung von Ar­
beit und Einkommen kann bei den Kas­
sen der Sozialversicherungen keine Sta­
bilität hergestellt werden.
• Die PDS tritt für den Ausbau des So- 
ddarprinzips ein: Die gesetzliche Al­
tersversicherung muß die Sicherung ei- 
*ies annehmbaren Lebensstandards im 
höheren Lebensalter garantieren. Wir 
fordern daher Übergangsmaßnahmen 
*Ur Bekämpfung der vorhandenen Al- 
forsarmut.. Für alle Menschen, unbe­
schadet ihrer Versicherungsjahre, ist 
*ine bedarfsorientierte Mindestsiche­

TERMINE

22723. März: Kommunalpolitische Konfe­
renz der PDS in Leipzig.
^eues Rathaus.Beginn 10.00 Uhr.Weitere In­
formationen bei Manfred Klaus, Außenstelle 
der BTG.Tel. (0 30) 22 75 73 05

28.-31. März: Ostermärsche

2. April: Medizin nur für Reiche? Das bun­
desdeutsche Gesundheitssystem im Span- 
hungsfeld von Solidarität und Reprivatisie­
rung. Diskussion mit E.Wetzstein, Mitarbei­
ter der Bundestagsgruppe PDS und Arbeits­

kreis Gesundheitspolitik der IG Arbeit, Ge­
sundheit und Soziales bei der PDS / Verein 
Gesellschaftsanalyse und politische Bildung 
in Berlin. Franz-Mchring-Piatz 1 

rung anstelle der Sozialhilfe einzu­
führen.

Die Sanierung der Rentenversiche­
rung wie der anderen Sozialkassen ist 
möglich, wenn die Regierung endlich ein 
wirksames Programm zur Bekämpfung 
der Massenarbeitslosigkeit verfolgt. Die 
PDS hat dazu eine Konzeption vorge­
legt und Finanzierungsvorschläge un­
terbreitet. Die Abschaffung des Renten­
unrechts für heute über 2 Millionen - 
und künftig weit mehr - Rentenemp- 
fängerlnenn aus den neuen Bundeslän­
dern durch die Aberkennung ihrer in der 
DDR rechtmäßig erworbenen Renten­
anrechte und die vollständige Beseiti­
gung der Handhabung der Renten als 
Strafrenten bleiben Forderung der PDS. 
• Die Vorschläge der Regierung und der 
Regierungsparteien zur Rentenreform 
laufen auf eine Fortsetzung der be­
kannten Umverteilungspolitik hinaus: 
Begünstigung der Reichen (siehe Ver­
mögenssteuer- und Steuerreform), Sen­
kung der Arbeitseinkommen und Ver­
schlechterung bei den Sozialeinkom­
men. Dadurch wird die Wachstums- und 
Akkumulationsschwäche des Kapitals 
nicht beseitigt werden. Die von der PDS 
geforderte Rentenreform geht von fol­
genden Gesichtspunkten aus:

1. Das Rentenniveau ist bei ca. 70% des 
Lohn- und Gehaltsniveaus zu halten. 
Die gesetzliche Rentenversicherung hat 
eine lebensstandardsichemde Funkti­
on, die nicht zu einer Minimalversor­
gung degradiert werden darf.
2. Die Dynamisierung der Renten sollte 
nicht nur an die Lohn- und Gehaltsent­
wicklung angekoppelt werden, sondern 
auch der Steigerung der Lebenshal­
tungskosten folgen und einen Inflati-, 
onsausgleich bieten.
3. Keinerlei Leistungskürzungen in der 
Rentenversicherung! Die Maßnahmen 
aus dem sogenannten Sparpaket sind 
zurückzunehmen, weil sie den Renten­
konsens von 1992 einseitig aufkündi­
gen.
4. Einfrieren der Beiträge für die Ren­
tenversicherung, vorerst stabil bei 20% 
(weniger wegen der Lohnnebenkosten, 
sondern vor allem, weil die Belastung 
der Beschäftigten im Gesamtensemble 
der Abgaben eine Schmerzgrenze er­
reicht hat).

19. April: Soziale Standards in Kommunen. 
Tagung der IG Arbeit, Gesundheit und So­
ziales
Berlin, Haus am Köllnischen Park, Saal 4, ab 
10.00 Uhr

2G./27. April: Bundestreffen der AG Betrieb 
& Gewerkschaft der PDS. Hauptthema ist 
der Flächentarif und seine Bedeutung. Als 
Referenten werden u.a. erwartet: Michael 
Wendl, ÖTV-Landesvorsitzender Bayern, 
Bodo Ramelow, HBV-Landesvorsitzender 
Thüringen.

5. Mai: Europäischer Tag der Behinderten

11.Mai: Treffen zurVorbercitungdcr AG Phi­
losophie der Linken Sommcrschule Schnep­
fenthal. Ort: 22767 Hamburg,Palmnillc 24, 
(S-Bahn Konigr.tr.); Zeit: voraussichtlich 
12.00 Uhr.

5. Erhöhung der Bundeszuschüsse zur 
Rentenversicherung auf 30% der Ren­
tenzahlung und Umwandlung in eine 
Defizithaftung.
6. Bessere Alterssicherung von Frauen 
(wozu der Bundestag bereits 19 91 - über 
alle Parteien hinweg - einen Auftrag an 
die Bundesregierung formulierte).
7. Ein existenzsichemder (sozialunab­
hängiger) Nachteilsausgleich für Men­
schen mit Behinderungen.
8. Aufeinander abgestimmte, flexible 
Formen von gesundheitlicher Rehabili­
tation, Selbstverwirklichung in Beruf­
stätigkeit und ergänzende Rentenlei­
stungen für chronisch Kranke.
9. Flexible Ermöglichung eines Über­
gangs vom Erwerbsleben in den Ruhe­
stand über Lebensarbeitszeitkonten.
10. Ergänzung der Versicherungslei­
stungen bei Bedarf durch eine steuerfi­
nanzierte Grundsicherung in der Ren­
ten, um alle Armutsrisiken auszusch­
ließen.
11. Langfristig eine Harmonisierung al­
ler Alterssicherungssysteme.
12. Ausweitung der Versicherungs - 
pflicht für jede und jeden, also auch für 
Selbständige, Beamte, Abgeordnete, 
Ministerinnen usw., und für jede Ar­
beitsstunde zur Abschaffung prekärer 
Beschäftigungsverhältnisse.
13. Deutliche Anhebung der Beitrags­
bemessungsgrenze.
14. Anbindung der Arbeitgeberbeiträge 
an die Wertschöpfung der Unternehmen 
statt an die Lohnsumme.
(Quelle: PDS-Pressedienst 8/97)

24. Mai: Wirtschaftspolitischer Workshop der 
PDS-Bundestagsgruppe. Vorauss. Themen: 
Wirtschaftsförderung, Beschäftigungsge­
sellschaften, kommunale Wirtschaftsförde­
rung, Wirtschaft von unten; ökologischer 
Umbau, Forschungs- und Technologiepolitik

31.Mai: Öff. Jahrestreffen von Redaktion und 
Herausgabekreis des Kurdistan-Rundbriefs 
in Köln, Jugendgästehaus, An der Schanz.

31. 7.-3.8. Linke Sommcrschulc in Schnep- 
fcnthal

29.-31.8.: UZ-Prcsscfcst in Dortmund.

20./21. September: Gewerkschaftspolitische 
Konferenz der PDS in Chemnitz.

11712. Oktober: Hcrbstfamfcrcnz des Fo­
rums Kommunistischer Aibeitsgcmeln- 
schuften in Köln, Jugcndgästehaus.
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Vorwärts und vergessen?
z .

Inge Viett zum Buch von Sarah Wagen- 
\ knecht und Jürgen Elsässer

Sahra Wagenknecht / Jürgen Elsässer, Vorwärts und vergessen? Ein Streit um Marx, Lenin, Ulbricht und 
die verzweifelte Aktualität des Kommunismus, Konkret Literatur Verlag; Hamburg 1996,142 S., 19,80 DM

Mario Moretti: Brigate Rosse. Eine italienische Geschichte. Interview von Carla Mosca und Rossana Ros- 
sanda, Verlag Libertäre Assoziation (Hamburg) und Verlag der Buchläden SchwarzeRisse/Rote Straße 
(Berlin), 285 Seiten, 29 DM.

Von Vergessen kann keinesfalls die Rede 
sein in dem politischen Streit von Sarah 
Wagenknecht und Jürgen Elsässer. Es 
geht um fünf große Themen:
• Wie nationalistisch war die DDR ?
• Die Aktualität des Kommunismus
• Was bleibt von 68 ?
• Die soziale Frage
• Die PDS

Was beide verbindet: sie sind Kom­
munisten und wollen eine Wiederbele­
bung kommunistischer Perspektiven. 
Was sie trennt, ist ihre verschiedene po­
litische Sozialisation.

Sarah Wagenknecht, in der DDR auf­
gewachsen und entschiedene Protago­
nistin der sozialistischen Grundwerte 
und Grundstrukturen, schaut auf die 
Entwicklung und Fehlentwicklung des 
Sozialismus, ohne jemals dabei die kon­
kreten Kräfteverhältnisse aus den Au­
gen zu lassen. Sie stellt alle Prozesse in 
den sie primär bestimmenden Kontext. 
Jede Entwicklung ist das Ergebnis ,real 
politischer Machtkonstellationen'. So 
zeichnet sie in ihren Diskussionsbeiträ­
gen den historischen Zusammenhang 
von Entscheidungen mit erhellender 
Genauigkeit nach und macht damit im­
mer wieder die ökonomischen und poli­
tischen Zwangslagen deutlich, in denen 
sich die DDR zu behaupten hatte und 
welche die Schattenseiten und Defor­
mierungen begünstigen.

Jürgen Elsässer hat dem 68er Rückzug 
widerstanden und ist ein radikaler lin­
ker Theoretiker geblieben. Nicht selten 
der ,Hans guck in die Lüft', der sich gern 
den Schönheiten des reinen Ideals und 
der reinen Visionen hingibt. Verführe­
risch oft, weil sich die Niederungen und 
Irrtümer der Mühen um die gesell­
schaftliche Umsetzung so geschliffen 
und pfiffig aufzeigen lassen als dunkle 
Flecken auf der lichten Schönheit. Das 
kann er meisterhaft und ist manchmal 
der Theoretiker im Elfenbeinturm, den 
die Verhältnisse verschont haben, seine 
Radikalität umsetzen zu müssen. Aber 
das tut seiner politischen Redlichkeit 
keinen Abbruch. Sie bleibt auch in der 
schärfsten Kritik sichtbar.

Er attackiert im ersten Thema den na­
tionalistischen Virus in der Deutsch­
landpolitik von Ulbricht und ebenso in 
der Kulturpolitik, die sich auf die deut­
schen Klassiker als nationales Gut be­
zog und sich somit nicht von der Usur­
pation der Klassiker durch die Nazis ab­
gegrenzt hatte. „Der von der SED-Pro­
paganda zum Teil verbreitete, zum Teil 
tolerierte nationale Virus war immer 
eine latente Bedrohung für die Eigen­
staatlichkeit der DDR - letal wirkte er, 
als 89 das sozialistische Immunsystem 
zusammenbrach. “

In ihrem Beitrag: Hier, wo die DDR ist 
... hier ist Deutschland breitet Wagen­
knecht fundiert das Spannungsfeld aus 
sowjetischen, westalliierten und BRD- 
Interessen aus und zeigt auf »welche tak­
tischen Funktionen Ulbrichts Einheits­
forderungen in der jeweiligen politi­
schen Situation hatten. Sie verteidigt 
auch den Bezug auf die Klassiker: „Die 

''klassische deutsche Philosophie und Li­
teratur, Goethes »Faust' und Hegels 
»Phänomenologie' und »Logik' gehören 
zu dem Besten, was die Menschheit in 
ihrer mehrtausendjährigen Kulturge­
schichte hervorgebracht hat. Sie stellen 
der beginnenden kapitalistischen Bar­
barei ihren ungebrochenen humanisti­
schen Anspruch entgegen.“ Wobei sie al­
lerdings schweigt zur Nationalisierung 
der Klassiker durch die SED und Elsäs­
ser zu Recht feststellt: „Eine antifaschi­
stische Erziehungsarbeit hätte darauf 
rekurrieren können, daß sich Goethe 
und Schiller ja gerade nicht als Vor­
kämpfer des Deutschtums, sondern als 

' Anhänger der französischen Revolution 
und als Kosmopoliten begriffen.“

Im zweiten Kapitel: Kommunismus - 
was sonst wird virtuos über Organisati­
onsformen, Spontaneität, Avantgarde 
und die Rolle des Staates gestritten, um 
alte und neue Strategien.

Wagenknecht will zurück zu den theo­
retischen Wurzeln des Marxismus-Leni­
nismus und von dort aus die sozialisti­
sche Bewegung neu ergrünen und er­
starken lassen, bereichert durch die Er­
fahrungen mit Dogmatismus, Opportu­

nismus und Schematisierung, berei­
chert durch die Analyse des theoreti­
schen und politischen Niedergangs des 
Sozialismus. Sie betont die Notwendig­
keit einer Avantgarde: „... eine soziali­
stische Bewegung, die Unerläßlichkeit 
einer Parteiorganisation ... eine soziali­
stische Bewegung, die nicht um geistige 
und ideologische Hegemonie kämpft, ist 
keine ... ohne politische Organisations­
form wird man nicht politisch wirksam 
werden können. Da die gegnerische Po­
litik im gesamtstaatlichen Maßstab ... 
gemacht wird, reichen regionale Bür­
gerkomitees und Widerstandsgruppen 
nicht aus ..."

Für Elsässer ist das „linker Konserva­
tismus“. Er setzt andere Akzente und 
verweist auf die Organisationsformen 
der spanischen Anarchisten und der 
APO, die allerdings, wie er einräumen 
muß, historisch nicht lange überleben 
konnten. Sein Fazit: „Die Geschichte 
hat also den Kommunisten Unrecht ge­
geben, ohne den Anarchisten Recht zu 
geben ... Vielleicht müssen beide von­
einander lernen ... die kommunistische 
Bewegung muß anarchistischer, die an­
archistische Bewegung muß kommuni­
stischer werden ... Das Mischungsver­
hältnis der Ingredienzen muß freilich in 
der Praxis herausgefunden werden.“

Im letzten Kapitel ist die PDS das Ob­
jekt ihrer beider Kritik, dennoch gibt es 
keine Übereinstimmung.

Wagenknecht legt die sozialreformi­
stische Strömung bloß, analysiert die 
Politik des Parteivorstandes und sein 
Streben nach Einbindung in das politi­
sche System. Sie hält die Zerstörung der 
PDS als linke Alternative durch ihre So­
zialdemokratisierung für die aktuellste 
und größte Gefahr: „Es wäre nicht das 
erste Mal in der Geschichte, daß sich 
eine linke Partei durch die Regierungs­
beteiligung verschließt. Letztlich trägt 
das nur dazu bei, daß die Leute links 
keine wirkliche Alternative mehr er­
kennen können und damit die Gefahr 
noch größer wird, daß rechte Populisten 
Boden gewinnen ..."

Elsässer - ausgerüstet mit höchster 

Sensibilität gegenüber jeden Deutsch­
tümelei und nationalistischen Tönen, 
konzentriert sich auf die rechten Ten­
denzen in den Themen und Kreisen um 
Ostrowski und auf die ambivalente Hal­
tung des Vorstandes dazu. „Als 38 Pro­
fessoren und Intellektuelle aus der DDR 
im Mai 95 ,In großer Sorge' die Verbür­
gerlichung der PDS beklagten, haben 
Parteivorstand und Bundestagsgruppe 
umgehend eine Distanzierung beschlos­
sen, ebenso 1992: Als du deinen Artikel 
in den Weißenseer Blättern geschrieben 
hast, wurdest du sofort vom Vorstand ... 
als Stalinistin abgestraft. Die Distan­
zierungen von unliebsamen Positionen 
funktionieren also, wenn die Partei es so 
will. Offensichtlich will man sich aber | 
von den Rep-tilien nicht distanzieren.“ I 

Natürlich hat die Sozialdemokratie 
ihre Integrationskraft geschichtlich er­
probt und bewiesen, rechts kann linkes 
Bewußtsein nicht integrieren, darum 
wird es immer eine Minderheit bleiben, 
aber daß eine linke Partei Neofaschis­
mus-kompatibles Denken tolerieren 
kann, ist ein abstoßendes Problem. Die­
se Minderheit ist potentiell immer auf 
der Seite des Mobs und bindet außer­
dem ständig Kräfte in einer unproduk­
tiven Auseinandersetzung, verwirrt und 
desorientiert fortschrittliche Wähler.

Das Buch ist für Linke wichtig, hier 
treffen zwei Argumentationslinien - Ost 
und West - aufeinander, die ausgiebig 
und fundiert über Niederlage und Neu­
anfang kommunizieren. Sarah Wagen­
knecht aus einer stabilen, gut ausge­
statteten marxistischen Weltänschau- 
ung und ihrem - nicht unkritischen - 
Apologismus zum ersten sozialistischen 
Anlauf in der DDR. Elsässer indessen 
plädiert dafür, „das welthistorische 
Scheitern des ,Modells 1917’ nicht zu 
leugnen ...“,und setzt auf eben die vom 
„Modell 1917“ unterdrückten Inhalte, 
Bewegungen und Organisationsformen.

Es gibt in diesem politischen Streit 
kein letztes Wort, das Recht hätte. Wir1 
müssen uns die Gewißheiten erst wieder 
praktisch erkämpfen.

□

Über die 
Roten 
Brigaden
Mario Moretti im 
Interview
280 Seilen Interview mit einem seit 
198 leinsitzenden Rotbrigadisten - von 
außen betrachtet wirkt das Buch über 
die Brigade Rosse (BR) eher ab­
schreckend. Daß es dennoch spannend 
zu lesen ist, liegt an den beteiligten Per­
sonen. Die Fragen stellen Rossana Ros- 
sanda und Carla Mosca, beide optimal 
vorbereitet und bereit zum Streit mit 
ihrem Gesprächspartner,der selten aus­
weicht. Mario Moretti, der Mann, der 
Aldo Moro verhörte und nach 55 Tagen 
Geiselhaft tötete,erzählt ..eine italieni­
sche Geschichte“ - so der Untertitel 
eine immer noch nicht abgeschlossene 
Geschichte’. Besser: seine Version dieser 
Geschichte. Anders als die Dcnunziu* 

tionen der pentiti, der reumütigen 
Kronzeugen, wirkt seine Erzählung ehr­
lich. Sie ist auch für ihn selbst unbe­
quem: Die Brigate Rosse, soviel wird 
deutlich,sind nicht in erster Linie an der 
Übermacht des Staatsapparats geschei­
tert. Vielmehr war ihre Konzeption von 
Anfang an falsch. Trotz ihrer Veranke­
rung in den norditalienischen Indus­
triebetrieben war die Isolierung der Mi­
litanten von den Arbeitern, ihre Illega­
lisierung voraussehbar. Auf den Alltag­
sterrorismus - kurzzeitiges Festsetzen 
und Verhören von Personalchefs und an­
deren Haßfiguren - folgte die massive 
Reaktion der Gegenseite. Durch sie 
wurden die Brigadisten in die Illegalität 
und in den bewaffneten Kampf getrie­
ben. Der Rückhalt bei den militantesten 
Arbeitern schwand dahin; allenfalls 
militärisch „erreichte der Klassen­
kampf ein höheres Niveau“.In Morettis 
Erzählung erscheint auch die spekta­
kulärste Aktion der BR, die Moro-Ent­
führung,als Desaster. Akribisch geplant 
und entschlossen ausgeführt,scheiterte 
sie an der Gutgläubigkeit der Brigadi­
sten. Daß der italienische Staat den 
Christdemokratep Aldo Moro eiskalt 
opfern würde, hatten sie nicht bedacht 
- und hätten cs, nach dem ganz ähnli­
chen inhumanen Agieren des bundes­

deutschen „Großen Krisenstabes“ bei 
der Schleyer-Entführung, doch wissen 
können: Die herrschende Klasse, ob in 
Italien oder der BRD, opfert der Staats­
räson notfalls auch die eigenen Leute.

Moretti gibt offen zu, daß die BR 
während der Moro-Entführung mit 
symbolischen Gesten des Staates zu­
frieden gewesen wären: „Wir hatten den 
größtmöglichen propagandistischen 
Effekt erreicht, niemand konnte ihn uns 
nehmen. Für den Abschluß hätte uns das 
Eingeständnis gereicht, daß es eine Fra­
ge der politischen Gefangenen gibt.“ 
Genau das war - für den italienischen 
Staat - eine größere Zumutung als die 
ursprüngliche Forderung der BR, 13 ih­
rer inhaftierten Genossinnen freizulas­
sen. Wer die herrschende Klasse an­
greift, um sie revolutionär zu stürzen, 
sollte zumindest ungefähre Vorstellun­
gen von den Kräften und dem strategi­
schen Denken des Feindes haben.

Mehr als zwei Jahre nach der Moro- 
Entführung gelang den BR ihr „politi­
sches Meisterstück“ (Moretti). Mit der 
Entführung des Richters Giovanni 
D’Urso konnte die Schließung des un­
menschlichen Knastes von Asinara 
durchgesetzt werden. Die gleichzeitige 
Revolte im Gefängnis von Trani ließ den 
Slogan „Drinnen und draußen ein 

Kampf“ Wirklichkeit werden; Richter 
D’Urso wurde auf Beschluß der Gefan* 
genen freigelassen. Was als modellhafte 
Aktion, gedacht war, konnte allerdings 
nie mehr wiederholt werden. Im April 
1981 wurde Mario Moretti verhaftet.

Die Roten Brigaden haben den Nach­
geborenen wenig Bewahrens wertes hin­
terlassen. Aus ihnen sind vor allem 
„Verräter“ hervorgegangen. Deren Lü- 
gen tritt Moretti entgegen. Mehl' noch, 
als die pentiti (die „reumütigen“ Kron , 
zeugen) verachtet er die dissociati: die 
jenigen, die sich mit politischen Argu 
menten vom bewaffneten Kampf lossa­
gen. Auf die Frage nach einem „retten­
den Ufer“ antwortet er: „Es gibt viele, 
die es denen anbieten, die sagen, es sei 
alles sinnlos gewesen. Wer bietet einem 
wie mir, der. behauptet, es hatte einen 
Sinn, eins an?“ Zur Selbstkritik ist er 
bereit: „Wenn ifian mich bedrängt zu er­
klären, warum wir uns geirrt haben, bin 
ich bereit, es zu tun. Aber ich kann es 
nur vernünftig tun, wenn wir die Fehler 
aller betrachten und auch den Kontext* 
in dem wir uns befanden.“ Für eine soh 
ehe öffentliche Debatte scheint Italien? 
auch oder gerade nach dem Regi^ 
rungsantritt der Post kommunisten - iiüz 
mer noch nicht reif zu sein.

(Aus: Elmshorner Gegensätze 3^




